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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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PROTEST/008: Musikszene - Opposition zum Äußersten gezwungen ... (Initiative Freiheit)

Appell alle JournalistInnen, KünstlerInnen, PolitikerInnen - An die
Regierungsverantwortlichen der Republik Türkei



Sehr geehrte Damen und Herren,

wir richten hier nochmals einen dringenden Appell an die Menschlichkeit, um
das Leben des türkischen Musikers Ibrahim Gökcek zu retten.

KünstlerInnen, Abgeordnete, JournalistInnen, MenschenrechtlerInnen,
Interessierte!

Hört seine Stimme!

 Ibrahim Gökcek will leben!

 322 TAGE HUNGERSTREIK !


Wir veröffentlichen einen aus dem Türkischen übersetzten Brief von Ibrahim
Gökcek...

- zunächst noch unser Aufruf:

Die Verantwortlichen in der Türkei brauchen nur zusagen, dass Grup Yorum
ein Konzert veranstalten kann, um den Hungerstreik zu beenden und die
Proteste zu stoppen!

Tausende Menschen, KünstlerInnen, Intellektuelle, Abgeordnete aus der
Türkei und international unterstützen die Forderung von Grup Yorum und
Ibrahim Gökcek. Es werden täglich mehr Stimmen, die Ibrahim's Leben
schützen wollen.

Der Aufruf geht nicht an Ibrahim, den Widerstand zu beenden, er richtet
sich an die tauben Ohren der türkischen Regierung!

Bassist Ibrahim Gökcek ist dem Tod nah und die AKP-Regierung wird
aufgerufen, endlich einzulenken und nicht ein weiteres Oppositionsmitglied
auf dem Gewissen zu haben.

HELIN BÖLEK - MUSTAFA KOCAK - .......?! STOP!

Es ist ein Grundrecht, künstlerischen Aktivitäten nachzugehen, als eine
international bekannte und populäre Band, die seit Jahrzehnten Lieder der
Opposition macht, bei Konzerten öffentlich aufzutreten!

Worauf wartet die türkische Regierung? Warum will sie Ibrahim sterben
lassen?

Justizminister der Türkei:

@abdulhamitgul @adalet_bakanlik

E-Mail: info@adalet.gov.tr

Innenminister der Türkei:

@suleymansoylu @TC_icisleri

E-Mail: basin@icisleri.gov.tr

 * 

Ibrahim's Brief:

In einem Zimmer in den Slums von Istanbul schau ich nach draußen. Wenn ich
rausgehen würde, würde ich den Bosporus sehen. Leider liege ich im Bett.
Mein Gewicht liegt nunmehr bei 40 Kg. Meine Beine haben nicht mehr die
Kraft, meinen Körper zu tragen. Vorerst kann ich mir den Bosporus nur
vorstellen.

Ich stehe auf der Bühne. Meine Gitarre mit meinem Lieblingsgürtel - der
Gürtel mit den Sternen - hängt an meinem Nacken. Vor mir sind
Hunderttausende von Menschen, haben ihre Fäuste in der Höhe und singen
"Bella Ciao". Meine Hand, die auf die Seiten schlägt, ist wie die
geschickteste Hand. Meine Beine sind gesund. Ich könnte einmal um Istanbul
herumrennen.

Diese beiden Sachen, die ich Euch erzählt habe, sind die echt? Der Grund
ist, dass ich in der Türkei lebe und hier Musik in einer politischen Band
mache. Deswegen ist meine Geschichte ein Teil der großen Geschichte meines
Landes. Es sind jetzt 310 Tage, seit ich aufhörte zu essen. "Ich erkläre es
mal so: Ich versuche mich mit meinem Hunger auszudrücken" oder aber "Sie
nahmen mir meine Bassgitarre weg, jetzt habe ich aus meinem Körper ein
Instrument gemacht".

Ich bin Ibrahim Gökcek. Ich spiele seit 15 Jahren Bassgitarre bei Grup
Yorum. Die Geschichte von Grup Yorum, die von vier Studenten vor 35 Jahren
gegründet wurde, ist genauso holprig wie die Geschichte der Türkei. Diese
Geschichte hat uns an einen Punkt gebracht, an dem wir uns, um Konzerte
geben zu können, zu Tode hungern müssen.

Ein Mitglied unserer Band, meine liebe Genossin Helin Bölek ist am 3. April
am 288 Tag ihres Todesfastens gefallen. Ihre Fahne trage jetzt ich.

Sie werden sich jetzt fragen, wofür Mitglieder einer Musikgruppe sterben.
Warum entscheidet man sich für eine beängstigende Methode wie das
Todesfasten.

Helins 28-jähriges Leben erzählt uns alles, ebenso wie die Tatsache, dass
mein Körper von Tag zu Tag schmilzt. Wir sind in eine Zeit hineingeboren,
in der man nach 1980 für Rechte und Freiheiten kämpfen musste. Wir haben 23
Alben herausgebracht, in denen wir die Bevölkerung den sozialistischen
Ideen näherbrachten. Nunmehr wurden über zwei Millionen Alben von uns
verkauft. Wir haben die Lieder der Unterdrückten aus Anatolien und aus der
ganzen Welt gesungen. Wir haben genau dasselbe erlebt wie diejenigen, die
von einer Freien und Demokratischen Welt träumen. Wir sangen die Lieder der
Oppositionellen und derer, die für ihre Rechte kämpfen. Wir wurden in
Gewahrsam genommen, verhaftet, unsere Konzerte wurden verboten, die Polizei
hat Razzien auf unser Kulturzentrum ausgeübt, unsere Instrumente wurden
zerstört. Zum ersten Mal wurde gegen uns unter der AKP-regierten Türkei
Kopfgeld ausgesetzt und wir wurden auf "Listen gesuchter Terroristen"
gestellt.

Aufgrund dessen verweigere ich das Essen, was euch nach meinen
Einschätzungen seltsam erscheint. Denn obwohl man auf mich ein Kopfgeld
angesetzt hat, fühle ich mich nicht wie ein Terrorist.

Der Grund warum wir auf diese Terrorliste gestellt wurden ist, dass wir in
unseren Liedern über die Bergarbeiter singen, die sieben Etagen unter der
Erde arbeiten müssen und wegen ihrer Arbeitsbedingungen sterben
mussten/getötet wurden, weil wir über Revolutionäre singen, die unter
Folter getötet werden, wir singen über die Bauern denen man die Ländereien
zerstört, über Intellektuelle, die verbrannt werden, wir singen über die
Menschen deren Häuser in den 'Gecekondus' (Barrackenvierteln) zerstört
werden, wir singen über das kurdische Volk, das unterdrückt wird, wir
erzählen in unseren Liedern über jene, die Widerstand leisten - und dies zu
tun, wird in der Türkei als Terrorismus eingestuft.

Dadurch, dass der Sozialismus in den letzten 30 Jahren in Verruf gebracht
wurde, konnte sich keiner vorstellen, dass jemand diese Art von Kunst
ausübt. Sie haben sich aber geirrt. Wir haben in der Geschichte der Türkei
als MusikerInnen dass größte Konzert veranstaltet, bei dem auch Tickets
verkauft wurden. Wir haben an diesem Tag mit 55.000 Stimmen
Revolutionslieder gesungen. Auch ich habe auf der Bühne mit meiner
Bassgitarre diesen 55.000-stimmigen Chor begleitet. Bei unserem letzten "Es
lebe die unabhängige Türkei"-Konzert waren knapp eine Million Menschen
dabei. 4 Jahre hintereinander haben wir die Bühne mit verschiedenen
Oppositionellen und KünstlerInnen geteilt. Einmal ist sogar Joan Baez mit
uns aufgetreten. Sie hielt dem Publikum unsere Gitarre entgegen, die von
der Polizei zerschmettert wurde.

Bei jeder Regierung war es so, dass Grup Yorum Repressionen ausgesetzt
wurde. Aber als 2016 die AKP-Regierung den Notstand ausrief und die
Repressionen gegenüber JournalistInnen, Oppositionellen, AkademikerInnen
immer größer wurden, ist uns klar geworden (oder wussten wir), dass uns
eine grauenhafte Zeit erwartet.

Als wir eines Morgens aufwachten, sahen wir sechs unserer Mitglieder auf
der Terrorliste. In dieser Liste war auch ich; der Gitarrist, der vor 5
Jahren ein Konzert vor einer Million Menschen gab, war plötzlich ein
gesuchter Terrorist, auf den man Kopfgeld ausgesetzt hat. Je tiefer die
Krise der AKP-Regierung wurde, desto stärker wurden die Angriffe, die
breite Kreise der Bevölkerung trafen. Nachdem die Liste veröffentlicht
wurde, griff man in zwei Jahren neunmal unser Kulturzentrum an.
Hintereinander wurden unsere Mitglieder verhaftet. Es kam sogar der Moment,
wo keine Grup Yorum Mitglieder mehr draußen waren. Ab jetzt mussten wir
nicht nur die Verbote durchbrechen, wir mussten sogar Leute finden, die bei
den Konzerten etc. spielten. Sodann haben wir mit unseren SchülerInnen aus
den 'Volkschören' Internetkonzerte veranstaltet. Auf der anderen Seite
haben wir Presseerklärungen und Unterschriftensammlungen gegen die
Repressionen gemacht. Leider nahmen die Repressionen kein Ende. Im Februar
2019 wurde auch ich während einer Razzia festgenommen. Im Mai 2019 haben
wir mit einem Hungerstreik begonnen. Unsere Forderungen waren,


	Aufhebung der Konzertverbote

	Beendigung der Razzien auf unser Kulturzentrum

	Freilassung aller unserer Mitglieder und Einstellung aller gegen sie laufenden Verfahren,

	sowie die Löschung unserer Namen aus der Terrorliste.



Später haben Helin und ich unseren Hungerstreik ins Todesfasten
umgewandelt. Das hieß, dass wir solange nicht aufhören werden zu hungern,
bis man unsere Forderungen akzeptierte, selbst wenn wir dabei sterben
würden.

Während unsere Verfahren noch andauerten wurden Helin und ich freigelassen.
Doch die Regierung ignoriert unsere Stimme, obwohl die Menschen auf unserer
Seite stehen und trotz der Anstrengungen verschiedener Oppositioneller,
Abgeordneter und KünstlerInnen. Sie sollen uns ein Konzert versprechen und
ich höre sofort auf mit dem Todesfasten. Dieses Versprechen gaben sie ihr
nicht. Ihre Beerdigung nach ihrem letzten Willen durchzuführen, haben sie
auch verhindert.

Jetzt liegt Helin in Istanbul in einem Friedhof unter der Erde. Über ihr
hängt ein Brautkleid. Das Zimmer neben mir ist jetzt leer und ich denke in
dem Bett, in dem ich seit einer bestimmten Zeit bin, darüber nach und weiß
nicht, wo meine Reise hingeht, und ob dieser Krieg, der in meinem Körper
stattfindet, mit dem Tod zu Ende geht oder ob das Leben gewinnen wird. Das
stärkste, was ich über diesen Krieg weiß und sagen kann ist, dass ich mich
an das Leben festklammern werde und meinen Weg zum Tode weiterführen werde,
bis man unsere Forderungen akzeptiert.

Ibrahim Gökcek

 * 

Quelle:

Initiative Freiheit
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/719: Klimakampf und Kohlefront - korrekte Demoanmeldung ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

Ende Gelände-Kundgebung am Kohlekraftwerk Datteln 4 am 17. Mai 2020



Recklinghausen - Das Aktionsbündnis Ende Gelände kündigt für Sonntag, den
17. Mai eine Kundgebung am Steinkohlekraftwerk Datteln 4 an. Damit
protestiert das Bündnis drei Tage vor der Aktionärsversammlung des
Betreibers Uniper gegen die Inbetriebnahme des Kohlekraftwerks. Das Bündnis
meldete dazu heute beim Polizeipräsidium Recklinghausen eine Versammlung
mit 60 Personen an.

Ende Gelände trägt der Corona-Pandemie durch ein umfassendes
Infektionsschutzkonzept Rechnung. Die teilnehmenden Personen werden einen
Abstand von mindestens drei Metern zueinander halten, die An- und Abreise
erfolgt einzeln. "Wir werden diesmal nur 60 sein, aber wir stehen für die
Mehrheit der Menschen in Deutschland. Dieses Kraftwerk ist ungewollt, es
darf nie ans Netz gehen. Auch und gerade in der Corona-Krise müssen wir das
Klima und unsere Zukunft schützen", sagt Versammlungsanmelder Daniel
Hofinger. Eine für Mai geplante Aktion mit mehreren Tausend Teilnehmenden
hatte Ende Gelände zu Beginn der Corona-Pandemie abgesagt.

Mit der Aktion macht Ende Gelände auf die ausbeuterischen Lieferketten der
Steinkohle aufmerksam. "Uniper importiert Blutkohle, um klimaschädlichen
Strom zu produzieren, den niemand braucht", sagt Ende Gelände-Sprecherin
Kim Solievna. Die Kohle wird unter anderem aus der russischen Region
Kuzbass importiert, wo sich Lungen- und Krebserkrankungen häufen und
Menschen ihr Zuhause und ihre Lebensgrundlage durch Umsiedlungen für den
Kohleabbau verlieren.


Weiterführende Informationen:

Nach einer repräsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Kantar
lehnt eine Mehrheit von 68% der Befragten Datteln 4 ab: 

https://act.gp/u1d4

Anfahrt:

Die Kundgebung findet am 17. Mai 2020 von 12.00 bis 13.30 Uhr.
Versammlungsort ist die Straße "Zur Seilscheibe" in 45711 Datteln: 

https://tinyurl.com/yd6wkgtc

www.ende-gelaende.org

Twitter: @Ende__Gelaende

Facebook: baggerstoppen

Instagramm: ende__gelaende

Flickr: endegelaende

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / FAKTEN





MELDUNG/216: nautile - bereit zum Eintauchen? Das Online-Magazin mit Kunst und Kultur (idw)

Deutsch-Französische Hochschule DFH - 30.04.2020

nautile: bereit zum Eintauchen? Das Online-Magazin mit Kunst und Kultur
von und für jeden in Zeiten von Covid-19



Die Deutsch-Französische Hochschule (DFH) hat - in Partnerschaft mit dem
Deutsch-Französischen Jugendwerk (DFJW), dem Deutsch-Französischen
Kulturrat (DFKR) und mit Unterstützung von ARTE - einen Raum für
Offenheit, Kreativität, Einfallsreichtum und Inspiration geschaffen in
Form eines mobilen Magazins. Ob Profi oder Laie jede und jeder kann ab
Donnerstag, dem 30.04.2020, unter nautile.cc Künstlerisch-Kreatives oder
Reflektives in Zusammenhang mit Covid-19 einstellen oder in die
gesammelten Beiträge eintauchen. Aktuell dient das Online-Magazin nautile
als Ausdrucks- und Austauschort für künstlerische Energie und später als
Archiv und Zeitdokument.

Menschen sind weltweit von den Einschränkungen durch das Corona-Virus
betroffen. Etliche Plattformen informieren über Gesundheitliches,
Wissenschaftliches oder Statistisches um und über Covid-19. nautile legt
einen kulturellen Schwerpunkt. Die Webseite lädt Studierende und Lehrende,
Schülerinnen und Schüler, Auszubildende, Freiwillige, Künstlerinnen und
Künstler, Kreative und Intellektuelle aus Deutschland, Frankreich und
Europa ein, tätig zu werden, um ihren Umgang und ihre Gedanken in eigene
künstlerische und kulturelle Beiträge zu fassen und über die Webseite mit
der Welt zu teilen- und diese dann auch für andere erfahrbar zu machen.

Egal, ob in Ton, Film, Bild oder Text unter nautile.cc können Menschen auf
Französisch, Deutsch, oder Englisch veröffentlichen, was sie beschäftigt
und welche künstlerische Möglichkeit die aktuelle Situation hervorbringt.
Dadurch möchte nautile auch zeigen, dass trotz räumlicher Einschränkungen
das kreative Denken uneingeschränkt bleibt, dass trotz
Ausgangsbeschränkungen nationale Grenzen überwunden werden können und dass
internationale Beziehungen in schöpferisch-kreativer Lebendigkeit
weiterhin erhalten und gelebt werden wollen; sei es im Sinne der
Wissenschaft, Bildung, Kunst und Kultur oder - des Menschen selbst.

Unter den ersten Einsendungen sind eine Serie an Fotografien von Renate
Koßmann, die Berlin als menschenleere Corona-Stadt zeigt, ein Interview
von Prisca Martaguet & Friends, die Passanten fragt, was in Zeiten von
Corona positiv ist, die bunte Wachsmalzeichnung der neunjährigen Ela auf
der in schwarzen Lettern 'Freiheit' steht, ferner Gedichte, fiktive
Briefwechsel und eine Videoarbeit, die zeigt, dass ein Mundschutz mehr als
nur ein Mundschutz sein kann.

Der Zugang zur Webseite erfolgt ohne Anmeldung. Ein Rechtsschutz ist
gewährleistet. Die eingesendeten Werke werden vor Veröffentlichung von
einem Redaktionsteam geprüft.

Neugierig?

Dann tauchen Sie ein und berichten Sie über nautile.cc.

Auch um zu zeigen, dass Kultur und Kunst systemrelevant, europaweit
verbindend und gesellschaftlich unerlässlich ist.

nautile ist allen Pflegerinnen und Pflegern von Gesundheit, Bildung,
Wissenschaft, Kunst und Kultur gewidmet.


Weitere Informationen unter:

https://nautile.cc

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution552

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsch-Französische Hochschule DFH, 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





AFRIKA/255: Sudan verbietet die Genitalverstümmelung bei Frauen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Sudan verbietet die Genitalverstümmelung bei Frauen

Von Riccardo Noury, Amnesty International Italien, 2. Mai 2020



Am 30. April kündigte die sudanesische Übergangsregierung einen neuen
Artikel im Strafgesetzbuch an, der die Genitalverstümmelung bei Frauen
verbietet.

Dies ist, neben anderen, ein wichtiger Fortschritt der neuen
sudanesischen Regierung, die seit 2019 nach dem Sturz des Diktators
Omar al-Bashir an der Macht ist.

Nach Angaben lokaler Menschenrechtsorganisationen ist nach wie vor
weit mehr als die Hälfte der Mädchen dieser barbarischen Praxis
ausgesetzt. Bei Unicef haben neun von zehn Frauen im Alter zwischen 15
und 49 Jahren eine Genitalverstümmelung (Infibulation) hinter sich.

Das Gesetz ist daher der Beginn eines Prozesses, der auch auf
Aufklärung und Sensibilisierung beruhen muss.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / INITIATIVE





ATTAC/2045: Autogipfel - Mobilitätsinitiativen fordern Umbau der Autoindustrie

Gemeinsame Pressemitteilung


Attac Deutschland

Robin Wood

BUNDjugend

Sand im Getriebe

Autofrei leben

AnStifter e. V.

Klima- und Umweltbündnis Stuttgart

VCD Kreisverband Stuttgart e. V.

Naturfreunde Stuttgart

BI Neckartor Stuttgart


Frankfurt am Main, Berlin, Stuttgart u.a., 4. Mai 2020

Autogipfel: SUVs zu Straßenbahnen!

Zehn Organisationen und Mobilitätsinitiativen fordern Umbau der
Autoindustrie statt Abwrackprämien und Lockerung von Umweltauflagen



Zum morgigen "Autogipfel" mit Bundeskanzlerin Angela Merkel fordern zehn
Umweltorganisationen und Verkehrswendebündnisse eine grundlegende Wende
in der Verkehrspolitik.

Die Organisationen lehnen die Pläne für eine neue Pkw-Abwrackprämie und
die Lockerung von Umweltauflagen entschieden ab. Stattdessen fordern sie
ein umfassendes Programm für einen klimagerechten Umbau des
Verkehrssektors: Mögliche Corona-Hilfen für die Autoindustrie sind an
strikte sozial-ökologische Vorgaben zu knüpfen. Um die Klimaziele von
Paris zu erreichen, muss der motorisierte Individualverkehr als großer
CO2-Emmitent stark zurückgefahren werden. Stattdessen sind Fuß-, Rad und
öffentlicher Verkehr massiv zu fördern.

"Um den Automobilsektor auf das nötige klimagerechte Maß zu schrumpfen
und allen Menschen Mobilität zu ermöglichen, brauchen wir Verbrauchs-
und Gewichtsbeschränkungen für Autos, Tempolimits und autofreie Zonen.
Der Straßenneubau muss gestoppt und Subventionen wie das Diesel- und
Dienstwagenprivileg müssen abgebaut werden" , sagt Hendrik Auhagen von
der Attac-Kampagne einfach.umsteigen. "Das Ziel aller Maßnahmen muss die
Umstellung der Produktion auf saubere und gemeinschaftlich genutzte
Verkehrsmittel wie Busse und Bahnen sein. Es gilt, die Autoindustrie in
eine Mobilitätsindustrie umzuwandeln."

Eine Lockerung von Umweltauflagen zur Ankurbelung der Produktion, wie
von Autoherstellern gefordert, ist für die Verkehrswendebündnisse ein
Schritt in die vollkommen falsche Richtung.

"Es gibt ernst zu nehmende Hinweise zum Zusammenhang von
Luftverschmutzung und einer erhöhten Wahrscheinlichkeit, dass das
Corona-Virus tief in die Lungen von Menschen eindringt und
schwerwiegende, bis hin zu tödlichen Reaktionen auslöst. Forderungen,
die Umweltauflagen zu lockern, kommen daher einem Aufruf zur
Körperverletzung gleich. Die Politik muss jetzt die drastische
Reduzierung der Feinstaubemissionen durchsetzen. Das ist am besten durch
weniger Autos in unseren Städten möglich", sagt Dominique Just von Robin
Wood.

Alexander Schauenburg vom Klima- und Umweltbündnis Stuttgart ergänzt:
"Der öffentliche Nahverkehr als Verkehrssystem der Zukunft leidet unter
der Corona-Krise unter massiven Einnahmeverlusten. Statt die
Autoindustrie zu fördern, brauchen die Kommunen dringend Zuschüsse, um
die notwendigen ÖPNV-Angebote aufrechtzuerhalten. Vor allem sind schnell
gewaltige Investitionen in den Ausbau des öffentlichen Verkehrs nötig"

Die zehn Organisationen sind sich einig, dass die Coronakrise die Chance
für einen Pfadwechsel in der Verkehrspolitik bietet und werden sich
weiter gemeinsam für eine konsequente Verkehrswende einsetzen.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8974: Und morgen, den 05. Mai 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 05.05.2020 bis zum 06.05.2020 +++






[image: Jean-Luc 8974 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Ganz genauso kühl wie heute

macht Jean-Luc das Wetter doch

zu des Wahnsinns fetter Beute

und treibt ihn ins Wasserloch.
















Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





ITALIEN/316: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 4.5.2020 (SB)



Mit den Worten "Über vier Millionen Italiener werden wieder arbeiten
und öffentliche Verkehrsmittel benutzen" zitierte die italienische
Nachrichtenagentur ANSA am Montag Ministerpräsident Giuseppe Conte,
der damit den Beginn der sogenannten "zweiten Phase des
Coronavirus-Notfalls" und Lockerungen der Beschränkungen bekanntgab.
Die Gefahr einer Ansteckung bliebe bestehen, diese könnte aber durch
ein "noch größeres Verantwortungsbewußtsein" vermieden werden, so der
Regierungschef.

Die Generalsekretäre der drei großen Gewerkschaften - Maurizio Landini
(CGIL), Annamaria Furlan (CISL) und Carmelo Barbagallo (UIL) - haben
die Einhaltung klarer Sicherheitsvorschriften angemahnt. "Wir arbeiten
nur, wenn Sicherheitsbedingungen vorliegen und an allen Arbeitsplätzen
angewendet werden, andernfalls werden wir die Aktivitäten wieder
einstellen", erklärte Landini. Es müsse, so Annamaria Furlan, über "ein
Modell für Wachstum und Entwicklung" nachgedacht werden.

Inzwischen nehmen die Auseinandersetzungen mit den Regionalregierungen
weiter zu. Präzedenzfall ist Kalabrien, das von der 
Forza-Italia-Präsidentin Jole Santelli regiert wird, die u. a. Bars und Restaurants
wieder öffnen ließ. Das sei "der klassische Fall einer Sache, die
gegen eine klare nationale Maßnahme unternommen wird", verurteilte
Regional-Minister Francesco Boccia von der sozialdemokratischen
Partito Democratico (PD) scharf diesen Verstoß. Im Hintergrund stehen 
die Versuche Matteo Renzis, Chef der an der
Regierung beteiligten Partei Viva Italia (Lebendiges Italien), Contes
Rücktritt durchzusetzen und unter Einbeziehung der Forza Italia 
Berlusconis eine Regierung ohne die PD zu bilden.

4. Mai 2020
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MEMORIAL/216: Vor 45 Jahren siegte Vietnam (Gerhard Feldbauer)

Vor 45 Jahren siegte Vietnam

Während Big Minh kapitulierte, rauchten auf dem US-Botschaftsgelände die Verbrennungsöfen, in die CIA-Leute ihre Geheimakten warfen

Auf Avican-Helicoptern flohen die letzten Amerikaner zu den US-Kriegsschiffen vor der Küste

Von Gerhard Feldbauer, 3. Mai 2020



Es war der 30. April 1975, als gegen 11.30 Uhr Ortszeit die
Vorausabteilung eines Panzerregiments der Befreiungsstreitkräfte
handstreichartig, wie es in Presseberichten damals hieß, ohne
Gegenwehr in das Zentrum von Saigon vorstieß. Die T-54 donnerten an
der US-Botschaft vorbei zum Doc Lap-Palast, dem Sitz der Saigoner
Marionetten-Präsidenten. Der Führungspanzer rammt das schmiedeeiserne
Tor auf, zwei weitere folgen ihm, ihre Ketten hinterließen auf der
Teerdecke tiefe Spuren. Vor dem Aufgang hielten sie. Der
Regimentskommandeur, Oberst Bui Van Tung, kletterte aus dem
Geschützturm und ging mit einigen seiner Offiziere die Treppen zum
Palast hoch. Links und rechts des Eingangs bezogen Soldaten mit
aufgepflanztem Bajonett Posten. Kein Widerstand regt sich. Als Tung
den Sitzungssaal des Präsidenten betrat, erhoben sich Duong Van Minh,
dem man drei Tage vorher das nunmehr verhasste Amt aufgehalst hatte,
und der Vizepremier Vu Van Mau.

"Big Minh", wie der mit 1,80 Meter ungewöhnlich große Südvietnamese
genannt wurde, hatte 1963 den Putsch gegen Präsident Ngo Dinh Diem
angeführt. Gelegentlich hatte er in den letzten Jahren allgemein zu
einem "Friedensschluss" aufgerufen. Dass ihn US-Botschafter Martin
Graham für den Mann gehalten hatte, der für die Vietcong noch am
ehesten akzeptabel für eine Übergabe sein könnte, war auf einen
weiteren Gesichtspunkt zurückzuführen. Minh hatte einen Bruder in
Nordvietnam, der nichts geringeres war als General der Volksarmee.
Verfeindete Brüder in einem geteilten Land. Auf eine Antrittsrede
hatte der letzte Präsident wohlweislich verzichtet, einige Stunden
vorher aber über Radio die Bereitschaft zur Kapitulation erklärt und
sich dabei als erster Saigoner Vertreter an die Regierung der
kommunistischen Republik Südvietnam (RSV) gewandt und appelliert:
"Hört auf zu schießen, damit wir uns zusammenfinden können, um die
Verwaltung ordnungsgemäß zu übergeben, damit unnötiges Blutvergießen
vermieden wird".

Eine späte Erkenntnis. Im Präsidentensaal hatte er das Emblem der
Marionettenrepublik entfernen und ein neues mit einer Blume, die
Frieden und Einheit symbolisieren sollte, anbringen lassen. Nun stand
der große Minh im dunkelblauen Anzug dem Panzerobersten, der sich
nicht einmal vorstellte, gegenüber und sagte so entgegen kommend wie
möglich: "Wir warten auf Sie, um Ihnen alles zu übergeben." Der
antwortete ihm nur knapp: "Sie haben hier nichts mehr zu übergeben. Es
bleibt Ihnen nur noch die bedingungslose Kapitulation." Die
unterschrieb Minh dann auch. Vorher aber wurde er von einigen
Offizieren zur Rundfunkstation gebracht, um dort die Kapitulation
bekannt zu geben und die Saigoner Armee aufzufordern, den Kampf
einzustellen und die Waffen niederzulegen. Minh stand dann zwei Tage
den verschiedenen Vertretern der RSV-Regierung Rede und Antwort und
lieferte ihnen aus, was an Dokumenten des Regimes noch vorhanden war.
Danach konnte er sich in seine Wohnung zurückziehen.

Während Oberst Tung in den Präsidentenpalast ging, hißten Soldaten der
Befreiungsarmee die Fahne der Republik Südvietnam auf dem Gebäude.
Einheiten der Befreiungskämpfer hatten inzwischen auf dem Flugplatz
Tan Son Nhut den letzten Widerstand gebrochen, Ministerien und
wichtige Dienststellen, den Generalstab, Rundfunk- und
Fernsehstationen besetzt und die Verkehrsknotenpunkte unter ihre
Kontrolle gebracht. Partisanen, die in Saigon im Untergrund gekämpft
hatten, unterstützten sie.

Acht Stunden vorher hatte sich der US-amerikanische Statthalter in
Saigon, Botschafter Graham Martin, mit einem Hubschrauber abgesetzt.
Die unter Verletzung des Pariser Abkommens noch in Südvietnam
verbliebenen 25.000 amerikanischen Militärberater waren in den Tagen
vorher abtransportiert worden.




[image: Foto: Public domain, via Wikimedia Commons]

19. Juli 1968 - Südvietnams Präsident Nguyen Van Thieu (l.) und US-Präsident Lyndon B. Johnson (r.)

Foto: Public domain, via Wikimedia Commons



Den Zusammenbruch des Marionettenregimes hatte in den letzten neun
Tagen markiert, dass es drei Präsidenten hatte. Nguyen Van Thieu
legte am 21. April sein Amt nieder. Im Frühjahr 1973 war er als ein
erbitterter Gegner des Pariser Friedensabkommens aufgetreten. Die
Amerikaner hatten ihm, auf andere Weise als früher, beigebracht, dass
sie "das Sagen" hatten und er musste klein beigeben. Als die
Befreiungsstreitkräfte, Provinz um Provinz einnehmend, Saigon immer
näher kamen und über 200.000 südvietnamesische Soldaten überliefen
oder auch nur desertierten, hoffte Thieu, die Amerikaner zur Rückkehr
bewegen zu können. Er verstieg sich zu der Forderung, "die B-52 zur
Bestrafung der Kommunisten sowohl gegen Süd- als auch Nordvietnam"
starten zu lassen.

Aber in Washington war man sich klar darüber geworden, dass das die
Niederlage nur hinauszögern würde. So war es besser, davon zu
schwadronieren, Amerika habe sich "ehrenvoll" zurückgezogen und den
Saigoner Marionetten die Rolle der Verlierer zu zuschreiben. Nun
klagte Thieu die USA in einer Rundfunkrede wutentbrannt an, ihre
Vasallen im Stich zu lassen. Als seinen Nachfolger ernannte er den
71jährigen Tran Van Huong, ebenfalls ein treuer Gefolgsmann
Washingtons. Danach floh er nach Taiwan. Jens Nauntofte, Korrespondent
der Kopenhagener "Information", schrieb, sein Gepäck, das zu der
"Bristol" der US-Air Force, die ihn evakuierte, transportiert wurde,
habe etwa zehn Tonnen umfasst. Sein Vermögen hatte er vorher bereits
auf ausländische Banken transferieren lassen. Wie viele Millionen
Dollar es waren, wurde nicht bekannt. Huong blieb sechs Tage im Amt
und trat dann ebenfalls zurück, um Duong Van Minh zum letzten
Präsidenten zu ernennen.

Das Saigoner Regime war zusammen gebrochen. Es waren keine Minister
mehr anzutreffen und die meisten Generäle hatten ebenfalls das Weite
gesucht. Ihre Familien hatten viele schon Monate vorher in Erwartung
der Niederlage nach Bangkok evakuiert. Beamte und Offiziere
plünderten die Läden der Geschäftsviertel. Selbst fünf Minuten vor
Zwölf fanden sie keinen Ausweg aus der Sackgasse ihrer Gier nach
Wohlstand und Besitz. Fernsehgeräte, Fotoapparate, Radios, Duschen,
Toiletten, Fensterrahmen, Lampen, alles wurde demontiert und
weggekarrt.


Präsident Fords letzter Befehl

Auf dem US-Botschaftsgelände rauchten Verbrennungsöfen, in die
CIA-Leute ihre Geheimakten warfen. Wie später bekannt wurde, fielen
aufschlussreiche Top-Secret-Dokumente in die Hand der Demokratischen
Republik Vietnam, darunter auch Listen von Agenten der CIA. Das war
umso prekärer, als auch der Saigoner Stationschef, Tom Polgar, es
nicht geschafft hatte, viele seiner wichtigsten Informanten
auszufliegen. Ihm selbst war es gerade noch gelungen, sich mit einem
Hubschrauber zum Kommandantenschiff "Blue Ridge" abzusetzen. "Sicher
auf US-Kriegsschiff. Bis bald", hatte er von dort nach Langley
telegrafiert. Duong Van Minh hatte als letzter Staatschef nichts
weiter zu tun, als auf das Ende zu warten.

Am 28. April 1975 erging der letzte Befehl US-Präsident Gerald Fords
an Botschafter Graham Martin: Mit der Evakuierung zu beginnen und sich
selbst in Sicherheit zu bringen. Bis zuletzt hatte Washington die
Evakuierung hinausgezögert, weil nicht mit einer so raschen Einnahme
Saigons gerechnet worden war. Wie so oft in den vergangenen Jahren war
man auch in den letzten Stunden nicht in der Lage gewesen, dass
Kräfteverhältnis real einzuschätzen. 81 Helicopter standen Martin zur
Verfügung. Da sich der Flugplatz Tan Son Nhut bereits in den Händen
der Befreiungsarmee befand, mussten sie vom Dach der Botschaft und den
Dächern einiger umliegender Gebäude starten. US-Marines sicherten im
Botschaftsgebäude die Treppen, über die Vietnamesen nach oben
drängten, um mitgenommen zu werden.




[image: Foto: U.S. Marines in Japan Homepage / Public domain, via Wikimedia Commons]

Operation "Frequent Wind" ab 29. April 1975 - Die US-Marine evakuiert südvietnamesische Zivilisten

Foto: U.S. Marines in Japan Homepage / Public domain, via Wikimedia Commons



Sie schwenkten ihre Pässe mit den US-Visa, die sich manche für
100.000 $ in Hongkong besorgt hatten. Die Hubschrauber flogen alle
paar Minuten zu den vor Saigon liegenden Kriegsschiffen ab. Wütende
Saigoner Soldaten feuerten auf abfliegende Maschinen, US-Marines
erwiderten das Feuer. Während nach 14 Stunden der letzte
"Avican"-Helicopter abhob, waren in den unteren Geschossen bereits
Plünderer am Werk, rissen Teppiche heraus, zertrümmerten Möbel und
schleppten alles nicht Niet- und Nagelfeste davon. Das Personal des
amerikanischen Konsulats verließ mit zwei Flußschiffen auf dem Mekong
in Richtung Meer die Stadt. Hubschrauber der Saigoner Luftwaffe
beschossen sie mit MGs. Zurück blieben Tausende hoher Marionetten,
denen Botschafter Martin ebenfalls die Evakuierung versprochen hatte.
Insgesamt war geplant gewesen, 130.000 Vietnamesen, die eng mit den
USA zusammen gearbeitet hatten, in den USA aufzunehmen.

Als Duong Van Minh die Saigoner Truppen aufforderte, das Feuer
einzustellen, hatten diese bereits aufgehört zu kämpfen. Auf Straßen
und Plätzen stapelten sich die von ihnen weg geworfenen Waffen zu
großen Haufen. Vor öffentlichen Gebäuden und an Straßenkreuzungen
standen bereits am Abend des 30. April Posten der Befreiungskämpfer in
ihren olivgrünen einfachen Uniformen. Die Plünderungen hörten
schlagartig auf. Auf Straßen und Plätzen wurden die Befreier stürmisch
begrüßt. Die Bevölkerung überzeugte sich bald durch die Realität, dass
die von den USA und ihren Saigoner Marionetten betriebene
Gräuelpropaganda mitnichten der Wahrheit entsprach. Es gab keine
Erschießungen, keine Gewalt, keine Plünderungen. Die Bo Doi, die
Volkssoldaten, wie die Befreiungskämpfer genannt wurden, erwiesen sich
als Menschen aus dem Volk. Es gab Szenen, da verhinderten
Befreiungskämpfer, dass Saigoner Offiziere oder Beamte aus Angst vor
ihnen Selbstmord begingen. [1]

Saigon ist frei, Südvietnam nach zwei Jahrzehnten amerikanischer
Besatzungsherrschaft befreit; die Ketten eines ein Jahrhundert
währenden Kolonialjochs, das einst Frankreich errichtete, sind
zerbrochen. Nach Jahrzehnten Besatzungsherrschaft feiert Saigon am
nächsten Tag den ersten Mai als Tag des Sieges. Mit Saigon, mit Hanoi
und ganz Vietnam feiern Millionen in aller Welt, die an der Seite
Vietnams standen.


Fußnote:

[1] Börries Gallasch (Hrsg.), "Ho-Tschi-Minh-Stadt, die Stunde Null.
Reportagen vom Ende eines dreißigjährigen Krieges", Reinbek, Rowohlt
1975, S. 86 ff.



Im Juli 2005 erschien von Irene und Gerhard Feldbauer das Buch "Sieg
in Saigon: Erinnerungen an Vietnam" im Pahl Rugenstein Verlag Nachf. in
2. Auflage.

Siehe dazu die Rezension im Schattenblick unter INFOPOOL / BUCH → SACHBUCH:

REZENSION/343: Irene und Gerhard Feldbauer - Sieg in Saigon (Politik)

 * 

Quelle:

© 2020 by Gerhard Feldbauer
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Die Nukleare Teilhabe in der NATO - wird Europa ausgetrickst?

von Otfried Nassauer



Die USA haben in den letzten Monaten zwei Schritte zur Modernisierung ihres
Atomwaffenpotentials durchgeführt. Beide könnten Auswirkungen auf die NATO
und deren Konzept der Nuklearen Teilhabe sowie der nukleare Konsultationen
haben. Deren Bedeutung könnte sich in Zukunft verringern.

Worum geht es? Die Nukleare Teilhabe besteht aus zwei Komponenten, einer
technischen und einer politischen. Zur technischen gehört als Kern die
Bereitsstellung europäischer Trägersysteme für den Einsatz von
US-Atomwaffen im Kriegsfall und von Lagermöglichkeiten für US-Atomwaffen.
Zur politischen Teilhabe gehört die Beteiligung an NATO-Gremien, in den
Informationen ausgetauscht, Zukunftplanungen diskutiert und Entscheidungen
über nukleare Angelegenheiten getroffen werden wie zum Beispiel an der
Nuklearen Planungsgruppe und der nachgeordneten Arbeitsebene im
NATO-Hauptquartier in Brüssel, aber auch an den mit Nuklearwaffen befassten
Teilen der militärisch-operativen Stäbe des militärischen Oberkommandos im
belgischen Mons. Die Beteiligung an der technischen nuklearenTeilhabe ist
keine Voraussetzung dafür, bei der politischen mitmachen zu können.

Als die NATO in den späten 1960er Jahren den Übergang zur Strategie der
flexiblen Antwort vollzog und der nukleare Nichtverbreitungsvertrag
anstand, waren die nicht-nuklearen NATO-Mitglieder bemüht, sich
Informations- und Mitspracherechte oder gar partielle Mitenscheidungsrechte
in Nuklearfragen zu sichern. Dem sollte unter anderem eine
Weiterentwicklung der 1962 eingeführten provisorischen
Konsultationsmechanismen im Blick auf den Einsatz nuklearer Waffen durch
die NATO dienen. Es entstanden zwei Dokumente. Das eine betraf generelle
Richtlinien für Konsultationen über Fragen des NATO-Einsatzes atomarer
Waffen und verursachte relativ wenig Debatte.

Das andere zielte auf die Frage von Konsultationen über den erstmaligen
Einsatz (initial use) nuklearer Waffen durch die NATO, also das
Überschreiten der Schwelle zur nuklearen Kriegführung. Dieses Papier betraf
also Fragen des Primats der Politik und der politischen Kontrolle über
militärisch-nukleare Planungen. Zweifellos waren das Fragen, bei denen die
nicht-nuklearen Staaten Europas mitreden oder mitentscheiden wollten. Wann
und in welcher Form soll der erste Einsatz nuklearer Waffen erfolgen? Was
soll damit erreicht werden? Die NATO hielt sich ja explizit die Möglichkeit
eines Ersteinsatzes (first use) offen.

Über diese Frage wurde noch Jahrzehnte intensiv gestritten. Selbst bei
Debatten über die Einführung neuer Nuklearwaffen, die neue Optionen des
Ersteinsatzes ermöglichten wie die Pershing II, war das der Fall. Stärkten
die neuen Waffen die Möglichkeit, einen begrenzten Nuklearkrieg in Europa
zu führen oder stärkten sie die Ankopplung der USA? Bis zum Ende des Kalten
Krieges wurde keine Einigkeit erzielt. Spötter sprachen von der Strategie
der flexiblen Interpretation.

Der INF-Vertrag und das Ende des Kalten Krieges führten zu einem
weitgehenden Abbau der taktischen Atomwaffen in Europa und damit auch der
materiellen Basis, um einen begrenzbaren Atomkrieg in Europa führen zu
können. Die Rolle der verbleibenden Waffen sah man politisch in der
Kriegsverhinderung. Der Grund, intensiv über Fragen des Ersteinsatzes und
der atomaren An- oder Abkopplung zu streiten, verschwand.

Seit dem Wiederaufflackern der Konfrontation mit Russland kehren auch die
alten Geister wieder zurück. In den USA gewannen Vertreter der Position an
Gewicht, dass nur, wer die Fähigkeit habe, einen nuklearen Krieg
tatsächlich zu führen und begrenzte Kernwaffeneinsätze anzudrohen,
glaubhaft abschrecken könne. Unter Präsident Trump hat das zu ersten
praktischen Konsequenzen geführt, die Europa zu denken geben sollten.

Ende 2019 schickten die USA erstmals ein strategisches Raketen-U-Boot
(SSBN) auf Patrouille, das mindestens eine Trident-II-D5-Rakete an Bord
hatte, die nur einen kleinen Sprengkopf vom Typ W76-2 mit circa 8 KT
Sprengkraft trug. Der Einsatz dieses als substrategisch erachteten
Sprengkopfs für einen "initial nuclear use" in Reaktion auf einen
angenommenen taktischen Kernwaffeneinsatz Russlands in Europa wurde bereits
im Februar in einem kleinen Kriegsspiel bei STRATCOM durchgespielt. Ob
Washington die NATO konsultierte oder auch nur informierte, war keiner
Erwähnung wert. Das Kriegsspiel wurde als nationale Übung präsentiert.
Bekanntlich kann ein initial use (erstmaliger Einsatz) von Kernwaffen in
der NATO auch die Form eines Ersteinsatzes (first use) annehmen. 
NATO-Oberbefehlshaber Wolters bekannte zeitgleich, "Fan einer flexiblen
Ersteinsatzpolitik" zu sein, verzichtete aber darauf zu erklären, was diese
von der bisherigen Ersteinsatzpolitik unterscheide.

Wie der Spiegel berichtete, wurden die in Büchel stationierten 
US-Nuklearwaffen für 48 Stunden für ein "Softwareupdate" in die USA geflogen.
Da Software eingeflogen oder übertragen werden kann, ging wahrscheinlich um
weit mehr als nur eine neue Software. Die Waffen wurden wohl gegen andere
gleichen Typs ausgetauscht. Dafür gäbe es Gründe. Sei 2014 entwickeln die
US-Waffenlabore Verbesserungen der Sicherheitsarchitektur für die
Atombomben der B61-Familie. Diese sollten Ende 2019 zur Verfügung stehen.
Es ging um eine verbesserte "UC". UC steht für Use Control als um eine
bessere Nutzungs- und Einsatzkontrolle, die auch die Verhinderung
ungewollter Eingriffe umfasst. Technische Änderungen zu diesem Zweck
erfordern in der Tat oft so tiefe Eingriffe in die Waffen, dass sie nur in
den USA vorgenommen werden können.

Vorrangiger Zweck ist es, jeglichen unautorisierten Einsatz sowie alle
manipulativen technischen Eingriff in die nuklearen Waffen zu unterbinden.
Diese sollen nur bei exakt dem Einsatz explodieren können, den der 
US-Präsident freigegben hat. In allen anderen Fällen und auch wenn die Waffe
technisch manipuliert wird, soll sie sich selbst unbrauchbar machen. Die
Instandsetzung ist dann nur noch beim Hersteller möglich.

Beide Vorgänge können die nukleare Teilhabe berühren. Beide können zur
Konsequenz haben, dass diese geschwächt oder gar ausgehebelt wird. Warum?

Die Einführung des kleinen Trident-Sprengkopfs und das Kriegsspiel zeigen:
Die USA können von einem US-Boot aus eine US-Rakete mit einem US-Sprengkopf
als substrategisches Mittel für einen begrenzten atomaren Einsatz nutzen
und dabei wählen, ob das Ziel auf dem Territorium Russlands oder eines
anderen Landes liegt. US-U-Boote werden der NATO in Krise und Krieg nicht
mehr unterstellt. Es braucht kein europäisches Mittun, um die Schwelle zu
einem auf Europa begrenzten Nuklearwaffeneinsatz zu überschreiten.
Washington besitzt eine attraktivere Alternative zu den in Europa
stationierten nuklearfähigen Flugzeugen, die zudem erst die russische
Luftabwehr überwinden müssten. Diese Alternative hat ähnliche Vorteile wie
damals die Pershing II: Die kleine Sprengkraft mit geringerem
Kollateralschaden, eine kurze Flugzeit und eine Reichweite bis nach
Russland. Die Waffe kann sowohl in Reaktion auf einen russischen
Ersteinsatz genutzt werden als auch für einen eigenen Ersteinsatz. Sie
bürdet dem Gegner die schwierige Entscheidung auf, ob er den Konflikt
tatsächlich weiter eskalieren soll. Die Russland in den USA oft
unterstellte "escalate to de-escalate"-Strategie kann gespiegelt werden.

Auch die technischen Änderungen an den B61-Bomben könnten eine Nebenwirkung
haben. Auf den ersten Blick machen sie die Waffen sicherer. Das ist gut so.
Aber ist damit die Nebenwirkung verbunden, dass die nuklearfähigen
Trägerflugzeuge in Europa (DCA) die Waffen nur noch gegen im Voraus
festgelegte Ziele oder Zielgruppen einsetzen können und somit die für einen
"Initial Use" erforderliche Flexibilität der Zielplanung nicht mehr
gewährleisten. Die Waffe der Wahl für einen solchen Einsatz wären dann
wiederum die Trident-II-D5 mit einem kleinen Sprengkopf vom Typ W76-2.

Für Deutschland finden diese Änderungen im US-Nukleardispositiv zu einer
heiklen Zeit statt. Die Bundesregierung möchte weiter bei der Nuklearen
Teilhabe mitwirken und das BMVg plant deshalb rasch 30 Flugzeuge des Typs
F-18F zu beschaffen, um den Tornado abzulösen. Die Hoffnung, man könne via
nuklearer Teilhabe Einfluss auf den ersten oder einen Ersteinsatz von
Atomwaffen in Europa nehmen, könnte aber durch die US-Modernisierungen
weitgehend gegenstandslos werden. Der geplante Kauf neuer Kampfflugzeugen
würde dann zu einem sehr milliardenteuren Selbstbetrug. Er könnte seinen
Zweck nicht mehr erfüllen.

 * 

Quelle:
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GRASWURZELREVOLUTION/1948: "Ihr Mächtigen seht ungerührt auf eure Sklaven" - Buchbesprechung

graswurzelrevolution Nr. 446+447, März 2020

- beilage libertäre buchseiten -

"Ihr Mächtigen seht ungerührt auf eure Sklaven"

(Mozart: Arie des Allazim aus 'Zaïde', KV 344)

- Buchbesprechung

von Heidi Artich



Lebens-Laute - wer wollte es nicht bemerken, welch feine und
wohlklingende Mehrfachbedeutungen hier schlummern, der Vielfalt des
Lebens gemäß: Lauter wollen wir werden - und auch hier schon wieder
mindestens eine Doppelbedeutung, und so ließe sich trefflich weiter
fabulieren...

Mit dem Buch "Lebenslaute. Widerständige Musik an unmöglichen Orten"
des Verlages Graswurzelrevolution ist den Autoren unter der Redaktion
von Gerd Büntzly, Hedwig Sauer-Gürth, Katja Tempel, Andreas Will und
Sabine Will ein fast enzyklopädisches Lebenswerk gelungen, das nicht
nur eine Mahnung zur Bewahrung und weiteren Gestaltung demokratischer
Verhältnisse darstellt, die heute, in einer Zeit gewalttätiger
Ausbrüche und Hetze gegen alle die, die sich der Demokratie
verpflichtet fühlen, in Gefahr geraten sind. Ebenso stellt Lebenslaute
hier ein lebendiges Zeugnis jüngerer deutscher Geschichte vor sowie
viele Hintergründe und Ereignisse, die lohnten, auf Titelseiten zu
erscheinen, um dem noch immer zaudernden und furchtsamen Mitmenschen
Erhellendes und Aufrüttelndes an die Hand zu geben, um junge Menschen
zu begeistern und zu aktivieren, um Klischees und Schubladendenken
aufzubrechen und gleichzeitig die Freuden und Leiden
basisdemokratischer Ansprüche zu leben.

Das Buch verbindet in historischer Reihenfolge, beginnend im Jahr
1986 und endend im Jahr 2018, politischen Protest mit
musikalisch-künstlerischer Aktion an brisanten Orten, die dem
Klassik-Normalverbraucher wohl eher suspekt, wenn nicht unerhört
erscheinen.

Vom Raketendepot Mutlangen über das atomare Gorleben, das Waffenwerk
Oberndorf, das Abschiebegefängnis Eisenhüttenstadt bis in den
Hambacher Forst: Musizieren, wo es brennt!

Besonders interessant sind die persönlichen Beiträge einzelner
Beteiligter, die einen Einblick in das mit großem Engagement und
keineswegs immer ohne Zweifel betriebene Einbringen des ganzen Ichs
verdeutlichen. Alles wird von unten organisiert, alles lebt vom
Mitmachen, Organisieren, Streiten, Suchen, Finden, von Gewinn und
Verlust, von Lachen und Weinen, von unaussprechlich intensivem
Arbeiten und dem künstlerisch hohen Anspruch unter oft
nervenaufreibenden Bedingungen. Chapeau!

Und das Beste ist, wenigstens aus der Sicht geplagter feingeistiger
Lehrpersonen, der immense Bildungsfaktor, der dem Lebenslaute-Buch
innewohnt: Bachs Bauernkantate als wahrhaftige Begleitmusik für die
Befreiung des Ackers, seine Brandenburgischen Konzerte für eine
endlich friedliche Nutzung der Wittstocker Heide, denn "Waffenhandwerk
schafft nur Unheil" (Georg Friedrich Händel) oder auch Theodorakis'
Liturgie, den in Kriegen getöteten Kindern gewidmet, die immer wieder
von derartiger Brisanz ist, dass einem der Atem stockt. All diese
Meisterwerke werden hier in Zusammenhänge gestellt, die
Lehrbuchweisheiten kritisch befragen und die die Musik aus den
Hochkulturhimmeln zu den Menschen befördern - mit Leidenschaft und
großartiger Qualität präsentiert. Auch die Lieder, Texte,
Neudichtungen; die Mischung von Stilen und die immer wieder
auftauchende Hommage an das länderübergreifende Element der Musik
bewahren die Inhalte vor verstaubten Auffassungen und dem
lebensfremden Umgang mit ihnen: Töne und Klänge statt Grenzen und
Zwänge - wie wahr!

Sicherlich wird es selbst musikalisch-künstlerisch "Eingeweihte" (oder
gerade jene?) nicht in jedem Falle vergnüglich stimmen, dass diese
schöne, zumeist klassische Musik an so unerfreulichen, gar hässlichen
Orten aufgespielt wird. Diesen "Tabubruch" will nicht jeder mitmachen.
Nun, auch das bleibt dem demokratischen Diskurs anheimgestellt, denn
die Gedanken sind frei, und mir scheint, dass heftig Widersprüchliches
gegen den allgemein lethargischen Zeitgeist umso notwendiger ist: "Der
Hölle Rache kocht in meinem Herzen" - der so oft als schönste Arie der
Musikgeschichte gepriesene Wutausbruch der Königin der Nacht, der so
ambivalent-elegant daherkommt, führt diesen Geist des
Hinter-die-Fassade-Sehen-Müssens grandios vor. Es wird noch vieler
Lieder, Tänze, Konzerte und mutiger Menschen bedürfen, die längst
erkannt haben, o, welche Lust es ist, in freier Luft den Atem
einzuheben...

Auf jeden Fall bringen die Lebenslaute-Aktionen in diesem Buch
vielerlei Themen und Künste zusammen: Musikalisch-Literarisches,
Malerisch-Zeichnerisches, kulinarisch Vielfältiges, organisatorisch
Herausforderndes, gesellschaftlich Relevantes sowie menschlich
Bewegendes: Aufspielen statt aufrüsten! Machet die Tore weit - music
for free movement! Andante an der Kante!

Mögen dem Buch der widerständischen Musik viele Leser, Hörer und
weitere Mitstreiter beschieden sein; mögen Menschen sich ihrer Kraft
und ihres Selbst bewusst werden, denn "Demokratie ist im Grunde die
Anerkennung, dass wir, sozial genommen, alle füreinander
verantwortlich sind" (Heinrich Mann) - auch an unmöglichen Orten...


Lebenslaute (Hg.): Widerständige Musik an unmöglichen Orten.
33 Jahre Lebenslaute, Verlag Graswurzelrevolution 2019, 249 S.,
180 fast durchgängig farbige Fotos und zahlreiche Dokumente,
mit DVD, 25,00 Euro, ISBN 978-3-939045-39-7

 * 

Quelle:

Graswurzelrevolution, 49. Jahrgang, Nr. 446+447, März 2020,

Beilage libertäre buchseiten, S. 17

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster
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E-Mail: redaktion@graswurzel.net
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Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2486: Leute, legt die Arbeit nieder, kommt erst nach Corona wieder!

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 4 · April 2020

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Leute, legt die Arbeit nieder, kommt erst nach Corona
wieder!

Immer noch wird zuviel nichtnotwendige Produktion geleistet

von Violetta Bock



Die Straßen leer, der Himmel blau. Draußen scheint alles zu ruhen.
Der Ernst der Lage ist verstanden. Die wirksamste Maßnahme ist, ein
Treffen in Gruppen zu vermeiden. Kommunale Parlamente - ausgesetzt.
Spielplätze - geschlossen. Gaststätten - zu. Doch hinter den
Werkstoren toben Arbeit und Klassenkampf unbeeindruckt weiter.


In Ausnahmesituationen reden wir über den Alltag, wir kommen
schneller ins Gespräch, schneller zu dem, was uns nahe geht - mit
gebührendem Abstand von zwei Metern, besser noch online im Chat.
Schnell geht es gerade auch um die Arbeit: die einen gekündigt, die
anderen vor der Pleite, im Homeoffice mit Kindern, entspannt und
freigestellt oder weiter im Büro, in dem nichts zu tun ist, während
der Chef in der Zeitung posiert und appelliert, zu Hause zu bleiben.

Frech. Die einen schuften am Limit, andere arbeiten fast, als ob
nichts wäre, sollen dafür aber in der Freizeit Abstand halten, als
gäbe es Corona nur hinter der Stechuhr. Das Unsichtbare ist spürbar
und verunsichert. Eingequetscht zwischen den Stühlen. Auf dem einen
thront Corona und mahnt zu Abstand. Auf dem anderen der Chef, der
einen nicht zu Hause bleiben lässt. Im öffentlichen Raum sind mehr als
zwei zuviel, aber hinter den Toren, egal ob aus Glas oder Blech, wird
weiter produziert, nebeneinander, aneinander.

Ein VWler berichtet, wie sich Azubis in der Kantine auf die Pelle
rücken. Die Unruhe spürbar, alle nervös, aber versuchen nicht panisch
zu wirken. Der Betriebsrat fordert Produktionsstopp, denn wo ist die
Gefahr größer als unter Tausenden Beschäftigten? Ich schreibe mit
Kollegen von Daimler, die hoffen, dass auch sie zu Hause bleiben
können. Dann endlich kommt die Ankündigung des Stopps. Natürlich erst,
wenn die Überstunden abgebaut sind, damit die Kurzarbeit auch greift.

Ein anderes Unternehmen schickt relativ früh zumindest die Azubis nach
Hause. Eine gute Sache. Eine soziale Geste? Nein. Es wird gemunkelt,
dass nicht der Schutz der Azubis der Grund war, sondern der Schutz des
Betriebs vor ihnen. Die feiern am Wochenende und legen damit den
Betrieb lahm. Und Fachkräfte finden sich nun mal nicht so schnell.

BMW, VW, Daimler kündigen Mitte März endlich an, einen
Produktionsstopp einzulegen. Fürchtet der Vorstand, dass die sichtbare
Unruhe in einigen Bereichen in eine kollektive Aktion umschlägt und
auf andere Bereiche überspringt? Oder sind es dann doch die
Lieferengpässe?

Bei anderen brummt es richtig. Krauss-Maffai Wegmann - der Parkplatz
so voll wie vorm Edeka in den letzten Tagen vor der Ausgangssperre.
Bei Amazon: "Wir erfahren nichts, nur ab und zu wird jemand vom
Krankenwagen abgeholt." Jemand aus der Baubranche erzählt, irritiert
lächelnd, wie ein Holzlieferant zu ihnen meint: "Wir arbeiten weiter,
bis zum letzten Atemzug." Bei Corona ist das wörtlich. Es sind
Hilfeschreie, die verhallen, aber sie gehen tief ins Ohr.


Reaktionen der Belegschaften

Ich bin im Homeoffice. Außer manches aus der solidarischen
Nachbarschaftshilfe lässt sich vieles online erledigen, weniger ist es
deswegen nicht, alles muss anders laufen. Doch diese Distanz, in
Kombination mit der Dringlichkeit da draußen, zerreißt das Herz. Ich
möchte laut rausschreien: Schließt endlich die Betriebe, lasst die
Arbeit liegen. Auch wenn der Chef das nicht will, der sich nach seinem
Skiurlaub in Ischgl ins Homeoffice zurückzieht und um 21 Uhr
vielleicht auch mal zum Klatschen raus geht.

Macht, was ihr für richtig haltet. Leute, legt die Arbeit nieder,
kommt erst nach Corona wieder! In Betrieben, in denen keine Regelung
gefunden, keine Schutzmaßnahme eingehalten wird, die Arbeit jetzt
nicht notwendig ist, wird der Kampf gegen Corona identisch mit dem
Kampf gegen den Chef. In Italien gab es nach Streiks die Entscheidung,
nichtessenzielle Unternehmen vorübergehend zu schließen. In der
Schweiz fordert die Gewerkschaft Unia dasselbe und macht Druck, etwa
in der Baubranche, wenn Schutzmaßnahmen nicht eingehalten werden. Bei
Ford in Köln hat der Vertrauensleutekörper eine Onlinepetition zum
"Corona-Kurzarbeitergeld" gestartet: "Jetzt für alle auf 80
bzw. 85 Prozent erhöhen!"

Während aber in Italien, Frankreich, USA, Spanien wilde Streiks zur
Durchsetzung von Zielen führen, wird hier erstmal erwartungsvoll auf
überforderte Betriebsräte und sich konsolidierende Gewerkschaftsbüros
und Vorstände geschaut. Auf den Internetseiten der hiesigen
Gewerkschaften erfährt man zu allererst, wie es rechtlich gerade
aussieht, und das bleibt meist vage, widersprüchlich wie so vieles.

Ist das Recht für Zeiten von Corona gemacht? Sollte es das? Manche
Chefs verneinen dies mit großer Selbstverständlichkeit und meinen
damit, dass die Mitbestimmung jetzt nicht greifen kann. Manche
Betriebsräte lassen ihr Mandat zum Teil ruhen, oder produzieren
Betriebsvereinbarungen am Fließband, mal hört es sich ganz gut an, mal
wird breit verzichtet. Die Behörden ahnden gerade nicht und verweisen
auf Abmachungen im Betrieb oder mit dem Betriebsrat. Wo es die halt
gibt. Auf den Schlachtfeldern des Marktes werden mal wieder die
ArbeiterInnen geopfert.


Die versorgungskritischen Bereiche

Müssten jetzt nicht Frauen oder Familienangehörige einzeln vor
Betrieben stehen, um das Aussetzen der derzeit nicht notwendigen
Produktion zu fordern? So lange die männerdominierten Branchen der
Industrie das Risiko der Verbreitung des Virus nicht mindern, wäre die
Frauenbewegung da nicht nötiger denn je? Zum Schutz der Familien, der
Frauen, die in versorgungskritischen Bereichen an ihr Limit gehen.

Denn auch das ist ein Ergebnis von Corona. Die Unsichtbaren werden
sichtbar. All die prekär Beschäftigten, vor allem Frauen, die den
Laden am Laufen halten. Frauen im Einzelhandel berichten, wie sie von
Kunden bedrängt werden, viele berichten, wie sie beim Einkaufen nicht
nur auf leere Regale, sondern auch auf weinende Kassiererinnen
treffen. Busfahrer, die weiter dafür sorgen, dass Leute zur Arbeit
kommen. Der Personalmangel ist so groß, dass zumindest keine
Fahrkarten mehr verkauft werden und Zustieg nur noch an der Hintertür
ist. Dort drängen sich die Leute dafür umso mehr. Pflegerinnen
schreien auf. Seit Jahren wird das Gesundheitssystem
heruntergewirtschaftet. Nun rächt es sich. Pflegerinnen auf Stationen
posten Bilder unter dem Slogan: "Wir arbeiten für euch, bleibt ihr für
uns zu Hause."

Menschen in der Altenpflege, Handwerker, sie alle sind ab sofort
offiziell systemrelevant. Doch als Dank gibt es bisher vor allem warme
Worte. Man müsste meinen, die beste Zeit um Forderungen durchzusetzen.
Doch in Zeiten von Corona fällt das Streiken in diesen Bereichen
schwer.

Ich bin kein Fan von Generalstreikforderungen zu jeder Zeit. Doch wie
wäre es, wenn zumindest diejenigen in den "nichtessenziellen"
Betrieben sich dem Balkonapplaus während der Arbeitszeit für fünf
Minuten anschließen, um damit jene zu unterstützen, die in der
Dienstleistungsbranche das Überleben sicherstellen? Vielleicht eine
naive Spinnerei. Aber manches hat sich in den letzten Tagen
überschlagen. Corona macht auch das möglich.

 * 
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MELDUNG/1084: Podcast der Universität Heidelberg - Corona in den USA (idw)

Universität Heidelberg - 30.04.2020

Podcast: Corona in den USA

Heidelberg Center for American Studies mit neuem digitalen Angebot



Einen wöchentlichen Podcast zum Thema "Corona in den USA" bietet ab
sofort das Heidelberg Center for American Studies (HCA) der Ruperto Carola
an. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verschiedener Disziplinen sowie
Experten aus der Praxis diskutieren darin die Auswirkungen der globalen
Pandemie auf die Vereinigten Staaten. In der ersten Ausgabe erläutert
HCA-Mitglied Prof. Dr. Manfred Berg vom Historischen Seminar der Universität
Heidelberg unter anderem, auf welche Erfahrungen aus der Geschichte das
Land in der Bewältigung der Krise zurückgreifen kann. Der Podcast wird
jeweils donnerstags veröffentlicht und von Dr. Anja Schüler moderiert. Die
Dateien im MP3-Format können online gestreamt und heruntergeladen werden
unter

www.hca.uni-heidelberg.de/podcasts/index.html.

"Die USA erscheinen als Epizentrum der Coronavirus-Pandemie. Welche Folgen
dies für die Bevölkerung, das Gesundheitssystem oder die Wirtschaft, aber
beispielsweise auch die internationale Zusammenarbeit haben wird, wollen
wir mit unserem neuen digitalen Angebot in den Fokus rücken. Wie eine tief
gespaltene Gesellschaft mit diesen Herausforderungen umgeht, wird eine
zentrale Frage der Podcast-Reihe sein", erläutert der Direktor des
Heidelberg Center for American Studies, Prof. Dr. Welf Werner. Das
Themenspektrum der kommenden Beiträge reicht vom Präsidentschaftswahlkampf
über das amerikanische Gesundheitssystem bis hin zur Gelbfieberepidemie
von 1800. Dazu sprechen neben Mitgliedern des HCA aus der Geografie, den
Politik-, den Wirtschafts- und den Kulturwissenschaften auch
Gastreferenten wie der ehemalige Präsident der Weltbank, Robert Zoellick.
In einer englischsprachigen Sonderausgabe am 4. Juni wird er darlegen, wie
die Welt das Krisenmanagement der USA bewertet. Die Podcast-Reihe läuft
voraussichtlich bis Mitte Juli 2020.

Das Heidelberg Center for American Studies ist eine zentrale
wissenschaftliche Einrichtung der Universität Heidelberg. An dem
multidisziplinären Zentrum werden historische, kulturelle,
wirtschaftliche, politische und gesellschaftliche Entwicklungen in den USA
erforscht und in verschiedenen Studiengängen interkulturell qualifizierte
Amerikaexperten ausgebildet. Das HCA fördert zudem den Dialog zwischen
Wissenschaft und Öffentlichkeit und trägt zur Schaffung und Stärkung
transatlantischer Netzwerke bei.


Weitere Informationen unter:

http://www.hca.uni-heidelberg.de/podcasts/index.html

http://www.hca.uni-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FEATURE/1460: Deutschlandfunk Kultur - BRUDER von Jurate Braginaite, 5.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

BRUDER

Eine Geschichte in drei Teilen

Von Jurate Braginaite

Mit: Jurate Braginaite und Familie

Bauhaus-Universität Weimar 2019/ca. 56'

Feature

Dienstag, 5. Mai 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Die gemeinsam verbrachte Kindheit: lose Fäden in meinem Kopf. Wann
hat bei ihm alles angefangen und warum?" Beide Geschwister wuchsen in
Litauen auf und leben heute in Deutschland. Ihre Leben verliefen
unterschiedlich: Er hat mit 36 mehr Gefängniszellen von innen gesehen
als er zählen konnte. Sie besucht ihn, fragt nach, lässt sich nicht
abwimmeln. Und bald weitet sich die Lebensgeschichte des Bruders zu
Gedanken über einen untergegangenen Staat und einen neuen Anfang: "Wir
sind die Wiederholung in einer fremden Sprache."

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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FEATURE/1459: Deutschlandfunk Kultur - Kleinunternehmer in der Coronakrise, 5.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Kleinunternehmer in der Coronakrise

Zwischen Ohnmacht und Hoffnung

Von Natalie Putsche

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 5. Mai 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Viele, deren Arbeit als nicht systemrelevant erachtet wird, sind
derzeit in finanzieller Not und zum Stillstand verdammt. Einige
versuchen, sich neu zu erfinden, um über die Runden zu kommen:
Kleingastronomen, Menschen aus der Kulturbranche, kleine
Handwerksunternehmen. Nicht wenigen droht das Existenzaus. Staatliche
Hilfspakete machen Hoffnung. Aber wie und wie schnell kommt man an die
Gelder, in Zeiten, in denen auch Ämter nur notdürftig besetzt sind?
Natalie Putsche über Selbstständige zwischen schlaflosen Nächten,
notdürftiger Selbsterhaltung und der Aussicht auf Hilfe.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/2084: Deutschlandfunk Kultur - "Nordlichter" von Christina Baron, 6.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Nordlichter

Von Christina Baron

Bauhaus Universität Weimar 2014/50'57

Hörspiel

Mittwoch, 6. Mai 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Alles scheint wie immer: der Wind in den Bäumen, die Vögel, ein Hund
in der Ferne. Aber es ist viel zu still, keine Menschenseele weit und
breit. Statt in Panik zu geraten, richtet sich die Protagonistin im
Radiostudio der Universität ein und sendet. Vielleicht ist da draußen
jemand, dem es ähnlich geht? Die Tage und Wochen verstreichen, und die
Radiosendung wird zunächst zur Routine, dann zu einem Tagebuch, zu
einem Gesprächspartner in einer scheinbar ausweglosen Situation. Doch
wie lange kann man senden, ohne etwas zu empfangen? "Nordlichter" ist
ein Stück über die Einsamkeit der Sendenden und die Sehnsucht, gehört
zu werden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. April 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/2083: Thoreaus "Walden" - Jetzt zum Download (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. Mai 2020

500 Mitwirkende, 16 Stunden, ein WDR Hörspiel:

Thoreaus "Walden" - Jetzt zum Download!



Ab heute ist das WDR Projekt "Walden" unter www.zusammen-walden.de
online: Die Hörer*innen erwartet ein rund 16-stündiges Hörspiel in 26
Kapiteln nach dem Klassiker von Henry David Thoreau. Der WDR hatte
daraus ein Schwarmhörspiel gemacht und im April seine Hörer*innen
aufgerufen, jeweils eine der 503 Seiten online einzulesen. Innerhalb
weniger Tage luden 500 User*innen ihre Interpretation einer
Textpassage hoch und gestalteten so das Hörspiel mit. Schließlich
verbanden Andreas Ammer, Driftmachine und Acid Pauli das Textmaterial
mit Musik und Sound.

https://zusammen-walden.de

"Thoreaus Frage danach, wie wir leben sollen und wollen, könnte gerade
heute nicht aktueller sein. Von so vielen Menschen gemeinsam
vorgetragen, erhält der Text eine besondere Intensität und
Dringlichkeit. Er bringt Gemeinschaft zum Klingen, macht die
Produktivität einer Gruppe hörbar und weist Wege in der Isolation -
und aus ihr heraus. Wir bedanken uns bei jedem einzelnen Mitmachenden
und freuen uns auf die Vielen, die das Projekt jetzt anhören und sich
inspirieren lassen", sagt WDR-Hörspielredakteurin Christina Hänsel.

1845 baute sich der amerikanische Schriftsteller Henry David Thoreau
eine Hütte, abgeschieden im Wald von Massachusetts. Hier führte er ein
Leben, das Isolation fruchtbar zu machen versuchte. Sein Tagebuch
dieser Zeit nutzte er als Vorlage für "Walden", das zu einem der
einflussreichsten Bücher der amerikanischen Literatur wurde.

wdr3.de

https://www1.wdr.de/radio/wdr3/index.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 1. Mai 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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CHIRURGIE/523: Geplanter OP-Regelbetrieb ab 4. Mai 2020 - Mehr als 1,6 Mio. Patienten auf Wartelisten (idw)

Rheinische Fachhochschule Köln gGmbH - 28.04.2020

Geplanter OP-Regelbetrieb ab 04. Mai: Mehr als 1,6 Mio. Patienten auf Wartelisten



Am 12. März 2020 entschieden das Bundeskabinett und die
Ministerpräsidenten*innen aller
Bundesländer, dass die deutschen Krankenhäuser keine planbaren Aufnahmen,
Operationen und Eingriffe - soweit dies medizinisch vertretbar sei - ab
dem 16. März durchführen sollten. Prof. Dr. Rainer Riedel von der
Rheinischen Fachhochschule Köln fordert jetzt die schrittweise
Wiederaufnahme der medizinischen Versorgung von Patient*innen mit
planbaren invasiven Therapiemaßnahmen. "Nach den aktuellen Zahlen des RKI
kann aktuell von einer tendenziell zu bewältigenden Corona-Situation in
deutschen Krankenhäusern ausgegangen werden."

2018 wurden in Deutschland 16.974.415 Operationen durchgeführt. Geschätzt
ergeben sich somit rund 8,5 Mio. durchgeführte planbare (elektive)
Operationen im Jahr 2018. Das entspricht einer durchschnittlichen Zahl von
33.865 elektiven Operation (bei 251 Arbeitstagen) pro Tag. Hierbei
handelte es sich beispielsweise um Operationen aus den Bereichen der
Kardiologie, der Gallengänge, des Hüft- und des Kniegelenks sowie
Versorgungen der Wirbelsäule, Leistenbrüche, Metallentfernungen, Füße,
Krampfadern, Gebärmutter.

Unberücksichtigt sind an dieser Stelle geplante Tumor-Operationen, die
aufgrund des bestehenden hohen Corona-Infektionsrisikos unter
Berücksichtigung der Patienten-individuellen Konstellation ohnehin
verschoben wurden.

Dies bedeutet für mehr als 1,6 Mio. Patient*innen (bis zum 04.05.2020) mit
planbaren invasiven Behandlungsmaßnahmen eine Verschiebung ihrer
Therapien, die mit ihren behandelnden Ärzten abgestimmt war. Eine
notwendige Maßnahme unter den bekannten Corona-Rahmenbedingungen.

Im Hinblick auf die vom RKI am 27. April veröffentlichten Kennzahlen, zum
einen der Corona-Infektions-Reproduktions-Faktor r= 1,0 und die Zahl der
freien Intensivbetten in Deutschland: 12.789 kann aktuell von einer
tendenziell zu bewältigenden Corona-Situation in deutschen Krankenhäusern
ausgegangen werden. Darüber ist in Betracht zu ziehen, dass außerhalb der
für die Corona-Patienten erforderlichen medizinischen Abteilungen
schätzungsweise 150.000 Krankenhausbetten derzeit nicht belegt sind.

Prof. Dr. Rainer Riedel: "Patienten müssen jetzt das während der letzten
Wochen entwickelte Angstgefühl vor möglichen Corona-Infektionen verlieren,
um sich so unseren Kliniken bei den notwendigen Operationen anvertrauen zu
können, da ja unsere Hygienerichtlinien in dieser Zeit auf einem besonders
hohen Niveau sind. Auf diese Weise würde man unsere Krankenhäuser in die
Lage versetzen, schrittweise ihren bewährten Versorgungsauftrag in der
Patienten-Regel-Versorgung - bei einer gleichzeitigen vorgehaltenen
Corona-Patienten-Bettenreserve - wieder aufzunehmen. Selbst bei einer
schrittweisen Wiederaufnahme der Krankenhaus-Regelversorgung ab dem
04.05.2020 werden mehr als 1,6 Mio. Patienten mit elektiven
Therapie-Maßnahmen über Monate auf OP-Warte-Listen unserer Krankenhäuser stehen.
Wir schieben somit langsam eine Bugwelle von planbaren Operationen vor uns
her."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution936

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Fachhochschule Köln gGmbH - 28.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NEUROLOGIE/2064: SARS-CoV-2 kann das gefürchtete Guillain-Barré-Syndrom auslösen (idw)

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 23.04.2020

SARS-CoV-2 kann das gefürchtete Guillain-Barré-Syndrom auslösen



Anfang April wurde erstmals die Möglichkeit eines SARS-CoV-2-assoziierten
Guillain-Barré-Syndroms (GBS) in "Lancet Neurology" diskutiert [1]. Kurz
darauf folgten zwei weitere Publikationen aus Europa, die ein GBS bzw.
eine GBS-Variante bei COVID-19-Patienten beschreiben [2, 3]. Das GBS
entsteht häufig in Folge von Infektionen, z.B. nach bakterieller
Darminfektion oder Infektion mit dem Zytomegalievirus. Nun reiht sich auch
SARS-CoV-2 in die Reihe der GBS-auslösenden Erreger ein. Eine
Besonderheit: Während es häufig 2-4 Wochen dauert, bis ein
Infekt-assoziiertes GBS auftritt, kam es bei den SARS-CoV-2-Infektion bereits
nach 5-10 Tagen zu dieser schweren neurologischen Komplikation.

Das Guillain-Barré-Syndrom (GBS) ist ein schweres neurologisches
Krankheitsbild. Durch eine überschießende Autoimmunreaktion, häufig in
Folge von Infekten, wird die Myelinschicht der peripheren Nerven
geschädigt, so dass die Nervenfasern keine Reize mehr übertragen können.
Nachweisbar sind beim GBS oft Autoantikörper gegen Baubestandteile der
Nervenmembranen (Ganglioside) im Blut. Folgen sind Lähmungen (Paresen),
die meistens beidseitig in den Beinen beginnen, dann auch die Arme und das
Gesicht betreffen. Bei einigen Patienten kann sogar die Atemmuskulatur in
Mitleidenschaft gezogen werden, so dass sie beatmet werden müssen. Die
Betroffenen erhalten zur Therapie entweder hochdosiert intravenös
Immunglobuline oder es erfolgt eine Plasmapherese, ein extrakorporales
Blutreinigungsverfahren, bei dem die krankheitsauslösenden Autoantikörper
herausgefiltert werden. Oft dauert es viele Wochen, bis sich die Symptome
zurückbilden, bei einigen Patienten bleiben dauerhaft neurologische
Beschwerden bestehen.

Bekannt ist, dass etwa Drei Viertel aller GBS-Fälle in Folge von
Infektionen auftreten, sei es durch eine bakterielle Darmentzündung mit
Campylobacter jejuni oder einer Infektion der oberen Luftwege mit dem
Zytomegalievirus oder anderen Viren. Nun wurde erstmals über
SARS-CoV-2-assoziierte GBS-Fälle berichtet:

Der erste Fallbericht [1] eines vermutlich SARS-CoV-2-assoziierten GBS
betrifft eine 61-jährige Frau aus China, die mit Paresen der unteren
Extremitäten in die Klinik aufgenommen wurde, jedoch keine
Atemwegssymptome, Fieber oder Diarrhoe aufwies. In den folgenden drei
Tagen breiteten sich die Paresen aus. Die Therapie erfolgte mit
i.v.-Immunglobulinen. An Tag 8 entwickelte die Patientin Husten, Fieber
und wies im Thorax-CT Zeichen einer viralen Pneumonie auf. Der
SARS-CoV-19-Rachenabstrich war positiv. Die Autoren diskutieren ein
SARS-CoV-2-assoziiertes GBS, da die klassischen respiratorischen
Covid-19-Symptome aber erst eine Woche nach Beginn des GBS hinzukamen,
müsse auch die Möglichkeit eines zufälligen koinzidenten Auftretens beider
Erkrankungen in Betracht gezogen werden.

Doch zwei Wochen später wurde bereits eine Fallserie mit GBS bei fünf
italienischen SARS-CoV-2-Patienten veröffentlicht [2]. Von 1.000-1.200
Covid-19-Patienten erkrankten fünf innerhalb von 5-10 Tagen nach
Symptombeginn von COVID-19 an einem GBS, drei dieser Patienten mussten
maschinell beatmet werden. In der Studie konnte allerdings nicht
abgegrenzt werden, ob die Beatmung wegen des GBS oder der respiratorischen
Infektion notwendig wurde.

Eine dritte Arbeit [3] aus Madrid stellt zwei Kasuistiken von
Covid-19-Patienten mit der GBS-Variante des Miller Fisher-Syndromes (MFS)
vor. Im Serum waren MFS-auslösende Gangliosid-Antikörper nachweisbar und
beide Patienten hatten SARS-CoV-2-positive Rachenabstriche.

Typischerweise treten das klassische GBS oder das MFS 10 Tage bis zu vier
Wochen nach der zugrundeliegenden Infektion auf, also in der Regel,
nachdem die Patienten von der Infektionskrankheit genesen sind. Bei
SARS-CoV-2-Infektionen hingegen ist das Intervall deutlich kürzer. Alle bisher
berichteten Patienten erkrankten bereits 5-10 Tage nach Symptombeginn der
Covid-19-Erkrankung.

"Bei beatmeten Patienten auf der Intensivstation stellt das GBS eine
wichtige Differentialdiagnose zur sog. Critical Illness-Neuropathie dar,
einer peripheren Nervenschädigung, die in der Regel erst später im
Krankheitsverlauf bei Patienten auf der Intensivstation auftritt," betont
Prof. Dr. Helmar Lehmann von der Neurologischen Universitätsklinik Köln.
Und Prof. Dr. Peter Berlit, Generalsekretär der Deutschen Gesellschaft für
Neurologie, ergänzt: "Die Unterscheidung ist aber relevant, um nicht die
Behandlung mit Immunglobulinen zu versäumen."

Wichtig ist also, dass bei Patienten mit Guillain-Barré-Syndrom (oder
Miller Fisher-Syndrom) abgeklärt wird, ob eine SARS-CoV-2-Infektion
vorliegt. Umgekehrt muss bei Patienten mit schweren Covid-19-Verläufen,
die beatmet werden müssen, abgeklärt werden, ob nicht ein GBS/MFS
eigentliche Ursache der Beatmungspflichtigkeit sein könnte. Das gilt
insbesondere, wenn der bildgebende Befund der Lungen nicht auf
Organschädigungen deutet, die eine maschinelle Beatmung notwendig machen.
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ONKOLOGIE/2072: Forschung - Antikörper mit Potenzial ... die Metastasierung verhindern (idw)

Deutsches Krebsforschungszentrum - 24.04.2020

Metastasierung verhindern - ein Antikörper mit Potenzial



Ein bislang kaum erforschter Rezeptor in der Zellschicht, die die
Blutgefäße von innen auskleidet, kurbelt sowohl die Neubildung von
Blutgefäßen in Tumoren als auch die Metastasierung an. Wissenschaftlern
vom Deutschen Krebsforschungszentrum in Heidelberg (DKFZ) und der
Medizinischen Fakultät Mannheim der Universität Heidelberg ist es
gelungen, diesen Rezeptor mit einem Antikörper zu blockieren und so bei
Mäusen mit Brust- oder Lungenkrebs das Ausbilden von Metastasen zu
verhindern. Damit haben sie im Tierexperiment ein neues Prinzip
aufgezeigt, wie zukünftig die gefürchtete Absiedelung von Krebszellen
ausgebremst werden könnte.

Genau wie gesundes Gewebe sind Tumoren auf Nährstoffe angewiesen, die sie
über den Blutkreislauf erhalten. Doch da Krebszellen sich rasch vermehren
und die Geschwülste entsprechend schnell wachsen, kann hier ein Engpass
entstehen - wenn nicht gleichzeitig auch neue Blutgefäße sprießen. Zudem
stellen diese neuen Blutgefäße Transportwege dar, über die Krebszellen zu
entfernten Organen gelangen, wo sie zu Metastasen auswachsen. Ein Ziel in
der Krebstherapie ist es daher, die Angiogenese, also die Neubildung von
Blutgefäßen zu unterbinden, um Tumoren so den Saft abzudrehen und so die
Metastasierung zu verlangsamen. Entsprechende Wirkstoffe, die einen
Signalweg der Angiogenese unterdrücken, sind bereits im klinischen Einsatz
- allerdings mit begrenzter Wirkung.

Bereits vor zwei Jahren haben die Heidelberger und Mannheimer Forscher um
Hellmut Augustin einen neuen Angriffspunkt entdeckt, über den das
funktionieren könnte: Ein Rezeptormolekül namens Tie1. Es wird in den
Endothelzellen gebildet, also in der Zellschicht, die die Blutgefäße von
innen auskleidet. Bekannt ist außerdem, dass Tie1 bei der Tumorentwicklung
und beim Wachstum von Blutgefäßen im Tumor vermehrt entsteht. "Wir kennen
den Bindungspartner von Tie1 nicht und können daher noch nicht im Detail
sagen, wie der Rezeptor wirkt", sagt DKFZ Forscher Mahak Singhal,
Erstautor der aktuellen Studie. Was die Wissenschaftler aber
herausgefunden haben: Tie1 trägt bei fortschreitenden Krebserkrankungen
dazu bei, dass sich das Wachstum der Blutgefäße und der Tumoren selbst
beschleunigt. Außerdem destabilisiert Tie1 die Wände der Blutgefäße und
fördert dadurch das Entstehen von Metastasen. Wird Tie1 bei Mäusen
genetisch ausgeschaltet, unterdrückt dies sowohl das Tumorwachstum als
auch die Metastasierung.

Tie1 ist demnach ein interessanter Angriffspunkt für die Krebstherapie.
Vor diesem Hintergrund testeten die Wissenschaftler um Augustin eine Reihe
von Antikörpern, die gegen Tie1 gerichtet sind. Tatsächlich konnten sie
einen vielversprechenden Kandidaten ausmachen. Behandelten sie Mäuse, die
Brust- oder Lungentumoren hatten, mit diesem Antikörper, so verlangsamte
sich das Krebswachstum. Ein nennenswerter Effekt auf die Bildung von
Blutgefäßen in den Tumoren ließ sich jedoch nicht beobachten. Dafür wiesen
die behandelten Tiere signifikant weniger Metastasen auf als unbehandelte
Mäuse mit Brust- oder Lungentumoren.

Das heißt, der Antikörper kann zwar die Angiogenese im Tumor nicht wirksam
verhindern, birgt aber das Potenzial, bei einer Krebstherapie die
Metastasenbildung auszubremsen. "Noch allerdings haben wir nur bei
Versuchstieren beobachtet, dass der Antikörper eine therapeutische Wirkung
hat", betont Studienleiter Hellmut Augustin, dem es wichtig ist, keine
verfrühten Hoffnungen zu wecken. "Bis er vielleicht tatsächlich eines
Tages zur Behandlung von Krebspatienten zum Einsatz kommt, braucht es noch
viele Experimente und Studien."
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BILDUNG/1195: Mehr Sicherheit bei der Leichenschau ... Polizei und Kammer bilden Ärzte fort (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2020

LEICHENSCHAU

Polizei und Kammer bilden Ärzte fort

von Stephan Göhrmann



In Lübeck ist die Idee für ein gemeinsames Fortbildungsprojekt
entstanden. Ziel: Mehr Sicherheit bei der Leichenschau und Austausch
zwischen Ärzten und Polizisten.


Die Beamten des Kriminaldauerdienstes der
Bezirkskriminalinspektion Lübeck beschäftigen sich rund um die Uhr mit
schweren Delikten. Bei vielen ihrer Ermittlungen im Raum Lübeck und
Umgebung haben es die Kriminalbeamten mit Todesermittlungen zu tun,
bei der die Ursache unklar ist.

Dass ein Mensch verstorben ist bestätigt meistens der Notarzt. Ob der
Verstorbene eines natürlichen Todes oder eines nichtnatürlichen Todes
gestorben ist, stellen in der Regel niedergelasse Ärzte aus dem
Einzugsgebiet fest. Wenn möglich, wird der Hausarzt des Verstorbenen
informiert und zur Leichenschau herangezogen. In vielen Fällen ist
dieser jedoch nicht bekannt. Daher wird überwiegend ein Arzt des
ärztlichen Bereitschaftsdienstes der KV für die Leichenschau
angefordert. Da der Notdienst der KV erst die Notfälle behandeln muss
und nicht rund um die Uhr im Einsatz ist, müssen die Beamten und
Angehörigen oft zwei bis vier Stunden auf den ärztlichen
Bereitschaftsdienst warten.

Bei einer umfänglichen Leichenschau durch die gerufenen Hausärzte
kommt es nach Erfahrungen der Polizei vor, dass Leichen nicht
vollumfänglich entkleidet untersucht werden - die Inaugenscheinnahme
des komplett entkleideten Leichnams ist aber gesetzlich
vorgeschrieben.

Ein Problem ist auch die korrekte Dokumentation der Leichenschau. In
Schleswig-Holstein können die Ärzte nur zwischen der Feststellung
eines "natürlichen" und "nicht natürlichen" Todes entscheiden. Ist
sich ein Arzt über die genaue Todesart nicht im Klaren, wird oft
"nicht natürlich" angegeben. Mit dieser Bescheinigung muss die Polizei
ihre Ermittlungen aufnehmen. In Hamburg haben Ärzte bei der
Leichenschau eine dritte Option: Todesart "unklar". Dann geht der
Leichnam direkt an die Rechtsmedizin.

Christian Stahl arbeitet seit 17 Jahren bei der
Bezirkskriminalinspektion. In dieser Zeit hat der
Kriminalhauptkommissar neben den langen Wartezeiten auch oben
beschriebenen Probleme - oft wegen fehlender Routine und daraus
entstehender Unsicherheit sowie wegen Unkenntnis der Vorgeschichte des
Opfers - bei den Ärzten beobachtet. "Zusammen mit dem Zeitdruck stellt
das die Ärzte oft vor große Hürden", sagt Stahl. Zusammen mit der
Ärztekammer Schleswig-Holstein plant der Leiter der
"Arbeitsgemeinschaft Ärzte" deshalb eine curriculare Fortbildung.

Erste Ideen dazu existieren schon längere Zeit. Durch die regelmäßige
Zusammenarbeit zwischen Notärzten und Beamten gibt es gemeinsame
Treffen und begleitende Einsätze. Mal fahren die Beamten bei den
Notärzten mit, mal können die Notärzte bei der Kripo hospitieren.
Gemeinsame Fortbildungen für Notärzte und Beamte des
Kriminaldauerdienstes werden von Dr. Frank Hackmann und Christian
Stahl organisiert.

Die geplante curriculare Fortbildung soll den niedergelassenen Ärzten
mehr Sicherheit und Einblick in die Tätigkeit der Kriminalbeamten
geben. Fortbildungsgrundlage bildet im ersten Teil eine mehrstündige
Schulungen per E-Learningmodul des Interdisziplinären Fachforums
Rechtsmedizin sein. Der dazugehörige "forensic-atlas" vom Fachforum
Gerichtsmedizin ist online abrufbar und wird mittlerweile auch von
vielen Kriminaldienststellen zur Fort- und Weiterbildungszwecken
verwendet.

Ein weiteres Modul umfasst einen drei bis vierstündigen praktischen
Teil in der Rechtsmedizin. Dabei lernen die Teilnehmer, einen Leichnam
"vom Scheitel bis zu Sohle" zu überprüfen.

In dem letzten ein- bis zweistündigen Modul informiert die
Kriminalpolizei zusammen mit der Staatsanwaltschaft Lübeck über die
Rechte und Pflichten der Ärzte in Bezug auf das Bestattungsgesetz.

Geplant ist, dass die curriculare Fortbildung mit einem Zertifikat der
Ärztekammer Schleswig-Holstein abgeschlossen werden kann. Ihr Zeil sei
nicht nur die Qualifizierung der Ärzte. Sie soll zugleich einen
regelmäßigen Austausch zwischen Medizinern und Beamten initiieren.
"Ich hoffe, dass wir einen Pool von motivierten Ärzten
zusammenbekommen, die Lust am Thema Leichenschau haben, und auf
Anforderung der Rettungs- und Polizeistelle zur Leichenschau kommen",
sagte Stahl.

Interessierte aktive Ärzte sowie Ärzte im Ruhestand oder direkt aus
dem Studium können sich bei der AG Ärzte melden. Stahl sieht die
Gruppe als Vermittlungsstelle zwischen Ärzten und Polizei: "Wir sind
Ansprechpartner für alle an der Leichenschau Beteiligten."


Kontakt 

Wenn Sie Interesse an einem Kontakt mit der Kriminaldienststelle
Lübeck haben, können Sie sich unter der folgenden Mailadresse bei
Christian Stahl melden: ag-aerzte.luebeck.bki@polizei.landsh.de


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202004/h20044a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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BILDUNG/1194: Kostenfreie E-Learning-Fortbildung "Kinder gesund betreut" geht online (Stiftung Kindergesundheit)

Stiftung Kindergesundheit - 29.04.2020

Die kostenfreie E-Learning-Fortbildung "Kinder gesund betreut" der Stiftung Kindergesundheit geht online!



Mittlerweile werden in Deutschland über 800.000 Kinder unter drei Jahren
in Tageseinrichtungen betreut, Tendenz steigend. Neben dem quantitativen
Ausbau spielt insbesondere die qualitative Verbesserung der
Außer-Haus-Betreuung eine entscheidende Rolle. Für Eltern und pädagogische Fachkräfte
ist dabei die Erhaltung und Förderung der kindlichen Gesundheit und
Entwicklung ein besonders wichtiger Aspekt. Um einen Beitrag hierzu zu
leisten, bietet die Stiftung Kindergesundheit ab sofort die
E-Learning-Fortbildung "Kinder gesund betreut" für pädagogische Fachkräfte an.

Die wissenschaftlich fundierte Fortbildung basiert auf dem vom
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
geförderten, 2015 veröffentlichten Curriculum zur Gesundheitsförderung in
der Kindertagesbetreuung. Sie dient der Aus- und Weiterbildung von
pädagogischen Fachkräften und Tagespflegepersonen, um diese bei der
Erhaltung und Förderung der kindlichen Gesundheit zu unterstützen.

Die Fortbildung beinhaltet 24 Lerneinheiten à 60 Minuten zu den Themenschwerpunkten:


	Gesundheitsmanagement in der Kita und Kindertagespflege

	Verantwortungsvoller Umgang mit Erkrankungen, Unfällen und Auffälligkeiten

	Gesundheitsbildung mit Kindern

	Gesundheitspartnerschaft, Kooperation und Vernetzung



Die Lerninhalte werden mit Fachtexten, Lückentexten, Animationen,
interaktiven Grafiken, vielfältigen Aufgaben und Videos zeitgemäß und
abwechslungsreich vermittelt. Aufgaben und Checklisten für die Praxis
gewährleisten die Umsetzung des erlernten Wissens und erleichtern den
Praxistransfer. Nach erfolgreicher Teilnahme an einem Abschlusstest
erfolgt eine Zertifizierung zur*m "Gesundheitsmanager*in für die
Kindertagespflege".

Interessierte Fachkräfte können sich auf der Homepage 

www.kinder-gesund-betreut.de informieren und sich für die Fortbildung "Kinder gesund
betreut" registrieren.


Über die Stiftung Kindergesundheit

Die Stiftung Kindergesundheit engagiert sich seit 1997 aktiv für ein
gesundes Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen. Stifter und
Vorstandsvorsitzender Univ.-Prof. Dr. Berthold Koletzko und sein Team
informieren die Öffentlichkeit zu wichtigen Gesundheitsfragen und
erarbeiten in Kooperation mit Kompetenzpartnern und anerkannten
Spezialisten Präventionsmaßnahmen, welche alle Alters- und Lebensbereiche
vom Säugling bis zum Jugendlichen umfassen. Darüber hinaus fördert die
Stiftung den fachlichen Austausch von Ärzten und Wissenschaftlern und
liefert Expertise auf dem Gebiet der pädiatrischen Prävention.
Die Stiftung wurde für gleich drei Präventionsprojekte von "IN FORM -
Deutschlands Initiative für gesunde Ernährung und mehr Bewegung" des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft ausgezeichnet und ist
Partner des Bündnisses für Prävention.

Weitere Informationen über die Stiftung finden Sie unter:

www.kindergesundheit.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021
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FORSCHUNG/4174: Neurowissenschaft - Wie das Herz die Wahrnehmung beeinflusst (idw)

Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 28.04.2020

Wie das Herz die Wahrnehmung beeinflusst



Unser Herz und unser Gehirn kommunizieren ständig miteinander. Geraten wir
etwa in eine gefährliche Situation, sorgen Signale aus dem Gehirn dafür,
dass der Puls steigt - und entsprechend wieder sinkt, wenn die Gefahr
vorüber ist. Umgekehrt sendet auch das Herz Informationen ans Gehirn und
beeinflusst darüber auch unsere Wahrnehmung. Bislang ist jedoch unklar,
wie das funktioniert. Forscherinnen des Max-Planck-Instituts für
Kognitions- und Neurowissenschaften (MPI CBS) in Leipzig und der Berlin
School of Mind and Brain haben nun zwei entscheidende Mechanismen dafür
entdeckt - und wie diese zwischen einzelnen Personen variieren.

Schlägt das Herz in seinem regelmäßigen Rhythmus, zieht es sich während
der sogenannten systolischen Phase zusammen und pumpt Blut in den Körper.
In der anschließenden diastolischen Phase fließt das Blut zurück, das Herz
füllt sich wieder. Aus einer früheren Studie am MPI CBS weiß man: Im Laufe
dieses Zyklus verändert sich unsere Wahrnehmung. Während der ersten Phase,
der Systole, nehmen wir mit geringer Wahrscheinlichkeit einen elektrischen
Reiz am Finger wahr als in der zweiten, der Diastole.

In der aktuellen Studie entdeckten nun die Wissenschaftlerinnen, was der
Grund für diese veränderte Wahrnehmung ist: Mit dem Herzzyklus verändert
sich auch die Hirnaktivität. Während der ersten Zyklusphase ist ein
entscheidender Teil der Hirnaktivität unterdrückt, die sogenannte
P300-Komponente. Bei der geht man davon aus, dass sie sonst den Übergang
ins Bewusstsein kennzeichnet. Wird sie unterbunden, wird demnach die
eintreffende Information nicht bewusst wahrgenommen. Das Gehirn scheint
also zu erkennen, dass die durch den Puls hervorgerufenen Veränderungen im
Körper nicht real als Reaktion auf eine veränderte Umgebung auftreten. Sie
sind vielmehr nur eine Reaktion auf den regelmäßig wiederkehrenden
Herzschlag. Dadurch stellt es sicher, dass wir uns nicht jedes Mal aufs
Neue von unserem Puls stören lassen. Dieser Mechanismus scheint aber auch
zu bewirken, dass echte äußere Reize während dieser Phase nicht
wahrgenommen werden - zumindest entsprechend schwache.

Während ihrer Untersuchungen entdeckten die Forscherinnen noch einen
zweiten Effekt: Je stärker das Gehirn einer Person auf den Herzschlag
reagiert, desto unwahrscheinlicher ist es, dass sie den äußeren Reiz
wahrnimmt. "In dieser Zeit scheint sich die Aufmerksamkeit von Signalen,
die von außen eintreffen, auf solche zu verschieben, die wir aus dem
Inneren erhalten", erklärt Esra Al, Erstautorin der Studie, die jetzt im
renommierten Fachmagazin PNAS erschienen ist. Eine starke Reaktion des
Gehirns auf den Herzschlag bedeute demnach, dass es sich in einem Zustand
befindet, in dem es sich mehr auf Informationen aus dem Körper und den
Organen konzentriere. Eindrücke aus der äußeren Welt blieben in dem Moment
eher außen vor.

Die Ergebnisse sind auch medizinisch von Interesse. Sie erklären nicht nur
bei Gesunden den Zusammenhang von Herz- und Hirnfunktion, sondern auch bei
Erkrankungen dieser Organe. "Das könnte erklären, warum Menschen nach
Schlaganfall oft gleichzeitig am Herzen erkranken, und warum - andersherum
- Menschen mit Herzerkrankungen gleichzeitig in ihren kognitiven
Fähigkeiten eingeschränkt sind - obwohl die dafür zuständigen Hirnareale
gar nicht direkt betroffen sind", erklärt Studienleiter Arno Villringer.

Untersucht haben die Forscherinnen diese Zusammenhänge mithilfe von
schwachen elektrischen Signalen, die sie den Studienteilnehmern über
Elektroden am Finger gaben. Parallel dazu erfassten sie die
Hirnaktivitäten der Teilnehmer mithilfe von EEG und deren Herzaktivitäten
mittels EKG.


Originalpublikation:

Esra Al, Fivos Iliopoulos, Norman Forschack, Till Nierhaus, Martin Grund,
Paweł Motyka, Michael Gaebler, Vadim V. Nikulin, and Arno Villringer
Heart-brain interactions shape somatosensory perception and evoked
potentials

PNAS (2020) 

https://doi.org/10.1073/pnas.1915629117
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Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2155
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Quelle:
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STATISTIK/129: 54 % der Bevölkerung vertraut staatlichen Stellen in Sachen Gesundheitsschutz (BfR)

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 29.04.2020

Gesundheitlicher Verbraucherschutz: Mehr als die Hälfte der Bevölkerung vertraut den staatlichen Stellen

BfR veröffentlicht zehnten Verbrauchermonitor zur Wahrnehmung
gesundheitlicher Risiken



Ob Antibiotikaresistenzen, Mikroplastik, Salmonellen oder Aluminium in
Lebensmitteln - welche gesundheitlichen Risiken sind der Bevölkerung
bekannt und was beunruhigt sie? Antworten auf diese Fragen liefert der
BfR-Verbrauchermonitor, eine repräsentative Bevölkerungsumfrage des
Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR). Das Ergebnis der zehnten
Ausgabe: Mehr als drei Viertel der Bevölkerung halten Lebensmittel in
Deutschland für sicher. Gleichzeitig vertrauen 54 Prozent den staatlichen
Stellen, dass diese die Gesundheit schützen - das sind 5 Prozentpunkte
mehr als in der vorigen Befragung im August 2019. "Uns ist es wichtig, die
Ängste und Sorgen der Menschen zu kennen", sagt BfR-Präsident Professor
Dr. Dr. Andreas Hensel. "Nur so können wir gezielt und angemessen über
gesundheitliche Risiken aufklären."

Link zum Verbrauchermonitor 02/2020

https://www.bfr.bund.de/cm/350/bfr-verbrauchermonitor-02-2020.pdf

Als repräsentative Befragung liefert der BfR-Verbrauchermonitor in
halbjährlichem Abstand Einsichten zu der Frage, wie die Bevölkerung in
Deutschland gesundheitliche Risiken wahrnimmt. Dafür werden etwa 1.000
Personen, die in Privathaushalten leben und mindestens 14 Jahre alt sind,
im Auftrag des BfR telefonisch interviewt. Das neuartige Coronavirus wurde
zum Zeitpunkt der Datenerhebung im Februar 2020 von 1,4 Prozent der
Befragten als mögliches Gesundheitsrisiko spontan genannt. Aktuelle
Informationen zur Wahrnehmung des neuartigen Coronavirus in der
Bevölkerung in Deutschland stehen in der Spezialreihe "BfR-Corona-Monitor"
(https://www.bfr.bund.de/de/bfr_corona_monitor-244782.html) zur
Verfügung.

Die Klima- und Umweltbelastung, eine ungesunde oder falsche Ernährung und
das Rauchen führen auch in dieser Befragung im Februar 2020 die Liste der
am häufigsten genannten gesundheitlichen Risiken an. Verkehr, hohe Mengen
an Kunststoffen und politische beziehungsweise wirtschaftliche Interessen
fielen erstmalig unter die zehn am häufigsten spontan genannten Themen,
die ein Gesundheitsrisiko bergen können.

Die Bekanntheit der meisten Gesundheits- und Verbraucherthemen ist im
Vergleich zur vorigen Befragung im August 2019 insgesamt leicht gestiegen.
Fragt man nach ausgewählten Themen, so führen immer noch Salmonellen in
Lebensmitteln (96 Prozent), gentechnisch veränderte Lebensmittel und
Antibiotikaresistenzen (jeweils 93 Prozent) die Bekanntheitsskala an.

Wie im August 2019 sind Mikroplastik in Lebensmitteln und
Antibiotikaresistenzen immer noch die Themen, die den meisten Befragten
Sorgen bereiten. Jeweils über 60 Prozent der Befragten geben an, über
diese Themen beunruhigt zu sein. Im Vergleich zur vorherigen Umfrage ist
die Bevölkerung jedoch beunruhigter über Aluminium in
Lebensmittelverpackungen: Hier ist der Anteil derer, die sich Sorgen
machen, um 5 Prozentpunkte auf 43 Prozent gestiegen.

Dagegen wird Kohlenmonoxid als deutlich weniger beunruhigend wahrgenommen
als im August 2019 - ein Rückgang um 11 Prozentpunkte auf 26 Prozent. Auch
über Schimmelpilzgifte in Lebensmitteln, die Lebensmittelhygiene zu Hause
und den Küchenkeim Campylobacter zeigen sich die Befragten etwas weniger
besorgt als im vergangenen Jahr.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution638
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ARTIKEL/1530: Wie sich im März 2020 Segeberger Kliniken auf Intensivpatienten mit Covid-19 vorbereiteten (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2020

Reportage

Die Ruhe vor dem Sturm

von Robert Quentin



Im März bereiteten sich die Kliniken auf Intensivpatienten mit
Covid-19 vor. Der Pressesprecher der Segeberger Kliniken, Robert
Quentin, berichtet aus dem streng abgeschirmten Klinikgebäude.


Die Segeberger Kliniken haben ihren Betrieb vollständig in den
Krisenmodus versetzt - alles ist für die Bewältigung der
COVID-19-Pandemie vorbereitet. Ein Blick in ein Krankenhaus, das sich
binnen weniger Tage für ein Szenario aufstellen muss, das beispiellos
ist.

Vor der Rezeption der Allgemeinen Klinik hat sich eine
Menschenschlange gebildet. Nachdem die Landesregierung vor zwei Tagen
verfügt hat, dass Patientenbesuche in Kliniken ab sofort verboten
sind, endet der Aufenthalt von Angehörigen hier vor dem
Empfangstresen. Plötzlich wird es laut. Ein Mann, etwa Ende 50, tritt
stöhnend aus der Schlange heraus und will an Simone Weiland vorbei
durch die Tür.

Die hat ihn bereits fest im Blick. Seit Jahren ist sie als freundliche
und stets hilfsbereite Mitarbeiterin am Empfang erste Anlaufstelle für
Besucher und Patienten der Allgemeinen Klinik. Bisher kannte sie
Antworten auf sämtliche Fragen rund um das Krankenhaus. In Zeiten von
Corona steht sie nun vor der gewaltigen Herausforderung, konsequent
sicherzustellen, dass kein Klinikbesucher an ihr vorbeikommt. "Mein
Herr, Augenblick bitte, was ist mit Ihnen?", ruft sie dem Mann zu, der
sich jetzt an den Bauch fasst, taumelt und offensichtlich starke
Schmerzen hat. Mitarbeiter aus der Ambulanz kommen zur Hilfe und
führen ihn zur Diagnostik ins Behandlungszimmer. Die Nerven der
Umstehenden liegen blank, rasch beruhigt Simone Weiland die Wartenden
und stellt den geordneten Ablauf am Empfang wieder her.

COVID-19 stellt die Welt auf den Kopf - auch in den Segeberger
Kliniken. Jetzt sind Ärzte wie Stephanie Liedtke gefordert. Die
Krankenhaushygienikerin ist Leiterin des täglichen Krisenstabs der
Klinik. Seitdem es gilt, sozialen Kontakt zu meiden, leitet sie jeden
Morgen das interdisziplinäre Team aus Krankenhausleitung,
Pflegepersonal, Ärzten und weiteren Leitungskräften per
Telefonkonferenz. Am Abend zuvor hat sie an einer Krisensitzung im
Gesundheitsministerium teilgenommen. Als Leitende Notärztin und
Anästhesistin ist Stephanie Liedtke krisenerprobt, aber die aktuelle
Situation verlangt auch ihr alles ab. "Da ich schon seit Anfang Januar
die Entwicklung in China akribisch verfolge, habe ich mit der Dynamik
in Deutschland gerechnet. Ich hoffe nur, dass die vor einer Woche
verhängten Maßnahmen zur Einschränkung des sozialen Lebens schnell
greifen und zur Abnahme der Neuinfektionen führen. Klar ist aber, das
wird ein Marathon - und wir brauchen einen langen Atem", sagt sie.

Anfang Texteinschub

In Schulungen mit den Klinikmitarbeitern geht es u. a. um den Umgang
mit kontaminierter Kleidung und um die Betreuung beatmeter Patienten.

Ende Texteinschub

Diese Gewissheit hat sich unterdessen bei allen Verantwortlichen
eingestellt. Jeder rüstet sich entsprechend in seinem Bereich, auch
Dr. Anja Schulz. In der Allgemeinen Klinik mit 200 Betten ist sie
verantwortlich für die Patienten auf der Intensivstation. Nach
Absprache mit der Geschäftsführung hat der Krisenstab ein
Eskalationsszenario in drei Stufen festgelegt. Die Allgemeine Klinik
soll in Stufe eins zunächst für die erwarteten Corona-Fälle
vorbereitet werden. Dafür haben alle Fachbereiche sämtliche planbaren
Eingriffe abgesagt, um so Kapazitäten und Personal freizuhalten.
Intensivmedizinerin Anja Schulz kommt dabei eine Schlüsselrolle zu.
Seit Tagen ist sie dabei, die Beatmungskapazitäten aufzustocken. Mit
ihrem Team soll sie die erste COVID-19-Welle abfedern. "Wir werden das
auf Dauer mit unseren Leuten allein nicht bewältigen können. Daher
schulen wir nun unter Hochdruck alle frei werdenden Kolleginnen und
Kollegen entsprechend", sagt Anja Schulz. Es geht dabei um den Umgang
mit kontaminierter Kleidung, die Betreuung der beatmeten Patienten und
die Orientierung, wo sich auf der Intensivstation alle relevanten
Utensilien befinden, um jeden Corona-Patienten in den
Isolationszimmern professionell zu betreuen.

Die dreifache Mutter hat nicht nur die Organisation der
Intensivstation im Blick. Fürsorge für ihre Mitarbeiter ist jetzt ganz
wichtig. "Ich sehe zweifellos die Verunsicherung meines Teams. Das
erfordert ein hohes Maß an Sensibilität und Verständnis. Ich führe in
diesen Tagen häufig Mitarbeitergespräche. Da geht es um viele Fragen
zur Situation, wenn wir hier anfangen müssen, COVID-19-Patienten zu
versorgen", erzählt sie.

Während sie das sagt, bringen Rettungsassistenten einen beatmeten
Patienten, der aus einem Altenheim verlegt wird. Der Mann ist negativ
auf Corona getestet, betont ein Mitarbeiter und man merkt ihm an, dass
ihm diese Bestätigung wichtig ist.

Anfang Texteinschub

Vor jeder Zimmertür liegt Isolationskleidung parat, die Betten sind
noch mit Plastikfolie eingewickelt.

Ende Texteinschub

Zwei Stockwerke höher steht Dr. Alexander Bauer auf Station 3a auf dem
Flur. Es ist still. Der 47-jährige Internist hat hier mit seinem Team
alles für den Notfall vorbereitet. Die Maßnahme ist Teil der
Eskalationsstufe Eins. 13 bisher noch leere Zimmer warten auf
Corona-Patienten, die mit schweren Symptomen stationär aufgenommen
werden müssen. Vor jeder Zimmertür liegt Isolationskleidung parat, die
Betten sind noch mit Plastikfolie eingewickelt.

Um das Personal bis dahin zu schonen, hat der Leitende Oberarzt
mehrere Ärzte vorerst auf Abruf nach Hause geschickt. Wenn es losgeht,
sollen sie ausgeruht sein. "Wir modellieren momentan an verschiedenen
Dienstplänen herum. Ziel ist es, genügend ausgeruhtes Personal zu
haben, wenn wir als Klinik in den Fokus der Corona-Krise kommen", sagt
der Mediziner. Vorbildlich findet er das abgestimmte Vorgehen der
gesamten Klinik. "Wie hier alle interdisziplinär zusammenarbeiten, ist
wirklich beispielhaft. Das geht weit über die ärztliche und
pflegerische Zusammenarbeit hinaus. Ob Haustechnik, Reinigung oder
Verwaltung, in dieser beispiellosen Krise sind alle Gewerke gefordert
und wir arbeiten Hand in Hand. Wie schnell wir hier die Station
hergerichtet haben, macht mich sehr zuversichtlich für das, was
kommt."

Nicht abwarten kann, wer in diesen Tagen ein Kind erwartet. Laura
Kaben sitzt neben ihrem Partner im Kreißsaal, die Geburt steht kurz
bevor. Die selbst gewählte Isolation zu Hause hat die 24-Jährige zuvor
viele Nerven gekostet. "Ich hatte große Angst, gar nicht mehr versorgt
werden zu können. Ob ich noch zu meinem Gynäkologen komme oder mich
anstecken könnte. Das macht dich verrückt, wenn du allein zu Hause
bist." Ihr Partner hat sich vor zwei Tagen frei genommen. Als er
hörte, dass es ein komplettes Besuchsverbot in der Klinik gibt, bekam
auch er Angst. "Es gibt nichts Schlimmeres, als wenn du bei der Geburt
deiner Tochter nicht dabei sein kannst. Ich bin froh, dass wir jetzt
hier sind", sagt Mathias Eumann aus Wahlstedt. "Wir haben uns auf die
Sorgen der werdenden Eltern eingestellt. Kein werdender Vater wird von
uns abgewiesen", beruhigt Chefarzt Dr. Christian Rybakowski. Dafür
liegen an der Information bereits entsprechende Formulare bereit, "die
füllt man aus und kann dann auch in dieser Situation bei der Geburt
dabei sein", versichert der Mediziner.

Ellen Zander-Dardaillon trägt wieder Weiß. Die 54-jährige
Pflegedienstleitung kümmert sich in der Krise um die angemessene
Einsatzfähigkeit von 245 Mitarbeitern auf den Stationen im Herz- und
Gefäßzentrum und in der Psychosomatischen Klinik. Als Pflegemanagerin
kennt man sie eigentlich in lässiger Zivilkleidung. Aber seit das
Coronavirus bedrohlich näherkommt, zeigt sie mit dieser Kleidung
Flagge. "Natürlich organisiere ich jetzt noch mehr als sonst. Da wir
alle unsere Aufgaben über das normale Maß zu erfüllen haben werden,
finde ich es angemessen, wenn ich wieder als Fachpflegerin zu erkennen
bin. Denn das ist es, was ich im Zweifel auch tun werde", sagt sie.

Ellen Zander-Dardaillon arbeitet an der Schnittstelle zwischen
Geschäftsführung und Pflegepersonal. Sie kommuniziert die getroffenen
Entscheidungen an die Mitarbeiter. Dazu erklärt sie viel, schafft
Verständnis und sorgt dafür, dass der Teamgeist in dieser
herausfordernden Situation gewahrt bleibt. Die Anspannung ist hoch.
"Wir müssen sehr aufmerksam sein, die sich fast täglich ändernden
Vorgaben des Landes stets richtig umzusetzen", sagt sie. Als
beispielsweise mehrere Reha-Patienten samt Gepäck in der Aufnahme
warten und es nicht weitergeht, weil Mitarbeiter kurz zweifeln, ob sie
überhaupt noch stationär aufnehmen dürfen, klärt die Pflegechefin
rasch die Situation. Alle Patienten werden auf die Zimmer gebracht.
Weiter eilt sie zur nächsten Station.

Anfang Texteinschub

54 Cent zahlen die Segeberger Kliniken sonst für einfache
Atemschutzmasken - inzwischen verlangen einzelne Anbieter 7 Euro.

Ende Texteinschub

Lars Thomsen legt empört das Telefon auf. Der sonst eher besonnene
Einkäufer für medizinische Produkte ärgert sich über einen Lieferanten
für Atemschutzmasken. "Wie kann man nur so daherreden und sich auf die
freie Marktwirtschaft berufen, wenn Restaurants schließen,
Ferieninseln abgeriegelt werden und die Wirtschaft den Bach
runtergeht. Unglaublich!" Sieben Euro verlangt die Firma für einfache
Atemschutzmasken, die vor der Corona-Krise noch für 54 Cent zu
bekommen waren. Dabei ist nicht mal klar, ob die Ware CE zertifiziert
ist. Solche Angebote kommen Thomsen jetzt häufiger auf den Tisch.
Aktuell ist sein Bestand noch ausreichend, aber natürlich muss er
vorsorgen. "Wir können wohl nochmal 200.000 Stück bekommen, haben
unsere Lagerkapazitäten entsprechend erhöht und schaffen so eine
eiserne Reserve. Aber die Masken bleiben eine logistische
Herausforderung", sagt er. Kernproblem seien die vom Typ FFP 2,
Schutzmasken mit zwei Ventilen links und rechts. "Ausverkauft", meint
Thomsen. Ergattert hat er vorher noch wenige Paare.

Für Dr. Jan Brocke hat die Eskalationsstufe drei praktisch schon
begonnen. Der Neurologe soll mit seinem Team beatmungspflichtige
Patienten ohne Coronaerkrankung aus umliegenden Kliniken in Lübeck,
Heide und Kiel übernehmen, um dort Kapazitäten für COVID-19-Fälle
freizumachen. Täglich werden ihm jetzt Patienten überstellt. "Wir
haben eine der größten Beatmungskapazitäten im Land und stocken gerade
weiter auf. Diese Krise zeigt auch, wie leistungsfähig unser
Gesundheitssystem ist. Das ist auch für mich als Mediziner eine
erstmal beruhigende Beobachtung", sagt der Chefarzt für
Frührehabilitation und Neurointensivmedizin. Sein Team hat einen
ersten Coronaschock schon hinter sich: Bei einem bereits negativ
abgestrichenen Patienten waren Zweifel aufgekommen, er könnte
vielleicht doch positiv sein - zum Glück Fehlalarm. "Die
Coronadiagnostik bleibt eine schwierige Kiste, weil die
symptomatischen Unterschiede zu anderen Atemwegserkrankungen so
unspezifisch sind", sagt der Neurologe.

Das Pflegepersonal, die Ärzte und weitere fast 2.000 Mitarbeiter der
Segeberger Kliniken sind in einer Situation wie der Schwimmer auf dem
Sprungblock kurz vorm Startschuss. Alles ist vorbereitet. Man wartet -
auf den ersten Klinikpatienten mit COVID-19.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2020
im Internet unter:
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FINANZEN/643: Finanzspritze für Einrichtungen des Gesundheitswesens (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2020

HILFSMASSNAHMEN

Bund beschließt Finanzspritze



Mit einem umfangreichen Maßnahmenpaket will die Bundesregierung
erreichen, dass Einrichtungen des Gesundheitswesens durch die
Coronakrise wirtschaftlich nicht Schaden nehmen.


Der 25. März wurde von Kommentatoren wegen des vom Bundestag
verabschiedeten Hilfsprogramms teils als "historisch" bewertet. Mit
einem Umfang von 156 Mrd. EUR hat das Paket bislang unerreichte
Dimensionen angenommen. Einer der Bereiche, die massiv unterstützt
werden müssen, ist das Gesundheitswesen. Folgende Regelungen hatte das
Bundesgesundheitsministerium hierfür ausgearbeitet:

- Krankenhäuser erhalten einen finanziellen Ausgleich für verschobene
planbare Operationen und Behandlungen, um Kapazitäten für die
Behandlung von Patienten mit einer Coronavirus-Infektion frei zu
halten. Für jedes Bett, das dadurch im Zeitraum vom 16. März bis zum
30. September 2020 nicht belegt wird, erhalten die Krankenhäuser eine
Pauschale in Höhe von 560 Euro pro Tag. Der Ausgleich wird aus der
Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds, der aus dem Bundeshaushalt
refinanziert wird, bezahlt.

- Krankenhäuser erhalten einen Bonus in Höhe von 50.000 Euro für jedes
Intensivbett, das sie zusätzlich schaffen. Die Kosten dafür werden aus
der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds finanziert. Darüber hinaus
sollen die Länder kurzfristig weitere erforderliche Investitionskosten
finanzieren.

- Für Mehrkosten, insbesondere bei persönlichen Schutzausrüstungen,
erhalten Krankenhäuser vom 1. April bis zum 30. Juni 2020 einen
Zuschlag je Patient in Höhe von 50 Euro, der bei Bedarf verlängert und
erhöht werden kann.

- Der vorläufige Pflegeentgeltwert wird auf 185 Euro erhöht. Das
verbessert die Liquidität der Krankenhäuser und wird auch zu
erheblichen Zusatzeinnahmen für die Kliniken führen.

- Die Rechnungsprüfung durch den Medizinischen Dienst wird zur
Entlastung der Krankenhäuser umfassend erleichtert, der so genannte
"Fixkostendegressionsabschlag" für das Jahr 2020 ausgesetzt und
deutlich mehr Flexibilität bei den Erlösausgleichen eingeräumt.

- Die Liquidität der Krankenhäuser wird durch eine auf fünf Tage verkürzte 
Zahlungsfrist in diesem Jahr zusätzlich gestärkt.

- Unter bestimmten Voraussetzungen können zur Entlastung der
Krankenhäuser auch Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen Krankenhausleistungen 
erbringen.

- Niedergelassene Ärzte sowie Psychotherapeuten werden bei einer zu
hohen Umsatzminderung aufgrund einer geringeren Inanspruchnahme durch
Patienten mit Ausgleichszahlungen sowie mit zeitnahen Anpassungen der
Honorarverteilung geschützt.

- Die Kassenärztlichen Vereinigungen erhalten die zusätzlichen Kosten
für die Finanzierung außerordentlicher Maßnahmen, die während des
Bestehens der epidemischen Notlage erforderlich sind (wie zum Beispiel
die Einrichtung von "Fieberambulanzen"), von den Krankenkassen
erstattet.

Die Ausgleichzahlungen für die Freihaltung von Bettenkapazitäten durch
die Verschiebung planbarer Operationen, Eingriffe und Aufnahmen in
Krankenhäusern bedeuten Mehrausgaben für den Bundeshaushalt in Höhe
von voraussichtlich rund 2,8 Mrd. Euro in 2020. Für die Gesetzliche
Krankenversicherung (GKV) entstehen durch das Hilfspaket im
Krankenhausbereich in diesem Jahr geschätzte Mehrausgaben in Höhe von
rund 5,9 Mrd. Euro, von denen 1,5 Mrd. Euro direkt aus der
Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds finanziert werden. Die
Mehrausgaben im Bereich der vertragsärztlichen Versorgung hält das
Ministerium für "nicht quantifizierbar".

Die ambulante und stationäre Pflege wird durch das befristete
Aussetzen von Qualitätsprüfungen, Änderungen bei der Durchführung von
Begutachtungen und den Verzicht auf die Beratungsbesuche bei
Pflegebedürftigen entlastet. (PM/RED)
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INTERNATIONAL/048: "Es geht nicht nur um Geld" - Geberkonferenz für Covid-19-Impfstoff (medico international)

medico international - Pressemitteilung vom 3. Mai 2020

Hilfsorganisation zu Geberkonferenz für Covid-19-Impfstoff:

"Es geht nicht nur um Geld"



(Frankfurt / Main) Insgesamt 7,5 Milliarden Euro soll eine
Geberinitiative mobilisieren, die am kommenden Montag startet und von
der Weltgesundheitsorganisation WHO, der EU, der Gates-Stiftung und
weiteren Akteuren organisiert wird. Das Geld soll für die
beschleunigte Entwicklung eines Impfstoffes und der Beforschung von
Diagnose- und Therapiemöglichkeiten gegen das Covid-19-Virus
bereitgestellt werden. Die Frankfurter Hilfs- und
Menschenrechtsorganisation medico international begrüßt diese
Anstrengungen. Es müsse aber jetzt um mehr gehen als schnelle
Geldspritzen. "Wenn es eine globale Initiative für die Entwicklung von
Impfstoffen und Medikamenten gibt, dann muss auch die Frage der
Patente und der Verteilung verbindlich geregelt werden", so Anne Jung,
Referentin für Globale Gesundheit bei medico international.

"Aus dem Kreis der Geberinitiative wird davon gesprochen, dass
potentielle Impfstoffe und Medikamente gegen Covid-19 als globales,
öffentliches Gut betrachtet werden sollen. Dann müssen aber auch die
entsprechenden politischen Rahmenbedingungen geschaffen werden: Es
braucht transparente und rechtlich verbindliche Verfahren, die
verhindern, dass ein Impfstoff mit öffentlichen Geldern entwickelt,
aber am Ende dann doch patentiert wird. Derzeit gibt es aber viele
offene Fragen: Wer bekommt das eingeworbene Forschungsgeld - die
Pharmaindustrie oder öffentliche Forschungseinrichtungen? Wie kann
gesichert werden, dass die globale Verteilung eines Impfstoffs oder
Medikaments bedarfsgerecht geregelt wird und nicht entlang der
Interessen des Pharmakonzerns, das ihn entdeckt?"

Die Geberkonferenz sei ein Schritt in die richtige Richtung. Sie zeige
aber auch, in welchem prekären Zustand sich die WHO und die
Weltgesundheitspolitik befänden. "Covid-19 verlangt der Welt und den
Nationalstaaten mehr ab als eine Spendengala. Es geht um das
Menschenrecht auf den bestmöglichen Zugang zu Gesundheit für alle. Um
dieses Menschheitsinteresse angemessen vertreten zu können, muss die
WHO politisch und finanziell gestärkt werden. Sie braucht
Unabhängigkeit, die nur über hohe Pflichtbeiträge gewährleistet werden
kann", so Jung. Das WHO-Jahresbudget ist mit etwa 2,5 Milliarden USD
kaum größer als das des Genfer Universitätshospitals. Die regelmäßigen
Beiträge der Mitgliedsstaaten, die die finanzielle Selbständigkeit der
WHO sichern sollen, machen davon wiederum nur 20 Prozent aus.

 * 

Quelle:

medico international e.V.

Pressemitteilung vom 3. Mai 2020

Herausgeber: medico international

Germany - Allemagne - Alemania

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: 069 / 944 38-0, Fax: 069 / 43 60 02

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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KASSEN/1918: Fruchtbarkeitserhaltung für junge Krebspatienten als Kassenleistung noch immer nicht realisiert (idw)

Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs - 24.04.2020

Fruchtbarkeitserhaltung für junge Krebspatienten

Fruchtbarkeitserhaltung für junge Krebspatienten - ein Jahr nach dem
Gesetz als Kassenleistung noch immer nicht realisiert



Berlin, 24. April 2020 - Am 14. März 2019 hat der Bundestag die Änderung
des § 27a SGB V beschlossen. Mit ihr wurden die fruchtbarkeitserhaltenden
Maßnahmen für junge Krebspatienten zur Kassenleistung. Am 23. April 2020
fand vor dem Gemeinsamen Bundesausschuss die Anhörung zum ersten Entwurf
einer Richtlinie statt, die für die Umsetzung des Gesetzes notwendig ist.
Trotz überwältigender Einigkeit unter den Experten ist der Beginn der
Kassenfinanzierung in der Praxis noch nicht abzusehen. Die bittere
Realität für junge Betroffene: Bis zu 4.300 Euro sind in den meisten
Fällen selbst zu finanzieren, wenn die Hoffnung auf eigene Kinder nach der
Heilung erhalten bleiben soll.

Im Zeitplan des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) für die Richtlinie
zur Umsetzung der Fruchtbarkeitserhaltung (Kryokonservierung) als
Kassenleistung stand: "Beschlussfassung Februar 2020". Das ist längst
Makulatur. Erst jetzt, am 23. April 2020, fand eine Experten-Anhörung zum
ersten Entwurf der Richtlinie statt.

Die Einigkeit unter den medizinischen Experten aus knapp 20
Fachgesellschaften war beeindruckend. Allein 13 große Fachgesellschaften
hatten eine gemeinsame schriftliche Stellungnahme abgegeben, die auch von
der Deutschen Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs mitgetragen wird.

Die Experten machten konstruktive Verbesserungsvorschläge in einigen
Details. Einhellig lehnten sie Leistungseinschränkungen ab, die von den
Krankenkassen und zum Teil auch von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung
(KBV) in den G-BA eingebracht worden waren. Wie bereits berichtet (1)
sollen danach Mädchen unter 18 Jahren von der Eizellkonservierung
ausgeschlossen werden, und es sind weitere Einschränkungen an der oberen
Altersgrenze geplant.

Wie geht es weiter?

Nach der Anhörung muss jetzt der Entwurf der Richtlinie überarbeitet
werden - hoffentlich im Sinne der Experten-Vorschläge. Nach Beschluss der
Richtlinie im Plenum des G-BA muss sie dem Bundesministerium für
Gesundheit zur Genehmigung vorgelegt werden. Danach hat der
Bewertungsausschuss (2) sechs Monate Zeit, die notwendigen Leistungen mit
Preisen (EBM-Ziffern) zu versehen. Ob junge Menschen noch im laufenden
Jahr die gesetzliche Regelung von 2019 in Anspruch nehmen können, ist
völlig offen.

Schwerfälligkeit bei den Richtlinien geht zu Lasten der Patienten

Die Gesetzesänderung ist seinerzeit in weniger als einem Jahr realisiert
worden. Die Schwerfälligkeit des Richtlinien-Verfahrens steht dazu in
einem eklatanten Gegensatz. Und das, obwohl die hauptsächlich von den
Richtlinien betroffenen Methoden der Fruchtbarkeitserhaltung
(Kryokonservierung von Eizellen und Spermien) seit vielen Jahren
medizinisch etabliert sind und in den Leitlinien der Fachgesellschaften
(3) empfohlen werden. Sie werden als privat bezahlte Leistungen praktisch
täglich durchgeführt, so dass auch Aufwand und Preise bekannt sind.

Leidtragende sind die Betroffenen, die in der Mehrzahl und nach wie vor in
der kurzen Zeitspanne zwischen Krebsdiagnose und Therapie das Geld für die
Kryokonservierung selbst auftreiben müssen. Es handelt sich um Kosten in
Höhe von bis zu 4.300 Euro für junge Frauen und etwa 500 Euro für junge
Männer. Dazu kommen Lagerkosten von etwa 300 Euro pro Jahr.

Die Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs appelliert dringend
an die gesetzlichen Krankenkassen, die Leistungen bereits jetzt als
Einzelfallentscheidungen zu übernehmen bzw. sie als Satzungsleistungen
nach § 11 SGB V zur Verfügung zu stellen.

Reform notwendig

Die schwerfällige Methodenbewertung durch den G-BA mit jahrelangen
Verfahren war bereits bei der Behandlung des Lipödems (4) in die Kritik
geraten. Das neuerliche Beispiel zeigt, dass eine Reform des Verfahrens
notwendig ist. Eine patientenfreundliche Regelung könnte die sofortige
Verpflichtung der Kassen zur Kostenübernahme nach einer Gesetzesänderung
auf der Grundlage der bisherigen Abrechnungspraxis für ein Jahr sein. Die
Richtlinienerstellung mit Präzisierung der Abläufe und Bewertung der
Leistungen könnte innerhalb dieses Jahres nachlaufen. Ein entsprechendes
Vorgehen hat sich bei der Einführung neuer Medikamente (AMNOG-Verfahren)
bewährt.

Die Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs

Jedes Jahr erkranken in Deutschland nahezu 16.500 junge Frauen und Männer
im Alter von 18 bis 39 Jahren an Krebs. Die Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit
Krebs ist Ansprechpartnerin für Patienten, Angehörige, Wissenschaftler,
Unterstützer und die Öffentlichkeit. Die Stiftungsprojekte werden in enger
Zusammenarbeit mit den jungen Patienten, Fachärzten sowie anderen Experten
entwickelt und bieten direkte und kompetente Unterstützung für die jungen
Betroffenen. Die Stiftung ist im Juli 2014 von der DGHO Deutsche
Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. gegründet
worden. Alle Stiftungsprojekte werden ausschließlich durch Spenden
finanziert. Die Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs ist als
gemeinnützig anerkannt.

(Die angegebene Genderform vertritt alle Geschlechter.)

Anmerkungen:

(1) https://junge-erwachsene-mit-krebs.de/krankenkassen-stellen-sich-gegen-bezahlung-fruchtbarkeitserhaltender-massnahmen-bei-maedchen-unter-18-jahren/

(2) https://institut-ba.de/ba.html

(3) http://www.awmf.org/uploads/tx_szleitlinien/015-082l_S2k_Fertilitaetserhaltung-bei-onkologischen-Therapien_2017-12.pdf

(4) https://www.g-ba.de/presse/pressemitteilungen/811/

Weitere Informationen finden Sie unter

https://junge-erwachsene-mit-krebs.de/krankenkassen-stellen-sich-gegen-bezahlung-fruchtbarkeitserhaltender-massnahmen-bei-maedchen-unter-18-jahren/ 

Weitere Informationen zur Thematik auf der Website der Deutschen Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2039

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs - 24.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/656: Schwangerschaft - Arzt muss auf mögliche Behinderung des Kinds hinweisen (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 23. April 2020

Ressort: Medizinrecht / Urteile / Gesundheit

Schwangerschaft: Arzt muss auf mögliche Behinderung des Kinds hinweisen



Karlsruhe/Berlin (DAV). Ärzte müssen werdende Eltern auf eine mögliche
schwere Behinderung ihres Kinds hinweisen - auch wenn die
Wahrscheinlichkeit mit 12% niedrig liegt. Das berichtet die
Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) mit
Blick auf eine entsprechende Entscheidung des Oberlandesgerichts
Karlsruhe vom 19. Februar 2020 (AZ: 7 U 139/16).

Die schwangere Frau wurde nicht nur von ihrer Frauenärztin betreut,
sondern sie begab sich darüber hinaus in die spezialisierte Behandlung
von Klinikärzten. Das taten die werdenden Eltern, um möglichst
frühzeitig über Schädigungen des ungeborenen Kindes informiert zu
werden. Zuvor hatte die Frau bereits eine Schwangerschaft abgebrochen,
als bei dem Embryo das Turner-Syndrom diagnostiziert wurde.

Die Ärzte in der Klinik stellten im Rahmen eines MRT fest, dass das
ungeborene Kind an einer Balkenagenesie litt - der Balken zwischen den
beiden Gehirnhälften fehlt. In solchen Fällen kommen zwar die meisten
Kinder gesund zur Welt, 25% von ihnen muss allerdings mit einer
Behinderung leben, 12% mit einer schweren Behinderung.

Die Eltern forderten Schadensersatz, weil sie über das Risiko, ein
schwer behindertes Kind zu haben, nicht ausreichend aufgeklärt worden
seien. Die Frau hatte gegenüber den Ärzten von Anfang an deutlich
gemacht, dass sie sich einem behinderten Kind nicht gewachsen fühle
und beim Risiko einer Behinderung die Schwangerschaft abbrechen würde.

Vor Gericht hatten die Eltern Erfolg. Sie kamen zu dem Ergebnis, dass
der Arzt die werdenden Eltern bei der Besprechung des MRT-Befundes
nicht auf die Möglichkeit einer schweren Behinderung hingewiesen
hatte.

Insbesondere einem Arzt sei bekannt gewesen, dass die Frau sich mit
der Frage, ein möglicherweise gesundheitlich beeinträchtigtes Kind
auszutragen, intensiv auseinandergesetzt habe. Nur weil sie nichts von
der Möglichkeit einer Behinderung gewusst habe, habe die Frau das Kind
ausgetragen. Fest stehe, dass sie bei Kenntnis einer auch nur geringen
Wahrscheinlichkeit einer Behinderung die Schwangerschaft auf legalem
Wege abgebrochen hätte.

Nach Anhörung eines Sachverständigen zeigten sich die Richter
überzeugt, dass der Schwangerschaftsabbruch im vorliegenden
Ausnahmefall gerechtfertigt gewesen wäre. Schon zum damaligen
Zeitpunkt wären die außergewöhnlich schweren psychischen Folgen für
die Mutter absehbar gewesen.

Die Frau pflegt und betreut ihr behindertes Kind durchgehend und ist
heute psychisch stark belastet. Sie leidet seit der Geburt ihres Kinds
an einer depressiv-ängstlichen Entwicklung bzw. Anpassungsstörung.
Hinzu kommen Schlafstörungen wegen der Angst um das Kind. Unter
anderem sprach das Gericht der Mutter mit Blick auf diese
schwerwiegenden psychischen Folgen ein Schmerzensgeld in Höhe von
20.000 Euro zu.

Informationen: www.dav-medizinrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MedR 06/20 vom 23. April 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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DEPRESSION/207: Schwer behandelbare Depression - Früh erkennen, ob Ketamin hilft (idw)

Universitätsklinikum Jena - 29.04.2020

Schwer behandelbare Depression: Früh erkennen, ob Ketamin hilft



Psychiater des Universitätsklinikums Jena koordinieren einen europäischen
Forschungsverbund, der einen Blutbiomarker für das Ansprechen der Therapie
mit Ketamin etablieren will. Der Wirkstoff gilt als Hoffnungsträger für
die Behandlung bei schweren Depressionen und akuter Selbstmordgefährdung.

Nach Schätzungen der Weltgesundheitsorganisation leiden in Deutschland
mehr als vier Millionen Menschen unter einer Depression. Bei etwa einem
Drittel der Betroffenen schlägt die Standardtherapie nur unzureichend, bei
einem weiteren Drittel gar nicht an. Die Ursache dafür wird in
individuellen Unterschieden des Gehirnstoffwechsels vermutet. Gerade bei
schweren Depressionen und im Fall akuter Selbstmordgefahr ist aber
schnelle Hilfe notwendig. Diese könnte das Medikament Ketamin bringen, das
seit kurzem als Antidepressivum zugelassen ist. Der ursprünglich für
Narkosen entwickelte Wirkstoff greift biochemisch in die
Informationsübertragung der Hirnzellen ein und kann damit auch die
Lernfähigkeit des Gehirns verbessern.

Fenster für neue Erfahrungen öffnen

"Wir gehen davon aus, dass bei den sehr schweren Depressionen traumatische
oder Angsterfahrungen so tief ins Gedächtnis eingebrannt sind, dass sie
nicht so einfach verlernt werden können", sagt Professor Martin Walter,
Direktor der Klinik für Psychiatrie und Psychosomatik am
Universitätsklinikum Jena. "Ketamin kann das therapeutische Fenster für
neue, positive Erfahrungen öffnen und so zusammen mit anderen
Therapieformen die lähmende Erinnerung überschreiben helfen. Gerade bei
suizidalen Patienten bedarf es außerdem schneller Linderung, die bisherige
Medikamente meist nicht erbringen." Jedoch spricht nur etwa die Hälfte der
Patientinnen und Patienten mit einer schwer behandelbaren Depression auf
Ketamin an, auch kann es zu Nebenwirkungen wie einem erhöhten Blutdruck
oder vorübergehenden psychose-artigen Symptomen kommen.

Um den Nutzen und die Risiken des Medikaments individualisiert abwägen zu
können, startet der Jenaer Psychiater jetzt gemeinsam mit Wissenschaftlern
in Mannheim, Tübingen, Turku in Finnland und dem französischen Straßburg
ein Forschungsprojekt mit dem Ziel, einen Biomarker für das Ansprechen der
Therapie mit Ketamin zu etablieren. In einer klinischen Studie mit 100
Patienten, die an einer schwer behandelbaren Depression leiden, und
parallel dazu im Tiermodell untersuchen die Wissenschaftler
Stoffwechselparameter im Blut und im Gehirn sowie MRT-Bilddaten zur
Netzwerkaktivität im Gehirn. Diese Parameter werden vor bzw. einen und 22
Tage nach Beginn der Ketamintherapie erfasst und mit dem Verlauf der
Behandlung korreliert. So soll ein multimodaler Marker entstehen, der
anzeigt, ob ein Patient von der Therapie mit Ketamin profitieren wird. Das
jetzt startende Projekt ist auf drei Jahre angelegt und wird von der EU
und dem BMBF im Rahmen des NEURON-Netzwerkes mit 800.000 Euro gefördert.

Je die Hälfte der Studienpatienten sollen an den Universitätskliniken in
Jena und Tübingen betreut werden. Neben der Koordination des Verbundes und
der Datenauswertung liegen bei den Jenaer Partnern auch die Erarbeitung
der Messprotokolle für die MRT-Messungen und deren Durchführung. Dabei
wird die funktionelle Netzwerkaktivität des Gehirns erfasst und in einer
magnetresonanzspektroskopischen Messung auch die Konzentration des
Botenstoffs Glutamat im Gehirn. Parallel zur Studie nehmen Wissenschaftler
am Zentralinstitut für Seelische Gesundheit in Mannheim und an der
Universität Straßburg Blutproben, MRT-Untersuchungen und
elektrophysiologische Messungen im Tiermodell vor. Die Auswertung aller
Blutproben übernehmen die Wissenschaftler des Turku Bioscience Centre.

Nutzen und Risiken individuell abwägen

Bisherige Untersuchungen belegen den Einfluss von Ketamin auf die
einzelnen betrachteten Signalwege und Stoffwechselprodukte, auch werden
Veränderungen dieser Hirnbotenstoffe und der Netzwerkkommunikation im
Gehirn mit Depression in Zusammenhang gebracht. Das Vorhaben führt diese
Ansätze erstmals in einer prospektiven klinischen Studie und mit
tierexperimentellen Untersuchungen zusammen. "Wir nutzen modernste
Verfahren der Proteomik und Neurobildgebung, um die physiologischen und
molekularen Wirkungsmechanismen des Ketamins bei Depression besser zu
verstehen. Anhand dessen wollen wir den oder die Parameter identifizieren,
die als Biomarker helfen können, den individuellen Nutzen einer
Ketamintherapie besser einzuschätzen", so Prof. Walter.

In einer anschließenden konfirmatorischen Studie mit zwei
Patientengruppen, die sich hinsichtlich des Biomarkers klar unterscheiden,
müsste sich als nächster Schritt der Vorhersagewert des Markers
bestätigen. Damit könnte das Verfahren zur Entscheidungsfindung dann in
den klinischen Alltag eingeschlossen werden.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1461

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Jena - 29.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIABETES/2108: Schulöffnungen - Kinder mit Diabetes können am Unterricht teilnehmen (DDG)

Deutsche Diabetes Gesellschaft e.V. - 30. April 2020

Schulöffnungen: Kinder mit Diabetes können am Unterricht teilnehmen

Die Deutsche Diabetes Gesellschaft warnt vor pauschaler Ausgrenzung



Berlin - Über zehn Millionen Schülerinnen und Schüler konnten in den
vergangenen Wochen aufgrund der Corona-Pandemie nicht die Schulbank
drücken. Nun wird in Deutschland vorsichtig der Schulbetrieb wieder
aufgenommen. Bundesweit gibt es jedoch einzelne Einrichtungen, die
Kinder und Jugendliche mit einem Diabetes mellitus davon vorerst
ausnehmen. Sie beziehen sich dabei auf den Hinweis des Robert
Koch-Instituts (RKI), dass Diabetespatienten zur Risikogruppe zählen.
Die Arbeitsgemeinschaft "Pädiatrische Diabetologie" der Deutschen
Diabetes Gesellschaft (DDG) weist in einer Stellungnahme darauf hin,
dass laut aktuellem internationalen Forschungsstand Kinder und
Jugendliche mit Typ-1-Diabetes nicht häufiger oder schwerer an
COVID-19 erkranken als andere Kinder. Sie fordert daher dazu auf,
Betroffene nicht auszugrenzen und sie ebenso am Unterricht teilhaben
zu lassen wie ihre stoffwechselgesunden Mitschülerinnen und -schüler.

In Deutschland sind rund 9000 Kinder und Jugendliche nachweislich am
Coronavirus erkrankt.2 Die Dunkelziffer wird weitaus höher geschätzt,
da in diesem Alter die Erkrankung meist mild verläuft. Daher liegen
bislang nur wenige Daten zum Verlauf einer SARS-CoV-2-Infektion bei
Minderjährigen vor. Aus einer chinesischen Studie sowie mündlichen
Berichten italienischer Diabetologinnen und Diabetologen gibt es
jedoch keinen Hinweis darauf, dass Kinder und Jugendliche mit einem
Diabetes mellitus ein erhöhtes Risiko für einen schweren Verlauf einer
Virusinfektion haben. "Aus kinderdiabetologischer Sicht spricht also
nichts dagegen, dass im Zuge der aktuell geplanten Schulöffnungen auch
die hierzulande rund 30 000 Kinder und Jugendlichen mit Diabetes die
Schule besuchen", bilanziert DDG Vizepräsident Professor Dr. med.
Andreas Neu aus Tübingen den aktuellen medizinischen Wissensstand. Er
verweist auf die Stellungnahme der AG Pädiatrische Diabetologie
(AGPD), die hierzu die aktuellsten Informationen zusammengetragen
hat.1 Diese basiert auf einer Datensammlung der International Society
for Pediatric and Adolescent Diabetes (ISPAD) aus der bislang keine
bedenklichen Zusammenhänge zwischen COVID-19 und Kindern mit Diabetes
abgeleitet werden könnten.

Dennoch haben einige Bundesländer wie Thüringen beschlossen, Kinder
mit Diabetes zunächst pauschal vom Präsenzunterricht auszuschließen
und berufen sich dabei auf die allgemeinen Informationen des RKI,
wonach Diabetespatienten zur Risikogruppe zählen. "Bisher kennen wir
kein Kind mit Typ-1-Diabetes, das durch COVID-19 zu Schaden gekommen
wäre. Unsere Erkenntnisse zum Infektionsverlauf bei Kindern und
Jugendlichen mit Typ-1-Diabetes legen nahe, dass sie nicht gefährdeter
sind als ihre Altersgenossen und daher ganz normal am Alltagsleben
teilhaben können", betont Privatdozent Dr. med. Thomas Kapellen,
Sprecher der AG "Pädiatrische Diabetologie" der DDG. Er kritisiert,
dass die betroffenen Familien durch bürokratische Entscheidungen in
einzelnen Regionen nun unnötig in Bedrängnis geraten, sich weiterhin
um die Betreuung zu sorgen. Aus organisatorischer und psychosozialer
Sicht sei es bedenklich, diese Kinder ohne objektive medizinische
Gründe und nur aufgrund ihres Diabetes vom Unterricht fernzuhalten.
"Dies käme einer Diskriminierung gleich", ergänzt Kinder-Diabetologe
Neu.

Die empfohlenen Schutzmaßnahmen wie Händehygiene, Tragen eines
Mund-Nasen-Schutzes und Abstandsregelungen sollten natürlich
eingehalten werden. Liegt eine COVID-19-Erkrankung vor, gelten die
gleichen Empfehlungen für das Management des Diabetes wie bei anderen
Virusinfekten der Atemwege. "Da im Zuge des Infektes ein erhöhter
Insulinbedarf zu erwarten ist, sollten Erkrankte häufiger den
Blutzucker messen beziehungsweise die Sensor-Glukosewerte
kontrollieren", empfiehlt Kapellen, Kinder-Diabetologe aus Leipzig.
Bei erhöhten Blutzuckerwerten muss die Insulindosis angepasst werden.
Betroffene sollten sich bei langanhaltend schlechten Blutzuckerwerten
an ihren behandelnden Arzt wenden.


Informationen:

(1) Stellungnahme der AG Pädiatrische Diabetologie:

https://diabetes-kinder.de/

(2) Robert Koch-Institut: COVID-19-Lagebericht vom 27.04.2020

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/2020-04-27-de.pdf?__blob=publicationFile

Informationen rund um Corona und Kinder:

https://www.feverapp.de/corona/

Robert Koch-Institut: Informationen und Hilfestellungen für Personen
mit einem höheren Risiko für einen schweren COVID-19-Krankheitsverlauf


https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogruppen.html

 * 

Quelle:

Deutsche Diabetes Gesellschaft e.V.

Pressemitteilung vom 30. April 2020

Albrechtstraße 9, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 3 11 69 37 0, Fax: 030 / 3 11 69 37 20

E-Mail: info@ddg.info

Internet: www.ddg.info
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HERZ/1246: Studie - Blutdruckmedikamente sind kein Risikofaktor für schwere Covid-19-Verläufe (idw)

Deutsche Hochdruckliga - 29.04.2020

Aktuelle Studie zeigt: Blutdruckmedikamente sind kein Risikofaktor für schwere Covid-19-Verläufe



Eine aktuelle Studie aus China [1] erbrachte den Nachweis, dass
Patientinnen und Patienten, die blutdrucksenkende Medikamente einnehmen,
keine schlechtere Prognose als andere Menschen haben, wenn sie an Covid-19
erkranken. Die Möglichkeit einer Beeinflussung des Covid-19-Verlaufs durch
Blutdrucksenker wurde von den Experten schon vorher als unwahrscheinlich
und höchst spekulativ eingestuft. "Die neuen Daten können Behandlern und
Patienten eine hohe Sicherheit geben, denn es handelt sich schließlich um
die Auswertung einer großen Patientenzahl mit einem eindeutigen Ergebnis."

SARS-CoV2 nutzt zum Eintritt in die Zellen ACE2 ("angiotensin converting
enzyme 2") als eine Art "Türöffner". ACE2 befindet sich auf der
Zellmembran und wird in vielen Organen gebildet, z. B. in Herz, Niere, im
Gastrointestinaltrakt und Lunge. Immer wieder wurde daher die Befürchtung
geäußert, die blutdrucksenkende Therapie mit ACE-Hemmern (ACEI) und
Angiotensin-Rezeptor-Blockern (ARB), zu denen die sogenannten Sartane
zählen, könne das Risiko für einen schwereren Verlauf einer
Covid-19-Erkrankung erhöhen - dieses ist nachweislich falsch.

Eine aktuelle Studie aus China [1] erbrachte den Nachweis, dass
Bluthochdruckpatientinnen und Blutdruckpatienten, die diese Medikamente
einnehmen, keine schlechtere Prognose als andere Menschen haben, wenn sie
an Covid-19 erkranken. Ausgewertet wurden über 1.100 Covid-19-Patienten.
Wie sich zeigte, unterschied sich der Anteil der Patienten, die zuvor mit
ACEI/ARB behandelt worden waren, nicht signifikant zwischen den Gruppen
mit schweren und milden Krankheitsverläufen (32,9% vs. 30,7%; p=0,645) -
auch unter den verstorbenen Patienten war der Anteil derer, die vorher
eine Bluthochdrucktherapie erhalten hatten, nicht signifikant höher als
der von blutdruckgesunden Patienten. Ebenso zeigte die Studie, dass es
keine Rolle für den Covid-19-Verlauf spielte, ob die Patienten mit ACEI
oder ARB behandelt worden waren. "Die neuen Daten können Behandlern und
Patienten daher eine hohe Sicherheit geben, denn es handelt sich
schließlich um die Auswertung einer großen Patientenzahl mit einem
eindeutigen Ergebnis: Eine vorhergehende Behandlung mit Blutdrucksenkern
beeinträchtigte das Outcome von Covid-19-Patienten nicht", erklärt Prof.
Dr. med. Ulrich Wenzel, Hamburg, Vorstandsvorsitzender der Deutschen
Hochdruckliga DHL®.

Die Möglichkeit einer Beeinflussung des Covid-19-Verlaufs durch ACEI oder
ARB wurde von den Experten schon vorher als unwahrscheinlich und höchst
spekulativ eingestuft. ACE2, an das Sars-Cov-2 bindet, und ACE, das die
Blutdrucksenker hemmen, sind zwei völlig verschiedene Enzyme. Darüber
hinaus sind tierexperimentelle Befunde, dass unter ARB die Bildung von
ACE2-Expression zunimmt, nicht konsistent und variierten je nach ARB und
Organ. Insgesamt existieren auch keine Daten, die dafür sprechen, dass
ACEI oder ARB eine SARS-CoV-19-Infektion durch eine ACE2-Zunahme
begünstigen [2], kurz: Die Medikamente machen auch nicht anfälliger für
eine Covid-19-Erkrankung.

"Zu dieser Einschätzung kam vor wenigen Tagen auch die 'European Society
of Hypertension'. In einem Statement [3] empfiehlt sie, die
Blutdruckmedikamente nicht umzustellen, weder aus Angst vor einer
Covid-19-Erkrankung noch bei einer Covid-19-Erkrankung. Dieser
Empfehlungen hat sich die Deutsche Hochdruckliga angeschlossen und durch
die aktuellen Daten aus China sehen wir uns in dieser Empfehlung
bestärkt", so das Fazit von Professor Florian Limbourg, Hannover,
Vorstandsmitglied der Deutschen Hochdruckliga DHL®.


Auskünfte rund um das Thema Bluthochdruck gibt die Deutsche Hochdruckliga
jeden Mittwoch von 18.00-20.00 Uhr in ihrer telefonischen
Expertensprechstunde unter 06221/588 55 55.
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LEBER/271: Gestörtes Mechanosensing durch Lebersternzellen trägt zu verminderter Leberregeneration im Alter bei (idw)

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 28.04.2020

Gestörtes Mechanosensing durch Lebersternzellen trägt zu verminderter Leberregeneration im Alter bei



Die Leber verfügt über eine hohe Regenerationsfähigkeit, die allerdings im
Alter nachlässt. Die Ursachen hierfür sind weitgehend unklar.
Wissenschaftler der Klinik für Gastroenterologie, Hepatologie und
Infektiologie, des Instituts für Molekulare Medizin, des Molecular
Proteomics Laboratory im BMFZ der Universität Düsseldorf sowie der
Abteilung Biophysikalische Chemie der Universität Heidelberg und der
Abteilung Zelluläre Biophysik am Max Planck Institut für Biomedizinische
Forschung Heidelberg konnten nun einen Mechanismus entschlüsseln, der für
die Leberregeneration essentiell ist.


Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler konnten zeigen, dass
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FORSCHUNG/1421: Natur als Vorbild - Neuartige Wirkstoffe effektiver produzieren (idw)

Universität Stuttgart - 29.04.2020

Natur als Vorbild: Neuartige Wirkstoffe effektiver produzieren



Multiresistente Keime können insbesondere bei Menschen mit einem
geschwächten Abwehrsystem schwere Infektionen auslösen und sind mit
konventionellen Antibiotika nur schlecht behandelbar. Abhilfe versprechen
neuartige Wirkstoffe mit anti-infektiver und teils antibiotischer Wirkung
wie etwa Violacein, doch ist es bisher schwierig, diese in ausreichender
Menge herzustellen. Das DFG-Schwerpunktprogramm "InterZell" will durch die
Kooperation renommierter bundesweiter Forschungseinrichtungen neue
Innovationen aufzeigen. Forschende der Universität Stuttgart arbeiten im
Rahmen von "InterZell" an einem neuartigen, auf Mischkulturen basierenden
Verfahren, um die Produktion von Violacein zu erhöhen.




[image: © Universität Stuttgart/IMB]

Kultur von Violacein-Zellen.

© Universität Stuttgart/IMB



Die konventionelle Herstellung von Antibiotika erfolgt heute meist in
Bioreaktoren auf der Basis von Monokulturen. In der Natur dagegen dienen
Antibiotika als Verbindungen, die das Wachstum von Konkurrenten
verhindern, die um das gleiche Substrat konkurrieren, es sind also mehrere
Stämme beteiligt. Die konventionelle Produktion in Monokulturen entspricht
daher Stressbedingungen, die für das Wachstum der Produzentenstämme nicht
förderlich sind. Die Kenntnis der Interaktion der mikroskopisch kleinen
Zellen mit dem Bioreaktor und untereinander sind zum Beispiel essentiell
für eine erfolgreiche Produktion von Proteinen oder Biopharmaka, zu denen
auch Antibiotika, Insulin oder Impfstoffe zählen. Hier setzt die Forschung
von InterZell an, da bekannt ist, dass 95 Prozent der mikrobiellen Flora
in Mischkulturen besser kultivierbar sind und durch maßgeschneidertes
Scale-up vom Labor zur industriellen Produktion (Maßstabsübertragung)
optimiert und modelliert werden können.

Neue Ansätze für Wirkstoff-Herstellung in Mischkulturen

Vor diesem Hintergrund erforscht ein Team um Prof. Ralf Takors vom
Institut für Bioverfahrenstechnik und Prof. Georg Sprenger vom Institut
für Mikrobiologie (IMB) der Universität Stuttgart im Rahmen des Projekts
"MiMiCry" (Die Natur als Vorbild nehmen: Kontinuierliche Produktion von
Anti-Infektiva in der synthetischen Mischkultur) neue Ansätze für die
Wirkstoff-Herstellung in Mischkulturen. Das Projekt will nicht nur
grundlegende physiologische Merkmale von Wirkstoffen in der
Ursprungsumgebung nachahmen, sondern auch die synthetische Umsetzung
neuartiger Eigenschaften in einem Konsortium aus zwei Stämmen nutzen, die
nur in Symbiose wachsen und produzieren können. Die Herstellung erfolgt
mit Hilfe von Escherichia coli-Bakterien, die wesentlich schneller wachsen
als die ursprünglichen Produzenten und deren Handling in der Mikrobiologie
gut bekannt ist. Der Ansatz soll mit dem Wirkstoff Violacein als
Vorzeigeprodukt starten und dafür sorgen, dass der auch in der
Tumorbehandlung und Virologie vielversprechende Wirkstoff künftig
industriell in größerer Menge und effektiver zur Verfügung gestellt werden
kann.

DFG-Schwerpunktprogramm mit 50 Forschenden in zehn Projekten

MiMiCry ist eines von zwei Forschungsprojekten an der Universität
Stuttgart, das die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen des
Schwerpunktprogramms InterZell (SPP 2170) finanziert. In dem neuen
Schwerpunktprogramm forschen insgesamt 50 Wissenschaftler und
Wissenschaftlerinnen in zehn Projekten über "Neuartige
Produktionsverfahren durch skalenübergreifende Analyse, Modellierung und
Gestaltung von Zell-Zell- und Zell-Bioreaktor-Interaktionen (InterZell)"
an renommierten bundesweiten Wissenschaftseinrichtungen. Der besondere
Fokus ist dabei auf die Untersuchung von Mischkulturen und Konsortien
gerichtet, die als erfolgreiche Produzenten von Bioprodukten dienen
können. Industriell werden Mischkulturen zum Beispiel bereits bei der
Yoghurtherstellung verwendet.

"Synergie von Ingenieurwissenschaften und Life Science"

Koordinator des DFG-Schwerpunktprogramms InterZell ist Prof. Ralf Takors
von der Universität Stuttgart, der bei der Auftaktveranstaltung von
InterZell im Frühjahr 2020 die "Synergie von Ingenieurwissenschaften und
Life Science" als Besonderheit des neuen Forschungsprogramms
herausstellte. Die Kooperationen werden - ein Novum in diesem Bereich der
Forschungsförderung - disziplinübergreifend als Tandemprojekte finanziert.
Innovativ und aufgrund der in Zeiten von Corona verstärkten
Online-Zusammenarbeit von besonderer Bedeutung, ist auch ein gemeinsames und
einheitliches Datenmanagement für alle 21 Forschungsgruppen. Hierfür
werden der Koordinator des DFG Programms, Prof. Ralf Takors sowie Dr.
Martina Rehnert als Projektverantwortliche gemeinsam mit dem
Datenrepositorium der Universität Stuttgart (DaRUS), angesiedelt an der
Universitätsbibliothek, ein Pilotprojekt starten.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://twitter.com/InterZell

https://www.instagram.com/interzell/
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DIAGNOSE/175: Schizophrenie im Hirnscan sichtbar (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2020

Psychosen

Schizophrenie im Hirnscan sichtbar?



Welche Erkenntnisse gibt es zur Vorhersagekraft der klinischen
Psychoserisiko-Diagnostik? Ein Übersichtsartikel aus Lübeck fasst wichtige Studien zusammen.


Schon mehrere Jahre vor dem Ausbruch einer psychotischen
Erkrankung wie Schizophrenie gibt es typische
Verhaltensauffälligkeiten. Werden diese rechtzeitig erkannt und
richtig bewertet, kann die Behandlung früh begonnen und der Verlauf
der Erkrankung günstig beeinflusst werden, wie die Universität Lübeck
im vergangenen Monat berichtete.

Spezialisierte klinische Untersuchungen ermöglichen die Identifikation
von Personen mit erhöhtem Risiko, eine psychotische Erkrankung zu
entwickeln. Obwohl die Wahrscheinlichkeit des Auftretens einer
Psychose bei diesen Personen etwa 30-fach höher als bei der
Allgemeinbevölkerung ist, wird ihre große Mehrheit keine psychotische
Erkrankung entwickeln. Entsprechend werden gegen das Konzept der
Psychosen-Früherkennung Bedenken geäußert, insbesondere in Hinsicht
auf unnötige Behandlungen mit Psychopharmaka und daraus folgend eine
mögliche Stigmatisierung dieser in der Regel jungen Patienten.

Ein nach Angaben aus der Hansestadt in den vergangenen Jahren rasch
wachsender Forschungsbereich versucht, mit Unterstützung von
Bildgebungsverfahren wie zum Beispiel der Magnetresonanztomografie
oder der Enzephalografie die Vorhersagekraft der klinischen
Psychoserisiko-Diagnostik weiter zu verbessern.

Übersichtsartikel aus Lübeck zu den neuesten Studien

In einem aktuellen Übersichtsartikel im renommierten
neurowissenschaftlichen Journal "Molecular Psychiatry" fassten PD Dr.
Christina Andreou und Prof. Stefan Borgwardt von der Lübecker
Universität kürzlich die Erkenntnisse aus diesen Studien zusammen und
richteten dabei einen besonderen Fokus auf die praktische und
klinische Nützlichkeit und Einschränkungen bildgebender Verfahren in
der individualisierten Vorhersage der Verläufe bei vulnerablen
Personen.

Die im kürzlich vorgelegten Übersichtsartikel analysierten Studien bei
Patienten mit einem klinischen Risikostatus bringen verschiedene
Merkmale der Hirnstruktur und der Hirnfunktion mit der
Wahrscheinlichkeit, im Verlauf eine Psychose zu entwickeln, in
Verbindung. Einige dieser Befunde sind nach Erkenntnissen der Lübecker
Forscher über mehrere Studien konsistent und unterstreichen somit die
potenzielle Nützlichkeit von Bildgebungsverfahren in der Vorhersage
des klinischen Verlaufs bei Personen mit einem erhöhtem
Psychoserisiko.

Allerdings geben sie auch zu bedenken, dass die klinische
Anwendbarkeit dieser Erkenntnisse zum aktuellen Zeitpunkt noch
begrenzt ist. Dafür führen sie wichtige Gründe an, unter anderem die
teils kleinen Stichproben der untersuchten Studien, die
uneinheitlichen Fragestellungen sowie bestehende Unterschiede in den
Methoden für die Feststellung des Psychoserisikos beziehungsweise für
die Erhebung und Verarbeitung von Hirnbildern.

Vielversprechender Ansätze für neue Erkenntnisse

Aktuelle multizentrische und internationale Forschungsprojekte - an
denen auch Forscher der Translational Psychiatry Unit der Klinik für
Psychiatrie und Psychotherapie der Universität zu Lübeck beteiligt
sind - nehmen solche Mängel systematisch in Angriff und bieten damit
nach Mitteilung der Hochschule einen vielversprechenden Ansatz für die
Gewinnung von Erkenntnissen mit hoher klinischer Anwendbarkeit im
Rahmen einer personalisierten Präzisionspsychiatrie. (PM/RED)

Anfang Texteinschub

Info

Originalpublikation: 

Structural and functional imaging markers for
susceptibilityto psychosis. Christina Andreou, Stefan Borgwardt.
Molecular Psychiatry. 

doi.org/10.1038/s41380-020-0679-7

Ende Texteinschub
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http://www.aeksh.de/shae/2020/202004/h20044a.htm
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ENTWICKLUNG/1533: Mehrfach eingesetzte FFP2-Schutzmasken für Klinikpersonal sind sicher (idw)

Technische Universität Darmstadt - 29.04.2020

TU Darmstadt: Mehrfach eingesetzte FFP2-Schutzmasken für Klinikpersonal sind sicher



Darmstadt, 29. April 2020. Die von Krankenhaus-Personal und
Rettungskräften getragenen Atemschutzmasken vom Typ FFP-2 können
bedenkenlos mehrfach benutzt werden und erfüllen weiterhin strenge
Hygiene-Standards, wenn sie zuvor bei 121°C zwanzig Minuten lang
sterilisiert werden. Dies haben Analysen der TU Darmstadt für das
Alice-Hospital Darmstadt ergeben. Die Ergebnisse können dazu beitragen, den
Versorgungsengpass bei FFP-2-Masken zu entspannen.

Das Zentrum für Konstruktionswerkstoffe der TU Darmstadt hat im Auftrag
des Alice-Hospitals untersucht, ob der von der Klinik vorgeschlagene
zwanzigminütige Sterilisationsprozess für getragene FFP-2-Gesichtsmasken
bei 121° C die Funktionsfähigkeit der Masken beeinträchtigt. Die vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales veröffentlichte Empfehlung, die
FFP-2-Masken bei 65 bis 70° C trockener Hitze auszusetzen, um das
SARS-CoV-2-Virus abzutöten, erschien dem Krankenhaus nicht ausreichend, da die
Masken im Krankenhausbetrieb auch mit multiresistenten Keimen oder Sporen
kontaminiert sein können, die erst bei weit höheren Temperaturen
absterben.

Das Zentrum hatte in seinen Laboren elektronenmikroskopische
Untersuchungen angestellt und zusätzlich das Fachgebiet Reaktive
Strömungen und Messtechnik der TU Darmstadt für strömungstechnische Proben
hinzugezogen. Dieses konzipierte und validierte innerhalb weniger Tage
eine spezielle Apparatur, um wichtige Eigenschaften der Masken wie
Partikelfilterung und Druckabfall nach mehreren Sterilisations-Durchläufen
zu testen. Die aufwändigen Analysen von Materialproben neuer und vom
Alice-Hospital mehrfach sterilisierter Masken unterschiedlicher Hersteller
ergaben ein klares Bild: "Wir konnten auch nach bis zu zehn
Sterilisationsbehandlungen keine belastbaren Hinweise auf eine Veränderung
oder Schädigung der Faserstruktur oder der Filterwirkung feststellen",
sagt Professor Matthias Oechsner, Leiter des Zentrums für
Konstruktionswerkstoffe.

"Wir erreichen mit Hilfe der Arbeiten der TU Darmstadt eine hohe
Sicherheit", sagt Bernd Göckel, Geschäftsleiter der
"Alice-SterilGutVersorgung". "Wir sind nun in der Lage, das Risiko für
Mitarbeiter und Patienten sicher zu bewerten." Im nächsten Schritt will
das Alice-Hospital im Zusammenhang mit der Sterilisation getragener Masken
noch einige begleitende mikrobiologische Untersuchungen durchführen.

Projektteam der TU Darmstadt

Zentrum für Konstruktionswerkstoffe (Staatliche Materialprüfungsanstalt
Darmstadt, Fachgebiet und Institut für Werkstoffkunde): Prof. Dr.-Ing.
Matthias Oechsner, Dr.-Ing. Holger Hoche, Heike Karpenstein, Meike Szabo

Fachgebiet Reaktive Strömungen und Messtechnik: Prof. Dr. habil. Andreas
Dreizler, Florian Zentgraf, Pascal Johe, Johannes Emmert

Über die TU Darmstadt

Die TU Darmstadt zählt zu den führenden Technischen Universitäten in
Deutschland. Sie verbindet vielfältige Wissenschaftskulturen zu einem
charakteristischen Profil. Ingenieur- und Naturwissenschaften bilden den
Schwerpunkt und kooperieren eng mit prägnanten Geistes- und
Sozialwissenschaften. Weltweit stehen wir für herausragende Forschung in
unseren hoch relevanten und fokussierten Profilbereichen: Cybersecurity,
Internet und Digitalisierung, Kernphysik, Energiesysteme, Strömungsdynamik
und Wärme- und Stofftransport, Neue Materialien für Produktinnovationen.
Wir entwickeln unser Portfolio in Forschung und Lehre, Innovation und
Transfer dynamisch, um der Gesellschaft kontinuierlich wichtige
Zukunftschancen zu eröffnen. Daran arbeiten unsere 308 Professorinnen und
Professoren, 4.500 wissenschaftlichen und administrativ-technischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 25.200 Studierenden. Mit der
Goethe-Universität Frankfurt und der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
bildet die TU Darmstadt die strategische Allianz der
Rhein-Main-Universitäten.

www.tu-darmstadt.de
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LABEL/5221: Warner Music Klassik News - 1. Mai 2020 (Warner)

Warner Music Klassik-Newsletter - 1. Mai 2020



Mit der neuen Single "The Shoemaker" ist dem vision string quartet
ein rhythmischer Hit gelungen, dessen Anziehungskraft man sich nicht
entziehen kann. Mit einem Klick auf den Link [1] gelangen Sie zum
amüsanten Video der Single!


Musikalisch stehen bei der neuen Single der Groove und die
vielseitigen Soundeffekte im Vordergrund

"The Shoemaker" hebt die Kreativität und den Humor des vision string
quartet hervor, den in der Form bisher nur die Konzertgänger des
Streichquartetts kannten. The Shoemaker ist auf der Konzertbühne ein
großer Erfolg und wird heute als Single und als Video veröffentlicht.


Ein Beethovenzyklus für das 21. Jahrhundert: Beethoven
around the World mit dem Quatuor Ebène

Die Einspielung sämtlicher Streichquartette durch das Quatuor Ébène
ist ein künstlerisches Monument, das das Beethoven-Jahr überstrahlt.
Die fesselnden Aufnahmen entstanden im Rahmen der Tournee Beethoven
around the World, die das französische Streichquartett durch 21
Länder Europas, Afrikas, Amerikas, Asiens und Australien führte. Das
einzigartige Projekt wurde durch einen informativen Film
dokumentiert, der das Quartett begleitete.

Das Nairobi-Einzelalbum ist jetzt auf allen Plattformen digital
erhältlich. Am Freitag erscheint das nächste Album des
Beethovenzyklus.

Box-VÖ: 15. Mai 2020 - 7 CDs 0190295339814

Album-VÖ (digital):

Nairobi: 8. Mai 2020

Paris: 15. Mai 2020 (parallel zur Gesamtedition)


Die musikalischen Geheimnisse des französischen Barock:
Jean Rondeau und Kolleg*innen auf den Spuren der Barricades

"Les Barricades Mystérieuses" (deutsch etwa geheimnisvolle Sperren)
nannte der französische Komponist François Couperin eines seiner
rätselhaftesten Cembalostücke. Niemand weiß, was sein Titel bedeutet.
So mancher wundert sich über die Klänge, die moderne Minimal Music
vorwegzunehmen scheinen. Für den Cembalisten Jean Rondeau ist das
Werk Ausgangspunkt für ein französisches Barockalbum, für das er eine
Reihe von Kollegen um sich versammelt hat - den Lautenisten Thomas
Dunford, die Mezzosopranistin Lea Desandre, den Bariton Marc Mauillon
und die Gambistin Myriam Rignol.

Album-VÖ: 29. Mai 2020 - 0190295269951


Auf den Spuren des unendlichen Potentials des Klaviers:
Carlos Cipas Correlations (on 11 Pianos)

Für Carlos Cipa eröffnet jedes einzelne Instrument ungeahnte neue
Möglichkeiten. Dies wird spätestens auf seinem nun digital
erscheinenden Studioalbum Correlations (on 11 Pianos) deutlich. Für
das Projekt hat Cipa sorgfältig verschiedenste Instrumente mit
besonderem, individuellem Charakter ausgewählt: sechs Flügel, drei
Pianos, ein Tafelklavier und ein Rhodes. Entstanden ist ein
faszinierendes Spektrum an Miniaturen und Stimmungen, das die Grenzen
zwischen Komposition, Performance und Prozess verschwimmen lässt.

Album-VÖ (digital): 8. Mai 2020


Les Vents français mit dem neuen Album "Romantique"

Obwohl die Romantiker die Blasinstrumente nicht als echte
Soloinstrumente einsetzten, verwendeten sie sie wegen ihrer
ausdrucksstarken Klangfarben öfter, als man vermeint; letztere
eigneten sich nämlich hervorragend dazu, einer Vielzahl von
Stimmungen in kunstvollster Kammermusik musikalischen Ausdruck zu
verleihen. Die vorliegende Einspielung belegt dies höchst
eindrucksvoll.

Album-VÖ: 5. Juni 2020 - 0190295285685


Anmerkung

[1] https://www.youtube.com/watch?v=uNPDB0QnsN4&feature=youtu.be&eml=2020May1%2F4974365%2F6133929&etsubid=40706422

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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MELDUNG/304: Trotz Kontaktsperre - Hochschulsoftware ermöglicht gemeinsames Musizieren (idw)

Hochschule Anhalt - 30.04.2020

Trotz Kontaktsperre: Hochschulsoftware ermöglicht gemeinsames
Musizieren



Proben und Auftritte, trotz Kontaktsperre: Digitale Lösungen mindern die
Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen in vielen Bereichen des täglichen
Lebens. Musikalische Interaktion bringt allerdings besondere Anforderungen
mit sich. Professor Alexander Carôt von der Hochschule Anhalt am
Fachbereich Informatik und Sprachen ermöglicht Musikern mit der Software
"SoundJack" eine digitale Lösung.

Musikalische Interaktion über das Internet benötigt eine speziell für
diesen Anwendungsfall zugeschnittene Software, um Verzögerungen der
Audiosignale auf ein Minimum zu beschränken. Weltweit existieren nur
wenige Anwendungen, die dies erlauben. Mit der Software SoundJack,
entwickelt von Alexander Carôt, Professor für Medieninformatik an der
Hochschule Anhalt, ist genau dies möglich.

Unter https://www.soundjack.eu können sich Hobby- wie professionelle
Musiker kostenfrei registrieren und die Software herunterladen. Über eine
Realtime-Chatfunktion ist es möglich, sich zu Jam-Sessions zu verabreden
oder im eigenen Bandverbund zu üben. Tutorials und Informationen werden
auf der Website zur Verfügung gestellt. Die Nachfrage bestätigt das
Angebot des Fachbereichs für Informatik und Sprachen: SoundJack hat mit
46.000 Seitenaufrufe im vergangenen Monat zahlreiche Musikerherzen
weltweit höher schlagen lassen.

Das Potenzial von SoundJack testete auch das international erfolgreiche
Kammermusikensemble Duo Aliada. Unter Facebook zeigt das Duo Videos von
ihren Proben, mit denen die Fähigkeiten der Software eindrucksvoll
präsentiert werden.

Digitale Medien studieren

Wer sich für Bits und Bytes oder die Analyse und Entwicklung von
Computerspielen begeistert, sollte folgendes Studium der Angewandten
Informatik im Blick behalten: Der Bachelor Digitale Medien und
Spieleentwicklung der Hochschule Anhalt am Standort Köthen sowie der
Master Interaktive Medien (Kooperationsstudiengang mit der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg) - möglich im Vollzeitstudium
sowie Dual. Professor Carôt begleitet die Studierenden als
Studienfachberater auf dem Weg zu Informatik-Fachwissen und
Methodenkompetenz. Entlassen werden die Alumni mit zukunftsweisenden
Karrierechancen in ein spannendes Arbeitsumfeld. Bewerbungsschluss ist der
31. September 2020.


Weitere Informationen unter:

http://www.hs-anhalt.de/ims

http://www.hs-anhalt.de/iam

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution251

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Anhalt, 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Corona-Krise: Pompeo wirft China Verbreitung des Virus vor

Die USA haben China erneut für die Verbreitung des Coronavirus
verantwortlich gemacht. Es gebe überwältigende Beweise dafür, daß der
neuartige Erreger aus einem Labor in der chinesischen Stadt Wuhan
stamme, behauptete US-Außenminister Mike Pompeo am Sonntag im
Fernsehsender ABC. China sei bekannt dafür, die Welt zu infizieren
und minderwertige Labore zu betreiben, erklärte der frühere CIA-Chef.
Die chinesische Regierung sprach von einem beispiellosen
Propagandakrieg der Trump-Regierung. Die Anschuldigungen dienten
Trump dazu, im Präsidentschaftswahlkampf von seiner eigenen
Unfähigkeit im Kampf gegen die Pandemie abzulenken.

4. Mai 2020
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Großes Drogenlager in Garage entdeckt

In einer Doppelgarage im hessischen Hanau hat die Polizei Drogen im
Wert von 1,5 Millionen Euro beschlagnahmt. Die Beamten stellten
insgesamt rund 150 Kilogramm Marihuana, 20 Kilogramm Haschisch und
zwei Kilogramm Kokain sicher. Das Rauschgift war in Tüten verpackt
und in Umzugskisten verstaut. Der Vermieter hatte die Doppelgarage
geräumt, da der Mieter offenbar in Zahlungsrückstand geraten war.
Noch während der Sicherstellung der Drogen nahm die Polizei den
44jährigen Mieter der Garage und einen weiteren Mann fest.

4. Mai 2020
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Venezuela vereitelt Invasionsversuch

Venezolanische Sicherheitskräfte haben offenbar eine Invasion
mutmaßlicher Söldner aus Kolumbien verhindern können. Nach Angaben
von Innenminister Nestor Reverol hatte die Gruppe versucht, den
nördlichen Küstenstaat La Guaira mit Schnellbooten zu erreichen. Dort
sei sie von der Armee sowie von Spezialeinheiten der Polizei
abgefangen worden. Bei dem Schußwechsel wurden acht Menschen getötet
und zwei weitere festgenommen. Einer der Festgenommenen soll Agent
der amerikanischen Antidrogenbehörde DEA sein. Kolumbien bestreitet
jegliche Beteiligung an dem Vorfall.

4. Mai 2020
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Corona-Maßnahmen: Gemeinsam unterschiedlich lockern

Obwohl immer mehr Bundesländer eigene Wege gehen, hält die
Bundesregierung an einem gemeinsamen Vorgehen bei der Lockerung der
Corona-Maßnahmen fest. Die Bürger erwarten, daß Bund und Länder auf
einem gemeinsamen Pfad unterwegs seien, sagte Regierungssprecher
Steffen Seibert am Montag in Berlin. Zu dem Vorpreschen einiger
Landesregierungen bei der Aufhebung der Auflagen äußerte sich Seibert
zurückhaltend. Die abweichenden Entscheidungen hingen mit den
unterschiedlichen regionalen Gegebenheiten zusammen, erklärte der
Sprecher von Kanzlerin Merkel. Die Spitzen von Bund und Ländern
würden ihre regelmäßigen Konsultationen über eine einheitliche
Strategie aber fortsetzen.

4. Mai 2020
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Ungewöhnliche atmosphärische Phänomene über der Arktis

Das Mitte März von Wissenschaftlern der Europäischen
Weltraumorganisation ESA entdeckte rekordgroße Ozonloch über der
Arktis hat sich plötzlich wieder geschlossen. Das Verschwinden des
Ozonlochs sei nicht auf den geringeren Verkehr während der
Corona-Krise zurückzuführen, erklärten Forscher des Copernicus
Atmosphere Monitoring Service (CAMS). Das Loch sei von einem
ungewöhnlich starken und langlebigen Polarwirbel verursacht worden
und habe nichts mit Änderungen der Luftqualität zu tun. Demnach
stoppte nun ein Temperaturanstieg im Polarwirbel den Abbau des Ozons.

4. Mai 2020
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Chinas Jadehase erkundet die dunkle Seite des Mondes

Chinas Mondfahrzeug Yutu-2 (Jadehase-2) hat seit seiner Landung im
Januar 2019 bereits 448 Meter auf der Rückseite des Erdtrabanten
zurückgelegt. Der mit einem Nahinfrarotspektrometer, einer
Panoramakamera, einem Neutralatomdetektor und einem Bodenradar
ausgestattete Rover erkundet den Von-Karman-Krater im Südpol-Aitken-Becken.
Wie das Zentrum für Mondforschung und Weltraumprogramme der
chinesischen Raumfahrtbehörde (Lunar Exploration and Space Program
Center of the China National Space Administration) mitteilte, bewegt
sich Yutu-2 derzeit in nordwestlicher Richtung weiter.

4. Mai 2020
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Teheran leitet Währungsreform ein

Das Parlament in Teheran hat die Pläne der Regierung gebilligt, die
Landeswährung Rial nach der bereits vorhandenen Währung Toman zu
benennen und auf den Geldscheinen vier Nullen zu streichen. Die
iranische Regierung will auf diese Weise der grassierenden Inflation
begegnen. Der Nachrichtenagentur ISNA zufolge soll die Zentralbank
innerhalb von zwei Jahren die Währungsumstellung vorbereiten. Das
Projekt steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung durch den religiösen
Wächterrat. Nachdem US-Präsident Trump 2018 neue
Wirtschaftssanktionen gegen die Islamische Republik verhängt hatte,
ist der Rial um über 60 Prozent verfallen. Auf dem Schwarzmarkt soll
zuletzt ein Dollar für rund 156.000 Rial geboten worden sein.

4. Mai 2020
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Schlafstörungen sind Volkskrankheit

Die unablässige Reizüberflutung hat für den Menschen schwere Folgen.
Auch die Gesundheit leidet. So klagen immer mehr Bundesbürger über
Schlafstörungen. Hatten im Jahr 2010 noch 47,5 Prozent der Deutschen
an Ein- und Durchschlafstörungen gelitten, sind es jetzt nicht
weniger als 78,9 Prozent. Das ergab ein Gesundheitsreport der DAK.

4. Mai 2020
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Unangemeldete Kontrollen von Schlachthöfen in Niedersachsen

Seit November 2018 sind bei unangemeldeten Kontrollen in 62
niedersächsischen Schlachtbetrieben zahlreiche Hygienemängel (49
Betriebe), Verstöße gegen Tierschutzvorgaben (58 Betriebe) und
schwerwiegende Mängel der Betriebshygiene (10 Betriebe) festgestellt
worden. Vor allem kleinere und mittlere Betriebe waren betroffen. Das
erfuhr die Neue Osnabrücker Zeitung auf Anfrage beim
Landwirtschaftsministerium. Die Aufsichtsbehörden hatten ihre
unangemeldeten Kontrollen in Schlachthöfen aufgenommen, nachdem im
Herbst 2018 Tierschützer heimlich gedrehte Aufnahmen aus vier
Schlachtbetrieben veröffentlicht hatten. Das
Landwirtschaftsministerium und der Verband der Fleischwirtschaft
vereinbarten daraufhin, daß die Schlachthöfe auf freiwilliger Basis
in den Produktionsräumen Kameras mitlaufen lassen. Dem Verband
zufolge wurden viele Kameras wegen datenschutzrechtlicher Bedenken
wieder abgeschaltet. Am kommenden Freitag will die Ressortchefin
Otte-Kinast dem Bundesrat einen Gesetzentwurf zur Regelung der
Videoüberwachung von Schlachthöfen vorlegen.

4. Mai 2020
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Bibel für Reisende mit leichtem Gepäck

Bei der Bibelgesellschaft Stuttgart erscheint jetzt unter dem Titel
SlimBibel (also Schlanke Bibel) ein auf Dünndruckpapier gesetztes, nur
1,8 Zentimeter "dickes" Buch, das auf 860 Seiten dennoch das Alte und
das Neue Testament umfaßt. Der Inhalt erscheint durchgehend als
zweispaltiger Fließtext, getrennt durch die jeweiligen Überschriften.

Wie der Verlag erklärte, erscheint der Band im handlichen Format von
15 mal 21 Zentimeter. Als Käufer ist beispielsweise an Bahn- oder
Flugreisende gedacht, die eine vollständige Bibel dabei haben, aber
unnötiges Gewicht vermeiden möchten.

4. Mai 2020
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Caracas meldet Invasionsversuch von Kolumbien und den USA

Nach Angaben der Regierung in Caracas haben kolumbianische Söldner
versucht von See her im Bundesstaat La Guaira gut 30 Kilometer
nördlich der Hauptstadt Caracas anzulanden. Der Vorstoß der
Schnellboote wurde von Spezialkräften der Polizei und Militärs
unterbunden. Bei der Aktion kamen acht Menschen ums Leben. Zwei seien
festgenommen worden, berichtete der Präsident der verfassunggebenden
Versammlung, Diosdado Cabello, am Sonntag. Verteidigungsminister
Vladimir Padrino meldete, ein Schnellboot sei versenkt worden.
Marineschiffe suchten die Küste nach Überlebenden ab. Der
venezolanische Innenminister Néstor Reverol warf Kolumbien vor, den
Angriff gemeinsam mit den USA geplant zu haben, um terroristische
Anschläge in Venezuela mit dem Ziel des Sturzes von Präsident Nicolás
Maduro durchzuführen. Vizepräsidentin Delcy Rodriguez berichtete,
ersten Untersuchungen zufolge habe ein DEA-Agent an der Operation
teilgenommen, der seinerseits den Regierungen der USA und Kolumbiens
eine Beteiligung an der destabilisierenden Aktion vorgeworfen habe.
Das Außenministerium in Bogotá bestritt eine Verwicklung in den
Vorfall. Beide Länder haben letztes Jahre ihre diplomatischen
Beziehungen auf Eis gelegt.

4. Mai 2020
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Internationale Geberkonferenz im Kampf gegen Corona-Pandemie

Die internationale Initiative "Global Response" hat am Montag bei
einer Videokonferenz Gelder für die Entwicklung von Impfstoffen gegen
Sars-CoV-2 und Arzneien zur Behandlung von Covid-19 gesammelt. Die
Medikamente sollen der Menschheit zu erschwinglichen Preisen
zugänglich gemacht werden. Die von Deutschland, Frankreich,
Großbritannien, Norwegen und Saudi-Arabien mitorganisierte Konferenz
hatte sich Zusagen über insgesamt 7,5 Milliarden Euro zum Ziel
gesetzt. Laut Uno-Generalsekretär Guterres werden insgesamt rund 40
Milliarden Euro für die Entwicklung von Impfstoffen und Arzneien
benötigt. Das Geld sollen Staaten, internationale Organisationen,
Finanzinstitutionen und Stiftungen aufbringen. Die
EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen sagte zum Auftakt der
Konferenz eine Milliarde Euro zu. Sie betonte, die Medikamente müßten
für jeden Menschen erhältlich und erschwinglich sein. Bundeskanzlerin
Merkel zog mit 525 Millionen Euro nach und erklärte, die
Coronavirus-Pandemie als globale Herausforderung sei nur in
internationaler Zusammenarbeit zu bewältigen. Die Kanzlerin
bedauerte, daß nicht alle Staaten zu dieser multilateralen
Kooperation bereit sind. Frankreichs Präsident Macron ergänzte,
"Jeder-für-sich" wäre ein großer Fehler. Ein Corona-Impfstoff werde
ein öffentliches Gut sein, das niemandem gehöre, sondern allen.
Macron sagte 515 Millionen Euro zu. Auch die Ministerpräsidenten von
Japan und Kanada, Abe und Trudeau, plädierten für mehr internationale
Zusammenarbeit. Sie versprachen rund 760 bzw. 550 Millionen Euro.
Weltgesundheitsorganisation, Weltbank und private Stiftungen wie der
Wellcome Trust und die Bill and Melinda Gates Foundation unterstützen
die Initiative. Die EU-Kommission plant, 7,5 Milliarden Euro in die
Entwicklung eines Impfstoffs zu stecken, zwei Milliarden Euro für
Behandlungsmöglichkeiten aufzuwenden und mit 1,5 Milliarden Euro die
Testkapazitäten weltweit auszuweiten. Als Empfänger sind vor allem
anerkannte globale Gesundheitsorganisationen wie die internationalen
Impfstoffallianzen Cepi und Gavi vorgesehen.
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Am Wiener Flughafen können Passagiere Corona-Tests machen lassen

Als Dienstleistung bietet der Flughafen Wien eiligen Kunden ab heute
Coronavirus-Tests an. Das Ergebnis kann die Einreise in Österreich
beschleunigen, da für Passagiere aus dem Ausland nach wie vor eine
14tägige Quarantäne gilt. Reisende können sich bei ihrer Ankunft aber
für 190 Euro auf das Virus testen lassen.

Laut Kronen Zeitung soll das Ergebnis des PCR-Tests innerhalb von zwei
bis drei Stunden vorliegen. Sollte er negativ ausfallen, ist keine
Quarantäne notwendig. Bislang müssen Einreisende entweder einen
negativen Corona-Befund vorweisen, der nicht älter als vier Tage sein
darf, oder sich für zwei Wochen in Isolation begeben.

4. Mai 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - SOZIALES/8480: Arbeit, Soziales und Familie - 04.05.2020 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8480: Arbeit, Soziales und Familie - 04.05.2020 (SB)




VOM TAGE



DRK stellt Suche nach WK-II-Vermißten Ende 2023 ein

Das Deutsche Rote Kreuz stellt die Suche nach im Zweiten Weltkrieg
verschollenen Personen Ende 2023 ein. Angehörige können noch bis Ende
2021 entsprechende Suchanträge am DRK-Standort München stellen. Die
DRK-Präsidentin Gerda Hasselfeldt geht laut Deutscher Presse-Agentur
davon aus, daß im Umfeld des 75. Jahrestags des Kriegsendes das
Interesse an dem Thema steigt und in vielen Familien das Bedürfnis
wächst, das Schicksal vermißter Angehöriger abschließend zu klären.
Wegen der demographischen Entwicklung wird dieses Interesse jedoch
wieder nachlassen. Das DRK wird die Suche nach vermißten Angehörigen
von Flüchtlingen z. B. aus Syrien und dem Irak über 2023 hinaus
fortsetzen.
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Zwei Milliarden Menschen ohne Zugang zu sauberem Trinkwasser

Während hierzulande die Lockerungen der Corona-Maßnahmen ein Thema
ist, haben Milliarden Menschen keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser.
Fast zwei Milliarden Menschen müssen nach einem UN-Bericht mit
Fäkalien verunreinigtes Wasser nutzen und riskieren damit Krankheit
und Tod. In der Folge sterben jedes Jahr rund eine halbe Million
Menschen allein an Durchfallerkrankungen. Dabei hatte die UN in ihren
nachhaltigen Entwicklungszielen 2015 unter anderem vereinbart, daß
bis 2030 weltweit allen Menschen der Zugang zu sicherem und
bezahlbarem Wasser gewährleistet sein soll. Davon ist bis heute
nichts zu erkennen. Vielmehr gehen viele Experten davon aus, daß das
Ziel weit verfehlt wird.
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EU-Kommission genehmigt Paris Subventionen für Air France

Die EU-Kommission erlaubt der französischen Regierung, die wegen der
Corona-Pandemie angeschlagene Fluglinie Air France massiv zu
subventionieren. Dafür hält die Regierung insgesamt sieben Milliarden
Euro in Form von staatlichen Krediten und Kreditgarantien bereit. Air
France kann die Hilfe nur unter bestimmten Bedingungen in Anspruch
nehmen. Zum einen muß die Fluglinie wettbewerbsfähiger werden, so
Wirtschafts- und Finanzminister Bruno Le Maire. Zum anderen darf sie
nicht mehr so viel zur Umweltverschmutzung beitragen. Deswegen darf
Air France keine Inlandsflüge auf Strecken anbieten, die innerhalb
von zweieinhalb Stunden mit dem Hochgeschwindigkeitszug TGV
zurückzulegen wären. Bis 2030 muß Air France den Kohlendioxidausstoß
pro Passagierkilometer um die Hälfte senken. Auf Kurzstreckenflügen
ist die Marge bereits 2024 zu erreichen. Außerdem muß Air France bis
2025 dem Treibstoff der Maschinen zwei Prozent Biokerosin beimischen.
Air France beschäftigt über 41.000 Mitarbeiter und hat mehr als 300
Flugzeuge in Dienst gestellt. Der EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe
Vestager zufolge hat das Unternehmen, das von großer Bedeutung für
die französische Wirtschaft ist, alle Möglichkeiten, Geld an den
Finanzmärkten aufzunehmen, geprüft und ausgeschöpft.
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Ducati mit E-Mountainbike

Die E-Bikes werden immer leistungsfähiger. Jetzt hat der italienische
Motorrad-Hersteller Ducati ein E-Mountainbike (E-MTB) vorgestellt,
das seine Vorgänger in den Schatten stellt. Bei dem Sportfahrrad aus
Bologna handelt es sich um ein sogenanntes E-Fully, also ein voll
gefedertes Mountainbike mit Elektromotor. Es verfügt über einen
Aluminiumrahmen, 170 Millimeter Federweg vorne und 160 Millimeter
Federweg hinten, und die auffällige schwarz-rote Lackierung wurde im
ducati-eigenen Design Center entworfen. Als Antrieb dient ein Shimano
Steps E8000. Es verfügt maximal über 70 Newtonmeter Drehmoment. Der
Akku hat eine Kapazität von 504 Wattstunden. Das Gewicht des E-Bikes
beträgt inklusive Akku, jedoch ohne Pedale 22,5 Kilogramm.
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Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum GFZ - 30.04.2020

Bedingungen im irdischen Untergrund wie auf der Marsoberfläche



Hat es jemals Leben auf dem Mars gegeben? Und falls ja: Was ist von davon
übrig geblieben? Antworten könnte ausgerechnet eine Gesteinsformation
geben, die in Skandinavien zu finden ist. Ein internationales Team von
Forscherinnen und Forschern aus China, Dänemark und Australien sowie dem
Deutschen GeoForschungsZentrum hat verglichen, was übrigbleibt, wenn man
Material aus speziellen Horizonten im Alaunschiefer einerseits und
Marsgestein andererseits einer so genannten Pyrolyse in einer
reaktionsträgen Atmosphäre unterzieht. Die Ergebnisse ähneln sich sehr
stark, schreiben die Forschenden in der Fachzeitschrift Geology.

Hat es jemals Leben auf dem Mars gegeben? Und falls ja: Was ist von davon
übrig geblieben? Antworten auf diese Fragen könnte ausgerechnet eine
bestimmte Gesteinsformation namens "Alaunschiefer" (engl.: "Alum Shale")
geben, die in Skandinavien zu finden ist. Ein internationales Team von
Forscherinnen und Forschern aus China, Dänemark und Australien sowie dem
Deutschen GeoForschungsZentrum hat verglichen, was übrigbleibt, wenn man
Material aus speziellen Horizonten im Alaunschiefer einerseits und
Marsgestein andererseits "verbrennt", genauer: einer so genannten
Pyrolyse in einer reaktionsträgen Atmosphäre unterzieht. Die Ergebnisse
ähneln sich sehr stark, schreiben die Forschenden in der Fachzeitschrift
Geology.

Kolm nennt man unterschiedlich große Gesteinslinsen, die sehr reich an
organischem Material sind. Sie kommen im Alaunschiefer in Skandinavien
vor, der ca. eine halbe Millarde Jahre alt ist. Die Besonderheit: Das
Tongestein enthält sehr hohe Anteile von Uran. Zur Zeit der Ablagerung
lebten Algen und andere Mikroorganismen in flachen Gewässern. Das
abgestorbene Material wurde nur von dünnen Sedimenten überdeckt und über
Jahrmillionen zu Gestein umgewandelt. Aus dem organischen Kohlenstoff
können in tektonisch aktiven Bereichen unter höheren Temperaturen Erdöl
und Erdgas entstehen - oder, wie auf dem Baltischen Schild mit nur
geringen Senkungsraten, auch die dunklen uranhaltigen Gesteinslinsen
namens Kolm. Während die Erdölindustrie das Vorhandensein von Uran nutzt,
um Anhaltspunkte auf Öl- oder Gas-produzierende Formationen zu finden,
erkannten die Geologinnen und Geologen, dass die Strahlung auch andere
Prozesse in Gang setzt. Das Bombardement durch hochenergetische Teilchen
aus dem Uranzerfall verändert das versteinerte organische Material im
Kolm.

Der heutige Mars hat kaum eine Atmosphäre und auch kein Magnetfeld, die
ihn vor der Strahlung aus dem All schützen würden. Daher ist seine
Oberfläche ebenfalls einem dauernden Beschuss von kosmischer Strahlung
ausgesetzt. Sollte es jemals Leben dort gegeben haben, wären die
organischen Moleküle längst zerstört. Was aber, wenn es auf dem Mars
ähnlich wie vor einer halben Milliarde Jahren auf der Erde Mikroorganismen
gab, die in flachen Gewässern lebten, abstarben und versteinerten? Der
Ausgangspunkt wäre also wie beim irdischen Kolm, die Jahrmillionen
dauernde Bestrahlung wäre ebenfalls ähnlich.

Aus Untersuchungen des Marsgesteins ist bekannt, dass es dort in früheren
Zeiten Bedingungen gegeben hat, die zu Sedimentgesteinen führten, also
Gewässer, Verwitterung, Erosion und Ablagerung. Der US-amerikanische
Mars-Rover "Curiosity" hat Gestein von der Mars-Oberfläche pyrolysiert. Die
dabei entstandenen Kohlenwasserstoffe ähneln in ihrer Zusammensetzung sehr
den Kohlenwasserstoffen, die bei der Pyrolyse von Kolm entstehen. Die
Forschenden sind in der Interpretation vorsichtig: "Unsere Ergebnisse
stützen die Idee, dass die organischen Moleküle, die im Marsgestein
nachgewiesen wurden, Überreste von Leben aus flachen Gewässern sein
könnten", sagt Hans-Martin Schulz vom GFZ. "Tiefer unter der
Marsoberfläche könnte ursprünglicheres Material zu finden sein, das noch
nicht so stark von der Strahlung verändert wurde."


Originalpublikation:
Originalstudie: Shengyu Yang, Hans-Martin Schulz, Brian Horsfield, Niels
H. Schovsbo, Kliti Grice, and Jinchuan Zhang:

"Geological alteration of organic macromolecules by irradiation:
Implications on organic matter occurrence on Mars",

in: GEOLOGY;

DOI: 10.1130/G47171.1


Weitere Informationen unter:

https://pubs.geoscienceworld.org/gsa/geology/article/doi/10.1130/G47171.1/584571/Geological-alteration-of-organic-macromolecules-by

(Link zur Studie)
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Max-Planck-Institut für Sonnensystemforschung - 30.04.2020

Sonne weniger aktiv als vergleichbare Sterne

Eine Analyse 369 sonnenähnlicher Sternen zeigt, dass die
Helligkeitsschwankungen der Sonne ausgesprochen schwach sind.



Die Sonne zeigt sich uns als wandelbarer Stern: Mal überziehen
zahlreiche, zum Teil riesige dunkle Flecke seine sichtbare Oberfläche, mal
ist die Oberfläche völlig "leer". Im kosmischen Vergleich jedoch ist die
Sonne außergewöhnlich eintönig. Zu diesem Ergebnis kommen Forscherinnen
und Forscher unter Leitung des Max-Planck-Instituts für
Sonnensystemforschung (MPS) in Göttingen in einer neuen Studie, die am
Freitag, 1. Mai, in der Fachzeitschrift Science erscheint. Erstmals
verglichen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Sonne mit
hunderten anderer Sterne, die ihr in Bezug auf Rotationsgeschwindigkeit
und weitere fundamentale Eigenschaften gleichen. Die meisten erwiesen sich
als viel variationsreicher. Das wirft die Frage auf, ob die Sonne
grundsätzlich zu den stellaren Schlafmützen zählt oder lediglich seit
einigen Jahrtausenden eine ungewöhnlich ruhige Phase durchläuft.
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Vergleich der Helligkeitsschwankungen der Sonne mit der eines
typischen, sonnenähnlichen Sterns.

• MPS / hormesdesign.de



Wie stark die Aktivität der Sonne (und damit auch die Anzahl ihrer
Sonnenflecke und ihre Strahlungsleistung) schwankt, lässt sich mit
verschiedenen Methoden nachvollziehen - zumindest für einen gewissen
Zeitraum. Seit 1610 etwa gibt es verlässliche Aufzeichnungen über die
Sonnenflecke auf der Sonne; die Verteilung radioaktiver Spielarten von
Kohlenstoff und Beryllium in Baumringen und Eisbohrkernen erlaubt
Rückschlüsse auf die Sonnenaktivität der vergangenen 9000 Jahre. Für
diesen Zeitraum finden sich regelmäßig wiederkehrende Schwankungen
vergleichbarer Stärke. "Auf das gesamte 'Leben' der Sonne bezogen ist der
Zeitraum, den wir rekonstruieren können, jedoch nur ein Wimpernschlag",
ordnet MPS-Wissenschaftler Dr. Timo Reinhold, Erstautor der neuen Studie,
den bisherigen Kenntnisstand ein. Schließlich ist unser Stern nahezu 4,6
Milliarden Jahre alt. "Es ist denkbar, dass die Sonne seit Jahrtausenden
eine ruhige Phase durchläuft und wir deshalb ein verzerrtes Bild von ihr
haben", fügt er hinzu.

Da es keine Möglichkeit gibt zu untersuchen, wie aktiv die Sonne in
Urzeiten war, bleibt nur der Blick in die Sterne: Zusammen mit Kolleginnen
und Kollegen der University of New South Wales in Australien gingen die
MPS-Forscherinnen und -Forscher der Frage nach, ob sich die Sonne im
Vergleich zu anderen Sternen "normal" verhält. Dies kann helfen, ihre
derzeitige Aktivität einzuordnen.

Dabei wählten die Forscherinnen und Forscher solche Kandidaten aus, die
der Sonne in entscheidenden Eigenschaften gleichen. Neben der
Oberflächentemperatur, dem Alter und dem Anteil von Elementen, die
schwerer sind als Wasserstoff und Helium, schauten die Forscherinnen und
Forscher vor allem auf die Rotationsgeschwindigkeit. "Die Geschwindigkeit,
mit der sich ein Stern um

die eigene Achse dreht, ist eine entscheidende Größe", erklärt Prof. Dr.
Sami Solanki, Direktor am MPS und Koautor der neuen Veröffentlichung. Die
Drehung trägt dazu bei, dass im Innern eines Sterns in einem Dynamoprozess
sein Magnetfeld entsteht. "Das Magnetfeld ist die treibende Kraft, die für
alle Aktivitätsschwankungen verantwortlich ist", so Solanki. Der Zustand
des Magnetfeldes bestimmt, wie häufig die Sonne in heftigen Eruptionen
Strahlung und Teilchen ins All schleudert, wie zahlreich dunkle
Sonnenflecke und besonders helle Regionen auf ihrer Oberfläche auftreten -
und damit auch wie hell die Sonne scheint.

Ein umfangreicher Katalog der Rotationsgeschwindigkeiten tausender Sterne
liegt seit wenigen Jahren vor. Er beruht auf Messdaten des
Weltraumteleskops Kepler der amerikanischen Weltraumbehörde NASA, das von
2009 bis 2013 die Helligkeitsschwankungen von etwa 150.000
Hauptreihensternen (also solchen, die sich in etwa in der Mitte ihres
Lebens befinden) aufzeichnete. Diese riesige Menge durchforsteten die
Forscherinnen und Forscher und wählten die Sterne aus, die sich innerhalb
von 20 bis 30 Tagen einmal um die eigene Achse drehen. Die Sonne benötigt
dafür etwa 24,5 Tage. Diese Vergleichsgruppe konnten die Forscherinnen und
Forscher mit Hilfe von Daten des europäischen Weltraumteleskops Gaia
weiter einschränken. Es blieben 369 Sterne, die der Sonne auch in weiteren
grundlegenden Eigenschaften ähneln.

Die genaue Analyse der Helligkeitsschwankungen dieser Sterne in der Zeit
von 2009 bis 2013 offenbart ein klares Bild. Während die
Gesamtstrahlungsleistung der Sonne zwischen aktiven und inaktiven Phasen
im Mittel um gerade einmal 0,07 Prozent schwankte, zeigten sich ihre
stellaren Kollegen deutlich variationsreicher. Ihre Schwankungen sind
typischerweise etwa fünfmal so stark. "Wir waren sehr überrascht, dass die
meisten sonnenähnlichen Sterne so viel aktiver als die Sonne sind", so Dr.
Alexander Shapiro vom MPS, der dort die Forschergruppe "Verbindung Solarer
und Stellarer Variabilität" leitet.

Allerdings lässt sich längst nicht für alle Sterne, die das
Kepler-Teleskop beobachtete, die Rotationsgeschwindigkeit bestimmen. Dafür
müssen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in den Daten bestimmte,
periodisch auftretende Verdunklungen finden. Sie lassen sich darauf
zurückführen, dass Sternenflecke die Oberfläche dieser Sterne verdunkeln,
sich mit einer festen Geschwindigkeit aus dem Blickfeld des Teleskops
drehen und dann nach einem festen Zeitraum wiederauftauchen. "Bei vielen
Sternen lassen sich solche periodischen Verdunklungen nicht aufspüren; sie
gehen im Rauschen der Messdaten und in den anderen Helligkeitsschwankungen
des Sterns unter", erklärt Reinhold. Auch die Sonne würde durch das
Kepler-Teleskop betrachtet ihre Rotationsgeschwindigkeit nur schwerlich
preisgeben.

Die Forscherinnen und Forscher untersuchten deshalb auch mehr als 2500
sonnenähnliche Sterne, deren Rotationsgeschwindigkeit sich bisher nicht
bestimmen lässt. Deren Helligkeit schwankte deutlich weniger als die der
anderen Gruppe.

Aus Sicht der Forscherinnen und Forscher lassen ihre Ergebnisse zwei
Interpretationen zu. So könnte es einen noch ungeklärten, grundsätzlichen
Unterschied zwischen den Sternen mit bekannter Rotationsgeschwindigkeit
geben und solchen, denen sich dieser Wert bisher nicht entlocken lässt.
"Genauso denkbar ist es, dass uns die Sterne mit bekannten und
sonnenähnlichen Rotationsgeschwindigkeiten zeigen, zu welchen
Aktivitätsschwankungen die Sonne grundsätzlich fähig ist", so Shapiro.
Dies würde bedeuten, dass unser Stern in den vergangenen 9000 Jahren, für
die wir seine Aktivität abschätzen können, ungewöhnlich langweilig war und
dass auf sehr großen Zeitskalen auch Phasen mit deutlich stärkeren
Schwankungen denkbar sind.

Grund zur Sorge gibt es indes nicht. Für die absehbare Zukunft deutet
nichts auf eine solche solare "Hyperaktivität" hin. Im Gegenteil: Die
Sonne zeigt sich seit einem Jahrzehnt selbst für ihre Verhältnisse
ziemlich schlapp. Vorhersagen der Aktivität der nächsten elf Jahre deuten
darauf hin, dass sich an diesem "Schwächezustand" auf absehbare Zeit
nichts ändern wird.

Diese Forschung wurde durch ein Starting Grant des Europäischen
Forschungsrats gefördert


Originalpublikation:

Timo Reinhold, Alexander I. Shapiro, Sami K. Solanki, Benjamin T. Montet,
Natalie A. Krivova, Robert H. Cameron, Eliana M. Amazo-Gómez:

The Sun is less active than other solar-like stars,

Science, 1. Mai 2020
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Institut für industrielle Informationstechnik (inIT) - 30.04.2020

Rettung für männliche Küken

Geschlechtsbestimmungsverfahren auch für kleine, lokale Brütereien
interessant



In Deutschland werden pro Jahr knapp 19,5 Milliarden Eier verbraucht,
wobei fast alle Eier im Handel aus spezialisierten Legehennenbetrieben
stammen. Im Jahr 2018 gab es insgesamt 1.897 landwirtschaftliche Betriebe
in Deutschland mit 3.000 und mehr Hennenhaltungsplätzen. Auch
Ostwestfalen-Lippe zeichnet sich mit einer intensiven landwirtschaftlichen
Nutzung aus und beheimatet sowohl große als auch kleine,
familienbetriebene Brütereien. Ein Geschäft, das auch seine Schattenseiten
hat, denn jedes Jahr werden nach Angaben des
Bundeslandwirtschaftsministeriums 45 Millionen Küken in Deutschland
geschreddert oder vergast, weil sie das falsche Geschlecht haben. Die
Aufzucht männlicher Tiere sei nicht wirtschaftlich, weil sie weniger
Fleisch ansetzen und keine Eier legen können. Schon seit Jahren sucht
daher die Geflügelwirtschaft nach einer Möglichkeit, das Geschlecht im Ei
zu bestimmen, um die männlichen Küken gar nicht erst schlüpfen zu
lassen.

Wissenschaftler des Instituts für industrielle Informationstechnik (inIT)
der Technischen Hochschule OWL haben in Zusammenarbeit mit der Hochschule
Coburg kürzlich ein Verfahren zum Patent angemeldet, welches das
Geschlecht des Kükens schon vor dem Schlüpfen bestimmen kann. Wie das
funktioniert, erklärt Professorin Helene Dörksen vom inIT: "Bei dem
Verfahren wird ein kleines, etwa 2mm großes Loch in die Eischale gebohrt,
ohne die Eihaut zu verletzen. Anschließend wird mit einem Laser ins Ei
geleuchtet und das zurückgeworfene Licht erfasst. Dabei gibt es
verwertbare Unterschiede zwischen den Kükengeschlechtern. Aus
wissenschaftlicher Sicht handelt es sich hierbei um eine
Fluoreszenzspektroskopie."

Ein auf dem Verfahren abgestimmter Prototyp soll möglichst bald zu einer
marktreifen Maschine entwickelt werden, welche flächendeckend von den
Betrieben genutzt werden soll. Zwar sind die Anschaffungskosten mit
45.000 Euro relativ hoch, doch Professorin Helene Dörksen betont, dass 
nicht nur große landwirtschaftliche Betriebe davon profitieren müssen, 
sondern eine Anschaffung auch für kleinere Brütereien lohnenswert ist. "Die
Maschine, die den Geschlechtertest durchführt, ist sehr mobil und robust.
Mehrere kleine Betriebe könnten sich somit die Anschaffungskosten teilen
und das Gerät reihum weitergeben. Das ist absolut kein Problem und es muss
kein großer Aufwand dafür betrieben werden. Außerdem benötigt das Gerät
wenig Platz und ist sehr einfach in der Bedienung. Wir haben hier im Kreis
Lippe so viele kleine Betriebe, die damit noch tierwohlorientierter
handeln könnten. Ein einfacher Zeit-/Tauschplan würde ausreichen, um
gemeinsam von dem Gerät seinen Nutzen zu ziehen", beschreibt Professorin
Dörksen die Vorteile.

Auch Sebastian Horn, Junglandwirt aus Hörste, hat die Vorteile bereits
erkannt und findet die Methode außerordentlich interessant. "Wenn die
Küken nicht fachlich korrekt verworfen werden, dann ist es besser, wenn
man sie bereits im Ei aussortiert", stimmt er zu. Auch andere Unternehmen
aus der Wirtschaft haben bereits Interesse an einer Zusammenarbeit
bekundet.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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Die Abschaffung von Bargeld ist eine Illusion

Wissenschaftler gehen den nächsten Schritt in Richtung intelligente
Banknote



Mit Paypal, Kreditkarte oder sogar mit dem Handy: Heutzutage gibt es
viele verschiedene Möglichkeiten in Geschäften zu bezahlen, denn der Trend
der Digitalisierung nimmt auch im Alltag zu. Die beliebteste Bezahlmethode
bleibt aber immer noch das Bargeld. Es ist zuverlässig, anonym,
authentisch und wird dabei weltweit akzeptiert und verbreitet. "Das
Bargeld-System" ist außerdem sehr robust gegenüber dem Ausfall von
Infrastruktur zum Beispiel bei Störungen und schützt vor teilweise
einfachem Kreditkartenbetrug. Doch auch die Banknote ist nicht zu
einhundert Prozent sicher, denn es gibt immer wieder Fälschungen, die im
Umlauf sind und nicht direkt erkannt werden.

Das Institut für industrielle Informationstechnik (inIT) forscht mit einem
Team von Wissenschaftlern der Arbeitsgruppe "Diskrete Systeme" unter der
Leitung von Institutsleiter Professor Volker Lohweg nun seit zehn Jahren
zu dem wichtigen Thema und beschäftigt sich mit der Produktion und
Qualitätssicherung von Banknoten, dem Verschleiß sowie der Sicherheit an
Bankautomaten. Sie wollen die einfache Banknote zu einer smarten Banknote
entwickeln.

Die aktuellsten Forschungsergebnisse aus dem Projekt smartBN (smarte
Banknote), dessen Name für "Intelligenter Schutz im Zahlungsverkehr durch
smarte Banknoten" steht, präsentierte Professor Lohweg nun auf der Optical
Document Security Conference (ODS) in San Francisco. Die ODS findet alle
zwei Jahre statt und ist die weltweit wichtigste und größte Konferenz für
das Fachgebiet der Dokumentensicherheit. Wie auch in den vergangenen
Jahren, war das inIT aktiv an der Konferenz beteiligt und stellte ein
Paper zur Realisierung intelligenter Banknoten vor. Diese sind in der Lage
Daten zu speichern ohne die Anonymität der Nutzerinnen und Nutzer zu
verletzten, weil sie mit chemischen Speichern ausgerüstet sind, die am
Institut für Lebensmitteltechnologie (ILT.NRW) der Technischen Hochschule
OWL entwickelt wurden. "Unsere Forschung zusammen mit Unternehmen zeigt
weltweit das erste Mal einen ganzheitlichen Ansatz für moderne Banknoten
der Zukunft auf, die mit ihrer Umwelt agieren, weil zum Beispiel
Bankautomaten ihnen mitteilen, wann sie ausgezahlt wurden. Das
funktioniert optisch und chemisch", erläutert Professor Hans-Jürgen
Danneel, Leiter des ILT.NRW. Konsumenten und Automaten könnten die
Banknote dann direkt zur Bestätigung der Echtheit nutzen und
beispielsweise ablesen, wie alt sie ist.

Auch Lohweg ist sich der Beliebtheit des Bargeldes bewusst. "Die immer
wieder geforderte Abschaffung des Bargeldes zugunsten elektronischer
Zahlungssysteme erweist sich zunehmend als Illusion. Dennoch ist es unsere
Aufgabe, Zahlungsmittel den aktuellen Trends anzupassen ohne die
Anonymität aufzugeben. Die Banknote der Zukunft muss deshalb
Eigenintelligenz aufweisen, indem sie als Produkt Informationen an
verschiedenen Stellen selbst bekannt gibt, sei es am Bankautomaten oder am
Verkaufspunkt", resümiert der anerkannte Experte für Dokumentensicherheit.
Laut Lohweg sollen die im Forschungsprojekt smartBN entwickelten
Verfahren, Banknoten in Zukunft flexibler einsetzbar machen, als bisher.

Die ODS bot vom 29. bis 31. Januar Experten aus dem Fachgebiet eine
wichtige Möglichkeit des Austauschs. Professor Lohweg freut sich über die
Wertschätzung der Forschungstätigkeiten, die das inIT mittlerweile auf der
internationalen Fachkonferenz genießt.
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Institut für industrielle Informationstechnik (inIT) - 30.04.2020

Mit Künstlicher Intelligenz zu sicheren Banknoten

Professor Volker Lohweg präsentiert in San Francisco eine Weltneuheit



Nach Angaben der europäischen Zentralbank (EZB) zogen Polizei, Handel und
Banken im Jahr 2019 in Deutschland 55.159 falsche Euro-Scheine aus dem
Verkehr. Wer einmal Falschgeld angenommen hat, kann dies nicht mehr in
echtes Geld rückerstatten lassen. Um Fälschungen so gut es geht zu
verhindern, weisen Banknoten bestimmte Sicherheitsmerkmale auf. Weltweit
gibt es mehr als 100 verschiedene Sicherheitsmerkmale, von denen aber nur
ein Teil öffentlich bekannt ist. Sie verhelfen zur zweifelsfreien
Unterscheidung von Falschgeld. Alt bewährt ist dabei der
"Fühlen-Sehen-Kippen"-Test. Durch die Verwendung spezieller Druckverfahren
erhalten die Banknoten ihre einzigartige Oberflächenbeschaffenheit, die sich
fühlen lässt. Außerdem sind bestimmte Bildelemente wie z.B. ein
Sicherheitsfaden oder das Porträtfenster zu sehen und durch Kippen ändert
die Smaragdzahl auf dem Schein ihre Farbe. Zwar entwickeln sich die
Drucktechniken für Banknoten ständig weiter, doch stellen sich Fälscher
erfahrungsgemäß schnell auf die technischen Neuerungen ein. Ein Thema, an
dem auch am Institut für industrielle Informationstechnik (inIT) geforscht
wird.

Seit zehn Jahren beschäftigen sich die inIT-Wissenschaftler der
Arbeitsgruppe "Diskrete Systeme" unter Leitung von Institutsleiter
Professor Volker Lohweg mit der Produktion und Qualitätssicherung von
Banknoten, dem Verschleiß sowie der Sicherheit an Bankautomaten.
Auf der Optical Document Security Conference (ODS), der weltweit
wichtigsten und größten Konferenz für das Fachgebiet der
Dokumentensicherheit, in San Francisco stellte Professor Lohweg mit seinem
Paper zur Erstellung von sogenannten Intaglio-Sicherheitsmerkmalen für
Banknoten erstmals eine Weltneuheit vor. "Wir zeigen weltweit das erste
Mal eine neue, auf künstlicher Intelligenz (KI) basierte Methode, zur
schnellen Erstellung von Intaglio-Linienmuster für Banknoten", bestätigt
Lohweg.

"Intaglio-Linien, die wir alle von Portraits oder anderen Motiven auf
Banknoten kennen, wurden früher von Graveuren in Kupfer gestichelt und
dann vervielfältigt - ein Vorgang der bis zu drei Monate dauern kann. Seit
einiger Zeit werden zwar Motive durch Grafikprogramme erstellt, deren
Daten anschließend Lasersysteme steuern, die die Gravur ersetzen, aber
dieser Prozess kann ebenso einige Wochen in Anspruch nehmen, da der
Graveur das Motiv am Rechner entwickeln muss. Unser Verfahren trainiert
eine KI- was bis zu zwei Tagen dauern kann - aber anschließend entsteht
ein Portrait innerhalb weniger Minuten. Der Graveur wird natürlich immer
noch benötigt, um die zu lernenden Motive auszusuchen, aber die
anstrengende Arbeit der Detailkreation übernimmt die Maschine. Erste
Ergebnisse sind mehr als vielversprechend, dennoch ist sicherlich noch
einige Forschungsarbeit notwendig, um einer KI einen Kunststil
beizubringen.", berichtet der anerkannte Experte für Dokumentensicherheit.

Auch wenn es noch einige Zeit und Arbeit benötigt, um den Prozess
ganzheitlich umzusetzen, ist der Grundstein für die schnellere Erstellung
eines Sicherheitsmerkmals gelegt und man ist damit den Fälschern wieder
einen Schritt voraus.
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AUSSEN/22445: Pompeo-Vorwürfe gegen China - Bundesregierung muss Antworten liefern

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Mai 2020

Pompeo-Vorwürfe: Bundesregierung muss Antworten liefern



Anlässlich der Vorhaltungen von US-Außenminister Pompeo gegenüber China
erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die Bundesregierung muss endlich klar zu den Behauptungen von Donald Trump
und seinem Außenminister Stellung nehmen. US-Außenminister Pompeo spricht
von "überwältigenden Beweisen", wonach das Coronavirus aus einem Labor in
China stamme. Doch selbst der in australischen Zeitungen durchgestochene,
angebliche Geheimdienstbericht der Spionagevereinigung Five Eyes beschreibt
vor allem Differenzen der Dienste über diesen Verdacht.

Offensichtlich sind Geheimdienste mit ihren politischen Interessen als
Aufklärer in der Coronakrise ungeeignet.

Es bedarf unbedingt einer unabhängigen, internationalen Aufklärung. Die
muss die WHO einleiten. Dafür muss die Bundesregierung sich einsetzen.

Die Bundesregierung dagegen muss sich ehrlich machen. Wurden vorliegende
Erkenntnisse der US-Geheimdienste zur Pandemie aus dem letzten November
zeitnah mit den Geheimdiensten der NATO-Partner geteilt? Oder hat nicht nur
Donald Trump diese Berichte nicht gelesen? Wie vereinbaren sich die 
US-Vorwürfe zur verzögerten Informationsweiterleitung Chinas an die WHO mit
der Feststellung der Bundesregierung, ihr sei nicht bekannt, dass China
Daten zurückgehalten habe? Bleibt die Bundesregierung bei dieser, ihrer
Antwort von vor drei Wochen? Oder verfügt sie über neuere Erkenntnisse?

Spätestens zur Sitzung des Auswärtigen Ausschusses am Mittwoch erwarten wir
Antworten von Heiko Maas statt wohlfeiler Forderungen.

 * 
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GESUNDHEIT/1082: Immer systemrelevant - endlich bessere Arbeitsbedingungen für Hebammen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Mai 2020

Immer systemrelevant - endlich bessere Arbeitsbedingungen für
Hebammen



Zum morgigen Internationalen Hebammentag erklärt Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther, Sprecherin für Gesundheitsförderung:

Gegen alle Widrigkeiten begleiten Hebammen Schwangere, Gebärende und
Wöchnerinnen. Geburten sind nicht aufschiebbar. Hebammen sind auch in
Krisenzeiten weiter tätig, trotz fehlender Schutzkleidung, trotz
Überbelastung und trotz zum Teil existenzbedrohenden Einkommensausfällen.
Die Arbeitsbedingungen müssen jetzt und nach der Krise verbessert werden,
indem die Personalschlüssel erhöht werden. Statt Verbesserungen auf die
lange Kante zu schieben, brauchen wir endlich ein
Personalbemessungsinstrument, das von einer 1:1-Betreuung der Schwangeren
in wesentlichen Phasen der Geburt ausgeht. Kliniken müssen verpflichtet
werden, ihren Hebammen-Betreuungsschlüssel öffentlich zu machen. Hebammen
sollten ein en Sicherungstellungszuschlag dafür bezahlt bekommen, wenn sie
sich zur Arbeit in unterversorgten Regionen entscheiden. Engpässe in der
Geburtshilfe sind inzwischen ein Dauerzustand, der endlich beendet werden
muss. Die Bedürfnisse von Gebärenden gehören in das Zentrum der
Geburtshilfe.

Die strukturellen Schieflagen in der Geburtshilfe sind lange bekannt und
gut belegt. Jens Spahn weigert sich aber, die Arbeitsbedingungen von
Hebammen und den Kulturwandel der Geburtshilfe als Priorität zu begreifen.
Der Kampf für eine gute Geburtshilfe ist auch ein feministischer Kampf. Am
internationalen Hebammentag und alle Tage stehen wir an der Seite dieser zu
jeder Zeit systemrelevanten Berufsgruppe.
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GESUNDHEIT/1081: Mehr Einsatz für die internationale Impfstoffforschung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Mai 2020

Mehr Einsatz für die internationale Impfstoffforschung



Zur Internationalen Geberkonferenz zur Erforschung eines Impfstoffes gegen
das neuartige Coronavirus am 4. Mai erklären Kai Gehring, Sprecher für
Forschung, Wissenschaft und Hochschule der Grünen Bundestagsfraktion, und
Viola von Cramon-Taubadel, für die Fraktion Die Grünen/EFA im Europäischen
Parlament stellvertretendes Mitglied im Ausschuss für Industrie, Forschung
und Energie:

Die Herausforderung der Corona-Pandemie können wir als Weltgemeinschaft nur
mit gemeinschaftlichem, entschlossenem Handeln bewältigen. Die Zielmarke
von 7,5 Milliarden Euro für die Forschung gegen Covid-19 ist ambitioniert,
aber angesichts der ernsten Lage absolut angemessen. Die Europäische Union,
nationale Regierungen, wohltätige Stiftungen und Wirtschaftsunternehmen
müssen jetzt die notwendigen Fördermittel mobilisieren, damit kein
vielversprechendes Forschungsvorhaben am Geld scheitert. Wenn die
Erforschung von Impfstoffen, Medikamenten und Diagnostika jetzt ins Stocken
geriete, dann würde sich auch die Pandemie immer länger hinziehen.

Es ist dringend notwendig, dass die EU bei diesem internationalen Aufruf
zum Handeln eine führende Rolle einnimmt und so ein wichtiger Akteur im
globalen Kampf gegen die Pandemie wird. Auch innerhalb Europas ist eine
zentralere Rolle der EU notwendig; gilt es doch jetzt auf europäischer
Ebene die entsprechenden Strukturen zu schaffen, mit deren Hilfe man die
Anstrengungen auf Mitgliedstaaten- und EU-Ebene jetzt und in Zukunft besser
koordinieren kann. Dazu gehören nicht nur das Schließen und langfristige
Vermeiden von Finanzierungs- und Förderlücken bei der Forschung zu
Impfstoffen, Test- und Behandlungsmethoden. Auch ein gestärkter,
europäischer Forschungsraum, in dem alle Akteure noch enger als bislang
zusammenarbeiten, wird uns hier noch zukunftsfähiger machen. Dazu gehört
beispielsweise auch das zentrale Zusammenführen von Daten und Forschun
gsplattformen, gerade jetzt in der Krise.

Die Bundesregierung muss in der Gesundheitsforschung noch viel stärker als
Vorbild vorangehen - finanziell und strategisch. Als forschungsstarkes Land
in der Mitte Europas kann Deutschland noch deutlich mehr für die
internationale Gesundheitsforschung tun, nicht zuletzt, weil davon auch
Forschung und Versorgung hierzulande profitieren. Es muss aber auch
sichergestellt werden, dass die gesammelten Fördergelder verantwortungsvoll
vergeben werden. Zukünftige Impfstoffe und Medikamente müssen für alle
Menschen verfügbar sein - schnell, bezahlbar und gerecht. Dafür müssen
bereits jetzt die Weichen richtig gestellt werden, um horrende Preise oder
nationale Exklusivrechte beim Zugriff auszuschließen. Gerade in der Krise
brauchen wir internationale Solidarität. Dabei ist auch eine gut
ausgestattete und transparent arbeitende öffentliche Forschung notwendiger
denn je

Kein Land wird die Coronakrise allein bewältigen können. Darum müssen wir
die internationale Forschungszusammenarbeit noch weiter stärken, gerade
wenn Populisten und Nationalisten internationale Organisationen verächtlich
machen. Die Weltgesundheitsorganisation WHO wollen wir darum weiter stärken
und Organisationen wie die Forschungsinitiative CEPI und die Impfallianz
GAVI in ihrer wichtigen Arbeit besser unterstützen. Nur sie können effektiv
sicherstellen, dass Impfstoffe und Medikamente gegen Covid-19 als globales,
öffentliches Gut allen zur Verfügung stehen.
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MEDIEN/464: Freie und unabhängige Medien sind wesentliches Element der Demokratie

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Mai 2020

Freie und unabhängige Medien sind wesentliches Element der
Demokratie



Zum Internationalen Tag der Pressefreiheit am 3. Mai erklärt Margit Stumpp,
Sprecherin für Medienpolitik:

Freie und unabhängige Medien sind ein wesentliches Element der Demokratie.
Corona führt uns derzeit vor Augen, wie schnell Autokraten weltweit
Krisensituationen nutzen, um unter dem Vorwand eines Sicherheitsinteresses
die Pressefreiheit einzuschränken. Die Bundesregierung und die Europäische
Union stehen in der Verantwortung, solche Tendenzen nicht einfach
hinzunehmen, sondern sie anzumahnen. Beschämend ist auch die weiterhin
existierende Straflosigkeit für Gewalt und Mord an Journalistinnen und
Journalisten. Die Bundesregierung muss sich als Mitglied im 
UN-Sicherheitsrat, im Menschenrechtsrat sowie demnächst als EU-Ratsvorsitzende
deshalb auf internationaler Ebene vehementer als bisher für die Einsetzung
einer/eines UN-Sonderberichterstattenden zum Schutz von Journalistinnen und
Journalisten bemühen, so wie es der Bundestag bereits vor drei Jahren
beschlossen hat. Zudem hat Europa als Wertegemeinschaft die Pflicht, das
Auslieferungsgesuch der USA für Julian Assange abzulehnen.

In Deutschland selbst ist der Kampf gegen Rechtsextremismus gleichzeitig
auch ein Kampf gegen Gewalt an Medienschaffenden. Denn die größte Gefahr
für die Pressefreiheit geht hierzulande immer noch von Rechtsextremen aus,
wie die kürzlich veröffntlichte Rangliste der Pressefreiheit von Reporter
ohne Grenzen belegt. Doch auch die abnehmende Medienvielfalt insbesondere
im Lokal- und Regionaljournalismus sind eine ernstzunehmende Bedrohung für
unsere Demokratie. Wenn Medienunternehmen am Ende nur noch in Besitz
einiger Weniger wären, gäbe es dort keine vielfältigen Diskurse mehr.
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AGRAR/366: Auf den Teller statt in den Müll

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 1. Mai 2020

Auf den Teller statt in den Müll

Aus der Krise lernen und heimische Lebensmittel stärker wertschätzen



Am morgigen Samstag, den 2. Mai, ist der Tag der
Lebensmittelverschwendung. Dazu erklärt die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann:

"Seit dem Ausbruch der Corona-Krise sind heimische Lebensmittel
begehrt wie lange nicht. Schließlich haben wir in den vergangenen
Wochen erleben müssen: Volle Regale sind auch in Deutschland keine
Selbstverständlichkeit.

Aktuell besteht kein Anlass zur Sorge, denn dank der
Leistungsfähigkeit unserer Land- und Ernährungswirtschaft war die
Versorgung mit Lebensmitteln immer gewährleistet. Sie ist zu Recht
systemrelevant. Wie sehr diese in Deutschland von internationalen
Lieferketten abhängt, hält uns die Corona-Pandemie vor Augen. Aus der
Krise lernen heißt deshalb auch, heimische Lebensmittel stärker wert
zu schätzen.

Grundsätzlich brauchen wir in Deutschland mehr
Ernährungssouveränität. Hier ist der Staat gefordert. Zwar werden
hierzulande von einigen Grundnahrungsmitteln wie Kartoffeln oder
Milch mehr produziert als verbraucht. Aber bei Gemüse, Eiern oder
Obst wie etwa Äpfeln muss die Nachfrage durch Importe gedeckt werden.
Das muss sich ändern. Unsere Land- und Ernährungswirtschaft muss
wieder eine höhere Priorität bekommen - auch rechtlich. Das schaffen
wir, indem wir die Ernährungssicherung im Grundgesetz als Staatsziel
festschreiben.

Jeder Bürger kann dafür etwas tun. Indem wir vor allem Lebensmittel
nicht verschwenden. Denn diese gehören auf den Teller und nicht in
den Müll. Ein abgelaufener Joghurt gehört nicht reflexhaft in den
Eimer. Aus einer angeschlagenen Banane lässt sich noch ein Nachtisch
machen. Denn Lebensmittel sind zu gut für die Tonne.

Lebensmittelverschwendung kostet Nahrung, Energie und Geld. Hier
hilft auch Aufklärung. Wer weiß, wie Lebensmittel entstehen, wie
lange sie genießbar sind, wirft weniger weg. Deshalb sollte
Ernährungswissen fester Bestandteil der Bildung sein.

Was man achtet, wirft man nicht weg. Das ist auch eine Frage der
Solidarität. In den vergangenen Wochen mussten einige Tafeln
schließen. Denn ein Großteil der Ehrenamtlichen gehört zur
Corona-Risikogruppe. Vielleicht ist der Tag der
Lebensmittelverschwendung 2020 Anlass für Jüngere, die Tafeln vor Ort
in dieser schwierigen Zeit zu unterstützen. Helfende Hände werden
auch dort gebraucht."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1915: Nur gemeinsam können wir das Virus nachhaltig eindämmen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Mai 2020

Nur gemeinsam können wir das Virus nachhaltig eindämmen

Entwicklung eines Impfstoffes international abstimmen



Am heutigen Montag findet die von der EU-Kommission initiierte
Geber-Konferenz "Coronavirus-Krisenreaktion" statt. Dazu erklärt der
entwicklungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Volkmar Klein:

"Die Staatengemeinschaft muss ihre Anstrengungen gegen Covid-19
bündeln. Nur gemeinsam können wir das Virus nachhaltig eindämmen. Es
ist gut, dass die EU-Kommission die Initiative für mehr
internationale Abstimmung ergriffen hat. Das Ziel der Konferenz muss
sein, ausreichend Mittel für die Impfstoffforschung und die
Bereitstellung eines Gegenmittels für alle Menschen zur Verfügung zu
stellen. Deshalb begrüßt die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
auch, dass Bundeskanzlerin Angela Merkel angekündigt hat, bei der
Konferenz einen hohen deutschen Beitrag zuzusagen.

Nationalistische Egoismen und exzessive Gewinnmaximierung müssen bei
der Pandemie-Bekämpfung zurückstehen. Dies bedeutet auch, dass die
Forschung an einem Impfstoff international so eng wie möglich
abgestimmt wird, um schnellstmöglich Erfolge zu erzielen. Jeder
Zeitverlust kostet Menschenleben, belastet die Wirtschaft und raubt
damit auch den Überlebenden gute Zukunftsperspektiven. Schnelles und
international eng abgestimmtes Handeln muss die Devise sein."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3579: Gute Nachricht für alle Gläubigen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. April 2020

Gute Nachricht für alle Gläubigen



Zu der am heutigen Donnerstag von Bund und Ländern getroffenen
Vereinbarung, in Gemeinschaft gefeierte Gottesdienste deutschlandweit
wieder zu ermöglichen, erklärt der Beauftragte der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für Kirchen und Religionsgemeinschaften,
Hermann Gröhe:

"Der heute von Bund und Ländern gemeinsam gefasste Entschluss,
öffentliche Gottesdienste fortan deutschlandweit wieder zu
ermöglichen, ist eine gute Nachricht für alle Gläubigen. Gerade in
diesen schwierigen Zeiten gibt der Glaube vielen Menschen Hoffnung
und Kraft. Ich freue mich deshalb über diese wichtige und nach einem
engen und partnerschaftlichen Austausch mit den Kirchen und
Religionsgemeinschaften getroffene Entscheidung. Sie ermöglicht es
den Menschen, ihrem Glauben in Gemeinschaft Ausdruck zu verleihen und
dadurch Halt und Stärke zu finden. Dabei wird der Gesundheits- und
Infektionsschutz durch richtige und wichtige Maßnahmen
gewährleistet."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MEDIEN/261: Angriff auf unsere Pressefreiheit muss streng geahndet werden















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





MEDIEN/261: Angriff auf unsere Pressefreiheit muss streng geahndet werden

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Mai 2020

Angriff auf unsere Pressefreiheit muss streng geahndet werden

Erschütternd: Trotz Sicherheitspersonal wurde Fernsehteam brutal
attackiert



Am 1. Mai ist ein Team der ZDF-"heute show" von 15 Personen
angegriffen worden. Dabei sind mindestens fünf Menschen verletzt
worden. Dazu erklärt die kultur- und medienpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann:

"Dieser Angriff ist auf das schärfste zu verurteilen. Wer
Journalisten attackiert, tritt unsere Pressefreiheit mit Füßen. Nach
Einschätzung der Polizei wurde diese Tat im Vorfeld geplant. Die
Brutalität, mit der das Fernsehteam angegriffen wurde, zeigt: Da hat
jemand das Risiko in Kauf genommen, dass ein Mensch schwere Schäden
davonträgt - und diese eventuell nicht überlebt. Wenn sich Teile der
Bevölkerung so gegen Mitbürger richten - und gegen die Presse im
Speziellen -, dann bereitet uns das massive Sorgen.

Es ist erschütternd, dass Sicherheitspersonal bei Dreharbeiten auf
Demonstrationen mittlerweile Standard ist. Das beeinflusst die
Berichterstattung. Reporter wollen die Realität nicht beeinflussen,
sondern beobachten und berichten. Die schweren Verletzungen, die sich
die Opfer trotz Sicherheitspersonal zugezogen haben, gibt Hinweis auf
die Aggressivität, mit der vorgegangen wurde. Das muss uns zu denken
geben.

Welche politischen Motive hinter der Tat stecken, oder ob sich der
Angriff gegen die Presse als solche gerichtet hat, mag noch offen
sein.

Umso entschiedener müssen die Täter die Kraft unseres Rechtsstaates
zu spüren bekommen. Die Freiheit der Presse ist eine Säule unserer
Demokratie. Gewalt und Gewaltandrohungen müssen zum Schutz unserer
Pressefreiheit streng geahndet werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/692: Nukleare Teilhabe unverzichtbar

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Mai 2020

Nukleare Teilhabe unverzichtbar

SPD riskiert Deutschlands Bündnisfähigkeit



Zu Forderungen aus der Spitze der SPD nach einem Ausstieg aus der
nuklearen Teilhabe Deutschlands in der Nato erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann
Wadephul:

"Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion steht die Fortführung der
nuklearen Teilhabe außer Frage. Sie ist aus gutem Grund im
Koalitionsvertrag festgeschrieben. Das ist nicht verhandelbar. Die
nukleare Abschreckung ist für die Sicherheit Europas unverzichtbar.

Leider mussten wir in den vergangenen Jahren erkennen, dass die
nukleare Abrüstung weltweit einen Rückschritt gemacht hat. Zu viele
Staaten weltweit streben danach, Nuklearwaffen zu besitzen. Vor allem
aber entwickelt Russland eine zunehmende Zahl neuer nuklearer
Waffensysteme und hat sich dabei auch nicht gescheut, den INF-Vertrag
zu brechen. Diese nuklearen Bedrohungen sind sehr real. Sie richten
sich unverblümt auf Europa, und wir müssen uns vor ihnen schützen.
US-Atomwaffen erhöhen etwa für Russland das Risiko eines
Gegenschlages beim Einsatz substrategischer Waffen und bringen uns in
Europa damit mehr Sicherheit. Nato-Generalsekretär Stoltenberg hat
die nukleare Abschreckung ganz zu Recht als ultimative
Sicherheitsgarantie bezeichnet. Dazu gehört auch das Prinzip der
nuklearen Teilhabe.

Dem stimmt nicht nur diese Bundesregierung unter SPD-Beteiligung zu,
sondern SPD, CDU und CSU haben sich eindeutig im Koalitionsvertrag
dazu bekannt, dass die Nato solange auch ein nukleares Bündnis
bleibt, wie dies aufgrund der Bedrohungslage nötig ist. Vor allem
aber haben wir uns ebenfalls im Koalitionsvertrag darauf verständigt,
dass Deutschland an der nuklearen Teilhabe festhält. Wenn
Spitzenvertreter von Partei und Fraktion der SPD dies infrage
stellen, ist es ein verheerendes Signal für Deutschlands
Sicherheitspolitik. Damit untergräbt man Deutschlands
bündnispolitische Verlässlichkeit und Solidarität. Das kann die
CDU/CSU-Fraktion nicht akzeptieren.

Die Nato hat sich trotz dieser Entwicklung und trotz des eindeutigen
Bruchs des INF-Vertrags besonnen gezeigt, indem sie keine
spiegelbildliche Aufrüstung betreiben will. Trotzdem kann das
einstige Aufrüsten Russlands nicht einfach hingenommen werden.
Deswegen ist es umso wichtiger, an der nuklearen Teilhabe
festzuhalten, die ja nicht nur von Deutschland, sondern auch von
Belgien, den Niederlanden, Italien und der Türkei mitgetragen wird.
Wenn aber die nukleare Teilhabe überzeugen soll, dann muss sie auch
operativ im Ernstfall umsetzbar sein. Aus diesem Grund ist eine
weitere Stationierung US-amerikanischer Atomwaffen in Deutschland
notwendig. Es stünde der SPD gut an, sich zu besinnen und eine
realistische und verantwortungsvolle Sicherheitspolitik zu betreiben,
so wie es einst Helmut Schmidt tat. Die Unionsfraktion fordert, dass
der Außenminister hier auf seine eigene Partei einwirkt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2910: Die Verschleppungstaktik der Mobilfunknetzbetreiber ist unverantwortlich

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. Mai 2020

Die Verschleppungstaktik der Mobilfunknetzbetreiber ist
unverantwortlich



Zu der heute anstehenden Diskussion zur Erfüllung der
4G-Versorgungsauflagen im Beirat der Bundesnetzagentur können Sie den
Stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, gerne wie folgt zitieren:

"Die Verschleppungstaktik der Mobilfunknetzbetreiber ist
unverantwortlich. Wer behauptet, er habe alle seine Hausaufgaben
richtig gemacht und gleichzeitig eine Fristverlängerung von einem
Jahr verlangt, kann auf kein Verständnis hoffen. Die Politik hat
beispielsweise schon vor Jahren intensivere Zusammenarbeit beim
Netzausbau im ländlichen Raum gefordert. Die Netzbetreiber schwenken
spät auf diesen Pfad ein und haben damit aus wettbewerbstaktischen
Gründen viel Zeit verschenkt. Das geht zu Lasten der Kunden gerade im
ländlichen Raum. Die Bundesnetzagentur muss ihre seit Monaten
geltenden neuen Kompetenzen nutzen und die Schwerpunkte im Netz
aufdecken, an denen es immer wieder zu Verbindungsabbrüchen kommt.
Nur wer die Schwachstellen im Netz kennt, kann sie beseitigen. Hier
ist seit Monaten nichts passiert."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2909: Staatliche Beteiligung an Lufthansa zeitlich begrenzen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Mai 2020

Staatliche Beteiligung an Lufthansa zeitlich begrenzen

Wettbewerbsfähigkeit muss erhalten bleiben



Die Lufthansa rechnet mit einem baldigen Abschluss der Verhandlungen
über Staatshilfen in Milliardenhöhe. Dazu erklären Ulrich Lange und
Dr. Carsten Linnemann, die Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit den Zuständigkeitsbereichen Verkehr
und Wirtschaft:

Ulrich Lange: "Bei der Lufthansa-Rettung reden wir über eine
vorübergehende staatliche Unterstützung zur Stabilisierung der
Lufthansa und nicht über den Aufbau eines Staatsunternehmens mit
Durchgriffsrechten. Der Konzern war vor Corona finanziell und im
Management gut aufgestellt, eine auch nur zeitweise staatliche
Lenkung der Geschäfte braucht er nicht. Deswegen sollte eine
Aufsichtsratsvertretung bei einer Staatsbeteiligung schlank und
politikfern sein. Eine stille Beteiligung ist das richtige Instrument
für die passive Rolle des Staates.

Die Lufthansa muss auch in Zukunft ein Global Player sein, der mit
den Golf-Airlines genauso mithält wie mit den amerikanischen und
chinesischen Airlines. Machen wir uns nichts vor: Der internationale
Luftverkehr ist ein hart umkämpfter Wettbewerbsmarkt. Deutschland als
führende Exportnation braucht auch starke Luftverkehrsgesellschaften
an diesem Standort."

Dr. Carsten Linnemann: "Die Beteiligung des Staates an
Unternehmen kommt nur ausnahmsweise in Betracht, wenn es sich um ein
systemrelevantes Unternehmen handelt und alle anderen
Hilfsinstrumente nicht greifen. Umso wichtiger ist es, jede Beteilung
bereits beim Einstieg zeitlich zu begrenzen. Nach wenigen Jahren
sollte die Lufthansa wieder auf eigenen Beinen stehen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2908: Hilfe für Startups startklar

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 30. April 2020

Hilfe für Startups startklar

Sonderprogramm richtiger Schritt



Heute haben das Bundeswirtschaftsministerium und das
Bundesfinanzministerium das Sonderprogramm für Startups für
startbereit erklärt. Zusätzlich zu den bestehenden Programmen sollen
junge Unternehmen mit Maßnahmen in Höhe von zwei Milliarden Euro
unterstützt werden, um Liquiditätsengpasse zu verhindern. Hierzu
erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, und der digitalpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Tankred Schipanski:

Schön: "Zwei Milliarden Euro zur Rettung von jungen und
innovativen Unternehmen - endlich steht das angekündigte
Sonderprogramm. Die Gelder können in Kürze abgerufen werden. Das ist
enorm wichtig und eine sehr gute Nachricht. Startups sind der Motor
für unseren technischen wie wirtschaftlichen Fortschritt. Sie
brauchen eine Perspektive und Wachstumschancen. Deswegen muss
Startups bei Liquiditätsengpässen geholfen werden. Gründerinnen und
Gründer haben häufig keine Chance auf einen normalen Bankkredit, weil
sie die Prüfkriterien nicht erfüllen können. Umso wichtiger ist, dass
- neben den schon beschlossenen Maßnahmen wie Soforthilden für
Kleinstunternehmen - nun das Sonderprogramm branchenspezifisch hilft.
Es geht um unsere innovative Zukunft. Deswegen muss auch der
Zukunftsfonds jetzt schnell kommen; es geht auch um die langfristige
Perspektive."

Schipanski: "Gerade in schwierigen wirtschaftlichen Zeiten
müssen wir dafür sorgen, dass junge, digitale und innovative Startups
ihre Ideen und Entwicklungen weiter vorantreiben können. Denn
Startups schaffen den Wohlstand von morgen. Daher ist es höchste
Zeit, dass die Bundesregierung jetzt endlich das angekündigte
Sonderprogramm auf den Weg bringt. Junge Gründerinnen und Gründer
dürfen bei hervorragenden Geschäftsmodellen nicht durch
Liquiditätsengpässe ausgebremst werden. Vielmehr müssen wir ihnen
ermöglichen, einen bereits eingeschlagenen Wachstumskurs auch
fortzusetzen. Daher ist das jetzige Maßnahmenpaket bereits eine sehr
gute Nachricht für Innovation und Zukunft. Aber auch den gesamten
Zukunftsfonds mit seinem geplanten Volumen von 10 Milliarden Euro
werden wir weiter im Blick behalten!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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BILDUNG/958: Ausbildung muss trotz Corona möglich sein

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

Ausbildung muss trotz Corona möglich sein



Angesichts der Warnungen von DGB und DIHK vor einer Krise der
Ausbildungssituation wegen Corona sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der
Partei DIE LINKE:

Wir dürfen nicht zulassen, dass eine ganze Generation von Auszubildenden um
ihre Bildungschancen gebracht wird. Dazu müssen wir die Angebote in der
außerbetrieblichen Ausbildung ausweiten und die Möglichkeit von
Fernunterricht verstärkt nutzen. Wir sollten auch überlegen, in dualen
Ausbildungsgängen theoretische Teile vorzuziehen, wenn die praktische
Ausbildung gerade nicht möglich ist.

Für die Übernahme von Auszubildenden insolventer Unternehmen müssen
finanzielle Unterstützungen gezahlt werden.

Es muss auch in der Corona-Krise möglich sein, eine Ausbildung aufzunehmen
oder erfolgreich abzuschließen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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GESUNDHEIT/1199: Immunitätsausweis könnte zum Vehikel der Stigmatisierung werden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Mai 2020

Immunitätsausweis könnte zum Vehikel der Stigmatisierung werden



"Der von Gesundheitsminister Spahn geplante Immunitätsausweis birgt die
Gefahr, die bisherige Strategie der Verlangsamung der Virus-Ausbreitung zu
unterlaufen. Er ist das falsche Signal für einen solidarischen Umgang
miteinander während der Corona-Pandemie. Außerdem ist längst nicht
wissenschaftlich geklärt, ob und wie lange nach einer Infektion mit dem
Coronavirus überhaupt Immunität bei den Genesenen besteht. Die
Antikörper-Tests sind bislang zu unzuverlässig", erklärt Achim Kessler,
gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Bundestag.
Kessler weiter:

"Es ist falsch, die punktuelle Lockerung der Corona-Maßnahmen an den
individuellen Nachweis der Immunität zu koppeln. Denn damit erlangen die
als immun geltenden Personen einen Vorteil. Alle anderen sind plötzlich in
der Bringschuld, wenn sie am öffentlichen Leben teilnehmen oder schlicht
ihren Arbeitsplatz behalten wollen. Das läuft auf eine Stigmatisierung der
bislang noch nicht Erkrankten hinaus.

Durch die Vorteile, die mit einen Immunitätsausweis verbunden sind, werden
Anreize gesetzt, sich absichtlich zu infizieren. Dadurch wird die
Ausbreitung des Virus erneut befeuert. Die erduldeten Einschränkungen
unseres Alltags und unserer Freiheitsrechte zum Zweck einer Senkung der
Infektionsrate und Verlangsamung der Pandemie-Ausbreitung werden damit
zunichte gemacht. Solidarisches Handeln mit Risikogruppen und unseren
Mitmenschen im Sinne des Gesundheitsschutzes tritt dann hinter das eigene
Interesse zurück. Überdies lädt die vorgesehene Dokumentation der Immunität
zum Missbrauch der hier erfassten und verarbeiteten sensiblen
Gesundheitsdaten ein."

 * 

Quelle:
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INNEN/5128: Solidarfonds des Profi-Fußballs für unterklassige Vereine

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Mai 2020

Solidarfonds des Profi-Fußballs für unterklassige Vereine, sofern die
Bundesliga mit Geisterspielen fortgesetzt wird



"Wir fordern nach Prüfung der gesundheitlichen Risiken eine größtmögliche
Lockerung der coronabedingten Beschränkungen für den Sport. Natürlich ist
hier wie auch in den anderen Bereichen der Gesellschaft Augenmaß gefragt.
Begonnen werden sollte mit Sportaktivitäten im Außenbereich unter Beachtung
der Abstands- und Hygieneregeln, sowohl im Breiten- und Schulsport als auch
im Spitzen- und Profisport. Dies schließt den Reha- und den
Gesundheitssport im Rahmen der Möglichkeiten ausdrücklich ein. Unter
Beachtung von Regeln und der Entwicklung der Infektionszahlen sollte
perspektivisch und schrittweise auch der Zugang zu Badestellen sowie zu
Sporthallen und Schwimmbädern ermöglicht werden. Wünschenswert wäre hier
wie auch bei den finanziellen Hilfen für Sportverbände und -vereine ein
weitgehend einheitliches Vorgehen der Bundesländer. Es ist höchste Zeit,
dass sich die Bundesregierung und die Ministerpräsidenten endlich auch der
Sportthematik annehmen", erklärt André Hahn, stellv. Vorsitzender und
sportpolitischer Sprecher der LINKEN im Bundestag, zu den Ergebnissen der
Beratung der sportpolitischen Sprecherinnen und Sprecher der LINKEN im
Bundestag und den Landtagen. Hahn weiter:

"Nachvollziehbar ist, dass unmittelbare Kontakt-, insbesondere
Kampfsportarten sowie Sportveranstaltungen mit größeren Zuschauermengen und
der Aufenthalt in sogenannten Spaßbädern derzeit noch zurückstecken müssen.
Das betrifft auch die Sportart Nummer eins in Deutschland, den Fußball.
Eine "Lex Fußball" darf es nicht geben. So genannte 'Geisterspiele' ohne
Zuschauer sind aber hier wie auch in anderen Sportarten beim
mittelfristigen Übergang zur Normalität denkbar. Wenn es hierfür eine
Genehmigung von Bundes- und Landesregierungen gibt, muss sichergestellt
werden, dass alle Fußball-Anhänger die Möglichkeiten haben, die Spiele im
frei zugänglichen Fernsehen oder kostenfrei im Internet verfolgen zu
können, um Fan-Ansammlungen in Stadionnähe oder private Pay-TV-Partys zu
vermeiden.

Auch erwarten wir, dass die Deutsche Fußball Liga (DFL) mindestens ein
Drittel der Fernseheinnahmen aus diesen 'Geisterspielen' in einen
Solidarfonds für den Frauen- und Mädchenfußball und die unteren
Spielklassen gibt, die momentan keinerlei Einnahmen haben. Die bisher
angekündigten Unterstützungsbeträge in Höhe von 7,5 Millionen Euro für die
dritte Liga und die Frauenbundesliga sind zu begrüßen, können aber nur ein
erster Schritt sein. Fakt ist: 1160 Millionen Euro sollten die 32 Vereine
der 1. und 2. Bundesliga in dieser Saison an Fernsehgeldern kassieren,
davon ein nicht unerheblicher Teil von ARD und ZDF. Die letzte Rate - 304
Millionen Euro - ist in Folge der Unterbrechung des Spielbetriebes im März
durch die Corona-Pandemie davon abhängig, ob die noch ausstehenden neun
Spieltage bis zum 30. Juni absolviert werden. Die DFL ist in den
vergangenen Jahren beim Umsatz, Gewinn und in anderen Kennziffern von
Rekord zu Rekord geeilt. Jetzt sollten die Profi-Vereine der obersten
beiden Ligen zeigen, dass sie in der aktuellen Notlage auch teilen können.
Das wäre ein wichtiges Signal in die Gesellschaft."

 * 
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SICHERHEIT/2072: SPD-Fraktion muss ihren Worten zu US-Atomwaffen Taten folgen lassen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Mai 2020

SPD-Fraktion muss ihren Worten zu US-Atomwaffen Taten folgen lassen



"Die US-Atomwaffen müssen aus Deutschland abgezogen werden. Hier muss die
SPD-Fraktion im Bundestag den Worten ihres Vorsitzenden Rolf Mützenich auch
Taten folgen lassen. Der Beschluss des Bundestages muss jetzt umgesetzt
werden. Das Ende der nuklearen Teilhabe in der NATO ist notwendig und
überfällig. Die Weigerung von Außenminister Heiko Maas (SPD), den
Atomwaffenverbotsvertrag zu unterzeichnen, um die nukleare Teilhabe weiter
zu ermöglichen, ist unverantwortlich", erklärt Sevim Dagdelen,
Außenpolitikerin und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. Dagdelen weiter:

"Die in Büchel in Rheinland-Pfalz stationierten US-Atomwaffen und ihr
möglicher Einsatz durch die Bundeswehr nach Freigabe durch den 
US-Präsidenten machen Deutschland nicht sicher, sondern zu einem primären
Angriffsziel im Konfliktfall. Die nukleare Teilhabe verstößt gegen das im
Zwei-plus-Vier-Vertrag völkerrechtlich selbst auferlegte Verbot
Deutschlands, über Atomwaffen zu verfügen. Es ist abenteuerlich, dass die
Bundesregierung bisher keine Konsequenzen aus der Ankündigung von 
US-Präsident Trump gezogen hat, Atomwaffen als Waffen einsetzen zu wollen, mit
denen man Kriege führen kann.

DIE LINKE fordert die Bundesregierung auf, den Atomwaffenverbotsvertrag der
Vereinten Nationen endlich zu unterzeichnen und sich, wie vom Bundestag
bereits 2010 beschlossen, für den Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland
einzusetzen - ganz unabhängig davon, wer gerade Präsident der Vereinigten
Staaten ist."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2251: "Stille Beteiligung" bei Lufthansa birgt die Gefahr einer gigantischen Geldverbrennung

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Mai 2020

"Stille Beteiligung" bei Lufthansa birgt die Gefahr einer gigantischen
Geldverbrennung



"Es ist ein schwerer Fehler, den Großteil der Staatshilfe in eine stille
Beteiligung und Kredite zu stecken. So zahlt die Bundesregierung viel Geld
für wenig Einfluss und das Risiko einer gigantischen Geldverbrennung. Die
Große Koalition wiederholt damit die Fehler, die bei der 
Commerzbank-Rettung ein Fiasko mit einem Milliardenschaden für die Steuerzahler
verursacht haben", erklärt Victor Perli, LINKEN-Haushälter und Mitglied im
zuständigen Bundesfinanzierungsgremium, zu den Verhandlungen der
Bundesregierung mit dem Lufthansa-Konzern über eine staatliche Beteiligung.
Perli weiter:

"Für zehn Milliarden Euro kann der Bund die Lufthansa mehrfach kaufen,
anstatt sich mit 25,1 Prozent der Anteile zufrieden zu geben. Union und SPD
wollen aus rein ideologischen Gründen ein 'Staatsunternehmen' verhindern,
obwohl es aus öffentlichen und unternehmerischen Interessen klüger wäre,
mit der Staatshilfe das Eigenkapital der Lufthansa zu erhöhen, anstatt
durch stille Beteiligung und den KfW-Kredit lediglich die Schuldenlast zu
vergrößern. Die Wahrscheinlichkeit ist hoch, dass der Bund mehrere
Milliarden Euro aus der Finanzspritze nicht zurückbekommt. Darüber kann
auch eine sogenannte Garantiedividende von neun Prozent auf die stille
Beteiligung nicht hinwegtäuschen. Auch die Commerzbank ist damals dazu
verpflichtet worden, konnte sie durch Ausnahmeregelungen aber fast immer
umgehen. Bei der Lufthansa-Rettung muss aus der Staatshilfe öffentliches
Eigentum mit Stimmrechten entstehen, die dem Wert der Staatshilfe
entsprechen. Selbst die USA haben bei der Bankenrettung nach der
Finanzkrise teilverstaatlicht und haben damit einen Milliardengewinn
erzielt, während die Bundesrepublik einen zweistelligen Milliardenverlust
verzeichnen musste."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2250: Fördergelder für Automobilindustrie nur mit strengen Auflagen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Mai 2020

Fördergelder für Automobilindustrie nur mit strengen Auflagen



"Staatsgelder für die Automobilindustrie darf es nur unter strengen
sozialen und ökologischen Auflagen geben. Eine Abwrackprämie 2.0 wäre
ökologisch schädlich und sozial ungerecht", erklärt Alexander Ulrich,
industriepolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Deutschen
Bundestag, anlässlich des Autogipfels im Kanzleramt. Ulrich weiter:

"Wer in Krisenzeiten satte Dividenden ausschüttet, disqualifiziert sich für
staatliche Unterstützung. Ebenso sind steuerfinanzierte Hilfspakete nicht
mit Aktienrückkäufen und Geschäften in Steueroasen vereinbar. Nur
Unternehmen, die umfassende Beschäftigungsgarantien aussprechen und hohe
Standards in Sachen Mitbestimmung einhalten, dürfen in den Genuss
öffentlicher Subventionen kommen. Das gilt auch für die Autoindustrie.

Zugleich muss die Bundesregierung ihren Einfluss geltend machen, um die
ökologische Transformation der Wirtschaft voranzutreiben. Eine Kaufprämie
für Neuwagen, die zur Verschrottung fahrtauglicher Autos führt, wäre eine
umweltpolitische Katastrophe. Stattdessen brauchen wir massive
Investitionen in klimafreundliche Technologien."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9766: Heute im Bundestag Nr. 459 - 04.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 459

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Mai 2020, Redaktionsschluss: 15.06 Uhr

1. Bund bereedert derzeit 733 Schiffe

2. Masterplan Binnenschifffahrt des BMVI

3. Drohnenabwehr: Bundespolizei zuständig

4. Korrekturbitten des BMVI August 2019

5. Mittelverwendung bei der DB AG erfragt

6. Übergesetzlicher Lärmschutz abgelehnt



1. Bund bereedert derzeit 733 Schiffe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bund bereedert über seine Ministerien derzeit
733 Schiffe und Wasserfahrzeuge - 19 weniger als noch im Jahr 2015.
Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/18481) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17404) hervor. Der Vorlage zufolge
hat die Bundesregierung für den Neubau der bundeseigenen Schiffe nach
Haushaltsrecht Wirtschaftlichkeitsberechnungen durchgeführt. Diese
hätten ergeben, dass der Neubau eines bundeseigenen Schiffes die
wirtschaftlichste Variante ist.

Des Weiteren habe die Bundesregierung betriebswirtschaftliche
Kostenvergleiche zwischen öffentlicher und privater Bereederung
durchgeführt. Ergebnis dessen sei, "dass eine öffentliche Bereederung
wirtschaftlicher als eine Privatbereederung ist".

 * 

2. Masterplan Binnenschifffahrt des BMVI

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung verfolgt nach eigenen Angaben
das Ziel, Gütertransporte von der Straße auf umweltfreundliche
Verkehrsträger zu verlagern. Hierfür habe das Bundesministerium für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) den Masterplan
Schienengüterverkehr und den Masterplan Binnenschifffahrt erarbeitet,
heißt es in der Antwort der Regierung (19/18482) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/17823). Bis zum Jahr 2030 werde -
verglichen mit 2010 - eine Zunahme der Transportleistung um rund 38
Prozent erwartet, schreibt die Bundesregierung. Um dieses Wachstum zu
bewältigen und gleichzeitig den Modal Split der umweltfreundlichen
Verkehrsträger zu erhöhen, bedürfe es, neben weiteren Maßnahmen zur
Verlagerung, sowohl einer Kapazitätserhöhung bei der Schiene als auch
der Binnenschifffahrt. Das Klimaschutzprogramm 2030 der
Bundesregierung zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050 enthalte ein
umfangreiches Paket aus Förderung und Anreizen, um Bahn und
Binnenschiff zu stärken und mehr Güter auf klimafreundliche
Verkehrsmittel zu verlagern, heißt es in der Vorlage. Hierzu zählten
die Stärkung der Kapazitäten in der Binnenschifffahrt, die Förderung
alternativer Antriebe für Binnenschiffe und die Steigerung der
Attraktivität der Binnenschifffahrt für Industrie und Logistik.

Auf die Frage der Liberalen, wie ein Modal-Split-Anteil von zwölf
Prozent in der Binnenschifffahrt erreicht werden soll, "wenn die Bahn
massiv subventioniert wird", antwortet die Regierung: Eine Anhebung
des Modal Split der Binnenschifffahrt auf zwölf Prozent werde durch
Umsetzung der Maßnahmen aus dem Masterplan Binnenschifffahrt des BMVI
angestrebt, vor allem im Bereich der Wasserstraßeninfrastruktur, durch
Verlagerung von geeignetem Güterverkehr auf die Wasserstraße sowie die
verstärkte Verlagerung von Großraum- und Schwerverkehr
(Sondertransporte) auf das Binnenschiff. Durch die neue Richtlinie zur
Förderung der nachhaltigen Modernisierung der Binnenschifffahrt solle
ab dem Jahr 2021 eine bessere Schiffbarkeit bei niedrigen
Wasserständen erreicht werden.

 * 

3. Drohnenabwehr: Bundespolizei zuständig

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) An den 14 deutschen Flughäfen, an denen die
Bundespolizei Luftsicherheitsaufgaben wahrnimmt, ist sie laut
Bundesregierung auch für die Abwehr der durch Drohnen entstehenden
Gefahren zuständig. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/18477)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/17628) hervor.

Grundsätzlich zuständig für die sichere, geordnete und flüssige
Abwicklung des Luftverkehrs im kontrollierten Luftraum sei zwar laut
Luftverkehrsgesetz die beauftragte Flugsicherungsorganisation, heißt
es in der Antwort. Diese hoheitliche Aufgabe umfasse auch die Abwehr
von betriebsbedingten Gefahren im Bereich eines Flughafens. Im Rahmen
der Überprüfung der eingereichten Leistungspläne der DFS Deutsche
Flugsicherung GmbH (DFS) habe die Europäische Kommission jedoch in
einer vorläufigen Analyse erklärt, dass die Kosten der
Drohnendetektion keine Kosten der Flugsicherung seien, sondern der
allgemeinen Gefahrenabwehr zuzurechnen seien. Die Kommission habe eine
Klärung auf EU-Ebene angekündigt, heißt es in der Antwort.

 * 

4. Korrekturbitten des BMVI August 2019

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) gegenüber Medien im August
2019 geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/18586) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18175). Danach gibt das BMVI
lediglich in Einzelfällen den Medien dann einen Hinweis, "wenn vom
BMVI veröffentlichte Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das BMVI
einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet". Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht, heißt es in
der Antwort. Eine solche umfassende Dokumentation sei auch nicht
durchgeführt worden, so dass eine Auflistung nicht erstellt werden
könne.

 * 

5. Mittelverwendung bei der DB AG erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Mittelverwendung der Eigenkapitalerhöhung
und des Zuschusses für Infrastrukturmaßnahmen bei der Deutschen Bahn
AG (DB AG) interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/17969). Ihren Angaben nach sollen insgesamt
elf Milliarden Euro je hälftig als Eigenkapitalerhöhung für die
Eisenbahninfrastrukturunternehmen der Deutschen Bahn AG einerseits und
als Zuschuss andererseits ausgezahlt werden. Das gesamte Geld sei
ausschließlich für Infrastrukturmaßnahmen vorgesehen. Dafür seien die
vier Kategorien "Robustes Netz" (auszustatten mit vier Milliarden
Euro), "Digitale Schiene" (auszustatten mit vier Milliarden Euro),
"Attraktive Bahnhöfe" (auszustatten mit einer Milliarde Euro) und
"Eigenwirtschaftliche Infrastrukturmaßnahmen" (auszustatten mit zwei
Milliarden Euro) gebildet worden, schreiben die Grünen.

Zu allen vier Kategorien haben die Grünen Nachfragen an die
Bundesregierung. So will die Fraktion unter anderem wissen, welche
einzelnen Maßnahmen sich hinter dem Titel "Überbrückungsprogramm
Stellwerke" in der Kategorie "Robustes Netz" verbergen. Gefragt wird
auch, ob für die Maßnahmen zugunsten von Barrierefreiheit in der
Kategorie "Attraktive Bahnhöfe" eine Kostenbeteiligung der Länder
vorgesehen ist.

 * 

6. Übergesetzlicher Lärmschutz abgelehnt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Der Neubau der sogenannten "Wallauer Spange" dient
laut Bundesregierung der Bewältigung der stark wachsenden
Schienenverkehre auf der Strecke Wiesbaden Hauptbahnhof-Frankfurt
Flughafen. Die Wallauer Spange sei die erste der drei Baustufen
der Neubaustrecke (NBS) Rhein/Main-Rhein/Neckar (auch als NBS
Frankfurt - Mannheim bezeichnet), heißt es im "Bericht über das
Ergebnis der Vorplanung und der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung zum
Projekt Wallauer Spange", der als Unterrichtung durch die
Bundesregierung vorliegt (19/18610).

Gemeinsam mit dem Bau der NBS Rhein-Main/ Rhein-Neckar würden die
baulichen Voraussetzungen für die neuen Regionalexpresslinien von
Wiesbaden nach Darmstadt und Frankfurt Hauptbahnhof / Hanau -
Kinzigtal geschaffen, schreibt die Regierung. Unter dem Namen
"Hessen-Express" könnten zukünftig zwei neue Linien im Halbstundentakt
von Wiesbaden zum Frankfurter Flughafen geführt werden. In einer
weiteren Ausbaustufe werde eine der beiden Linien im Stundentakt nach
Darmstadt weitergeführt. "Dadurch wird die Fahrzeit von Wiesbaden nach
Darmstadt zukünftig auf etwa eine halbe Stunde verringert", heißt es
in der Vorlage. Die zweite Linie werde im Stundentakt zum Frankfurter
Hauptbahnhof fahren. In der dritten Baustufe erfolge der Gesamtausbau
von Darmstadt bis Mannheim.

Die Wallauer Spange ermöglicht der Vorlage zufolge zusätzliche
Mehrverkehre beim Schienenpersonenfernverkehr. Im Ergebnis der
eisenbahnbetriebswissenschaftlichen Untersuchung habe die DB Netz AG
festgestellt, dass sich lediglich mit einer zweigleisigen Wallauer
Spange eine konfliktfreie Trasse für die Züge des Hessen-Expresses von
Darmstadt über Frankfurt Flughafen nach Wiesbaden im Halbstundentakt
konstruieren lasse.

Aus den sechs untersuchten Varianten sei die Vorplanungsvariante eins
gewählt worden, heißt es in der Unterrichtung. "Sie ist die
wirtschaftlichste Variante und wird vom Eisenbahn-Bundesamt (EBA)
empfohlen", schreibt die Bundesregierung. Die Vorzugsvariante sieht
eine Trasse südlich des Wiesbadener Astes der Schnellfahrstrecke
Köln - Rhein/Main (SFS KRM) vor. Geplant sei eine Überführung (Brücke)
der SFS KRM und der Bundesautobahn A3, da Unterführungsvarianten
(Tunnel) aufgrund der höheren Kosten und der bauzeitlichen
Betriebsbeeinflussungen ausgeschieden seien. "Das EBA geht davon aus,
dass mit der Wahl der Vorzugsvariante dem geforderten Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprochen wird."

Die Region habe im Rahmen der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung
zusätzliche Forderungen zur Vorzugsvariante - bezogen auf den
Lärmschutz - erhoben, "die über gesetzliche Regelungen hinausgehen und
folglich in der Planung nicht berücksichtigt wurden", heißt es weiter.
Diese Maßnahmen, zu denen unter anderem die Errichtung einer 250 Meter
langen und 0,76 Meter hohen Lärmschutzwand gehört, die zusätzliche
Kosten in Höhe von 300.000 Euro verursachen würde, können aus Sicht
des Bundes "nicht zur Umsetzung empfohlen werden und nicht im Rahmen
des Bedarfsplanvorhabens finanziert werden". Der Bund empfehle daher
die Bestätigung der beschriebenen Vorzugsvariante der DB Netz AG als
Grundlage für die weiteren Planungen. "Sollte es zur Realisierung der
Kernforderungen kommen, würde dies zu Mehrkosten und zu einer
Verringerung des Nutzen-Kosten-Faktors führen", heißt es in der
Unterrichtung.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9765: Heute im Bundestag Nr. 458 - 04.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 458

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Mai 2020, Redaktionsschluss: 12.26 Uhr

1. Standorte für Wasserstoffproduktion

2. Glückspielregelung Sache der Länder

3. Korrekturbitten der Bundesbank

4. EU-Maßnahmen infolge der Corona-Krise

5. Stand Enquetekommission KI

6. Bildung für nachhaltige Entwicklung



1. Standorte für Wasserstoffproduktion

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Deutsche Expertenteams suchen in den 15 Staaten der
westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft ECOWAS nach Standorten für
die Wasserstoffproduktion. Zu konkreten Pilotprojekten und Fragen rund
um solche Vorhaben will sich die Bundesregierung in der Antwort
(19/18834) auf eine Kleine Anfrage (19/18122) der Linksfraktion unter
Verweis auf die laufende Ressortabstimmung der Nationalen
Wasserstoffstrategie nicht äußern.

 * 

2. Glückspielregelung Sache der Länder

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Glücksspiel einschließlich des
Internet-Glücksspiels ist nach der grundgesetzlichen
Kompetenzverteilung grundsätzlich eine Angelegenheit der Bundesländer.
Daher lägen der Bundesregierung weiterhin keine beziehungsweise keine
über öffentliche Quellen hinausgehende Erkenntnisse dazu vor, heißt es
in der Antwort der Bundesregierung (19/18823) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/18021) zum unerlaubten Online-Glücksspiel
und dem Zahlungsverkehr. In der Kleinen Anfrage hatten sich die
Abgeordneten auch danach erkundigt, ob die Bundesregierung die
Rechtsauffassung des Landgerichts Ulm hinsichtlich möglicher
Rückzahlungsansprüche von Spielern im unerlaubten Online-Glücksspiel
gegenüber Zahlungsabwicklern teilt. Dazu heißt es in der Antwort, das
Verfahren sei derzeit vor dem Oberlandesgericht anhängig. Zu laufenden
Gerichtsverfahren äußere sich die Bundesregierung grundsätzlich nicht.

 * 

3. Korrekturbitten der Bundesbank

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Aus welchen Anlässen die Zentrale der Deutschen
Bundesbank im August 2019 bei Medien mit oder ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/18777) von der Bundesregierung erfahren.

 * 

4. EU-Maßnahmen infolge der Corona-Krise

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Reaktion der Bundesregierung auf EU-Maßnahmen
zur Corona-Krise geht es in einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/18775). Gefragt wird unter anderem, in welchem Umfang die
Bundesregierung eine Unterstützung deutscher Unternehmen durch die
Mittel des Europäischen Investitionsfonds (EIF) erwartet. Gefragt wird
auch, wo der nationalen Wirtschaftshilfe für deutsche Unternehmen
durch europäische Verordnungen Grenzen gesetzt würden.

 * 

5. Stand Enquetekommission KI

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung greift der laufenden
Meinungsbildung innerhalb des Deutschen Bundestages ebenso wenig vor
wie dem noch nicht abgeschlossenen Prozess zur Fortschreibung ihrer
KI-Strategie. Dies würde sowohl den Abschlussbericht der
Enquete-Kommission "Künstliche Intelligenz - Gesellschaftliche
Verantwortung und wirtschaftliche, soziale und ökologische Potenziale"
und einer anschließenden Aussprache im Deutschen Bundestag als auch
die parallel laufende Fortschreibung der KI-Strategie der
Bundesregierung vorwegnehmen, heißt es in der Antwort (19/18616) auf
die Kleine Anfrage der (19/18234) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
zur Enquete Kommission Künstliche Intelligenz. Die Bundesregierung
macht zugleich deutlich, dass sie die Einsetzung der Enquete
Kommission begrüßt. Sie wolle angesichts der sehr dynamischen
Entwicklung auf dem Gebiet der Künstlichen Intelligenz der Absicht
Rechnung tragen, die im November 2018 beschlossene KI-Strategie
fortzuschreiben und neuesten Entwicklungen anzupassen.

 * 

6. Bildung für nachhaltige Entwicklung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktion Die Linke stellt eine Kleine Anfrage
(19/18795) zum Stand der Umsetzung des Nationalen Aktionsplans zur
Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE). Die Fraktion möchte unter
anderem wissen, wie die Bundesregierung die bisher veröffentlichten
Ergebnisse des nationalen BNE-Monitorings durch die Freie Universität
Berlin beurteilt und welche Konsequenzen sie daraus zieht. Auch fragen
die Abgeordneten, ob die Bundesregierung darauf hinwirken wird, dass
über die Abgabe von Selbstverpflichtungen zivilgesellschaftlicher
Akteurinnen und Akteure hinaus weitere Mechanismen zum Erreichen der
im Nationalen Aktionsplan genannte Ziele einfließen sollen.

Das UNESCO-Weltaktionsprogramm Bildung für nachhaltige Entwicklung
(BNE) wurde 2015 für fünf Jahre ins Leben gerufen, um in der
internationalen Bildungslandschaft und vor allem im alltäglichen
Bildungsalltag langfristig eine systemische und strukturelle
Veränderung herbeizuführen.

 * 
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BUNDESTAG/9764: Heute im Bundestag Nr. 457 - 04.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 457

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Mai 2020, Redaktionsschluss: 11.53 Uhr

1. Kleinwaffenkontrolle im Westbalkan

2. Fehlverwendung von Hilfen in Afghanistan

3. Seenotrettung vor libyscher Küste

4. Lage sexueller Minderheiten in Polen

5. Ächtung autonomer Waffensysteme

6. Einhaltung des EU-Türkei-Abkommens



1. Kleinwaffenkontrolle im Westbalkan

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat keine abschließenden
Erkenntnisse zur Menge an illegalen Waffen und Munition in der Region
des Westbalkans, "zumal es sich um Bestände handelt, die zu einem
großen Teil staatlicher Kontrolle entzogen sind". Das geht aus ihrer
Antwort (19/18839) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion hervor
(19/18026). Schätzungen von Forschungseinrichtungen, zum Beispiel des
Forschungsprojekts "Small Arms Survey", würden einen Wert von bis zu
vier bis sechs Millionen illegalen Kleinwaffen nahelegen.

Wie die Bundesregierung ferner schreibt, setze sie sich seit vielen
Jahren mittels verschiedener Maßnahmen für eine verbesserte
Kleinwaffenkontrolle im Westlichen Balkan ein. Seit 2018 würden diese
Maßnahmen zusammen mit den Aktivitäten anderer Geber durch einen
regionalen Fahrplan zur umfassenden Kleinwaffenkontrolle auf dem
Westlichen Balkan gebündelt und koordiniert. Der Fahrplan sei als
deutsch-französische Initiative in Reaktion auf die Attentate von
Paris im November 2015 entwickelt worden, bei denen illegale Waffen
aus dem Westbalkan zum Einsatz gekommen seien. Kern der Initiative sei
eine regionale "Roadmap" mit sieben Zielen und 14
Schlüsselindikatoren. Ziel sei, die Proliferation von Kleinwaffen aus
dem Westbalkan bis 2024 umfassend unter Kontrolle zu bringen.

 * 

2. Fehlverwendung von Hilfen in Afghanistan

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung beziffert die Gesamthöhe der
Fehlverwendung deutscher Mittel in Afghanistan im Zeitraum 2009 bis
2020 auf 483.972 Euro. Unter einer veruntreuten oder fehlgeleiteten
Geldsumme werde in diesem Zusammenhang eine bewusst fehlerhafte
beziehungsweise missbräuchliche Verwendung von Mitteln verstanden,
welche zu einer Mittelrückforderung führe, heißt es in der Antwort
(19/18829) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/17721). Bei
dieser handelt es sich um eine Nachfrage zur Antwort auf die Große
Anfrage auf Drucksache 19/16274.

 * 

3. Seenotrettung vor libyscher Küste

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die libysche Küstenwache hat von Anfang Januar bis
Anfang April 2020 insgesamt 2.811 Flüchtlinge und Migrantinnen und
Migranten auf dem Mittelmeer gerettet beziehungsweise aufgegriffen und
nach Libyen zurückgebracht. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/18827) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
hervor (19/18245). Irreguläre Migration gelte in Libyen als
Straftatbestand und könne die Festnahme nach sich ziehen. Auf dieser
Rechtsgrundlage seien knapp 1.500 Personen (Stand: Ende März 2020) in
sogenannten "Detention Centers" inhaftiert, deren Haftbedingungen sehr
problematisch seien. Die Bundesregierung fordere daher in Gesprächen
mit Vertretern der Regierung der Nationalen Einheit die Schließung
dieser "Detention Centers" bei gleichzeitiger Schaffung von
Alternativen.

 * 

4. Lage sexueller Minderheiten in Polen

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) "'LGBT-freie Zonen' in Polen und die Entwicklung der
Lebenssituation von LSBTI in Polen seit 2015" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage (19/18782) der Fraktion Die Linke. Die Abgeordneten
erkundigen sich darin unter anderem nach der Lage lesbischer,
schwuler, bisexueller, transsexueller und intergeschlechtlicher
Menschen und nach den Bemühungen der Bundesregierung, diese Lage im
Gespräch mit der polnischen Regierung zu thematisieren.

 * 

5. Ächtung autonomer Waffensysteme

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Ächtung autonomer Waffensysteme stellt die
Fraktion Die Linke in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/18781). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, warum
sie sich innerhalb der Vereinten Nationen und des
VN-Waffenübereinkommens (CCW) bislang nicht zur Forderung nach einem
multilateralen Verbotsvertrag bekannt habe und welche Anstrengungen
sie bislang unternommen habe, um einen Verhandlungsprozess über eine
Ächtung oder ein Verbot autonomer Waffensysteme außerhalb der VN
anzustoßen. Außerdem wollen die Abgeordneten wissen, ob die bisherigen
Bemühungen der Bundesregierung zur Ächtung autonomer Waffensysteme auf
ein präventives Nutzungsverbot oder lediglich auf eine Begrenzung des
Einsatzes zielten.

 * 

6. Einhaltung des EU-Türkei-Abkommens

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Entwicklungen in der türkisch-europäischen
Flüchtlingspolitik thematisierte die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/18769). Die Bundesregierung soll unter anderem
mitteilen, wie viele Flüchtlinge sich an der türkischen Grenze
aufhalten und wie viele in den vergangenen Monaten versuchten, die
Grenze zu übertreten. Auch interessiert die Abgeordneten, wie viele
Flüchtlinge nach Kenntnis der Bundesregierung seit Jahresbeginn über
die Türkei in welchen EU-Staaten angekommen sind und ob die Türkei
ihre Verpflichtungen im Rahmen des EU-Türkei-Abkommens eingehalten
hat.

 * 
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BUNDESTAG/9763: Heute im Bundestag Nr. 456 - 04.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 456

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Mai 2020, Redaktionsschluss: 11.07 Uhr

1. Präventive Jagd auf Wildschweine

2. Tierhaltung in Zirkussen

3. Wissensvermittlung zur Ernährung

4. Keine Korrekturbitten des FLI

5. Keine Korrekturbitten des MRI



1. Präventive Jagd auf Wildschweine

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Als Präventionsmaßnahme gegen die Einschleppung der
Afrikanischen Schweinepest findet derzeit eine verstärkte Bejagung von
Wildschweinen statt. Ziel sei die Reduzierung der
Wildschweinpopulation zur Verminderung der Ausbreitung im Falle einer
Einschleppung der Tierseuche nach Deutschland, teilt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/18591) auf eine Kleine Anfrage
(19/17456) der FDP-Fraktion mit. In diesem Zusammenhang werden die
Ausübung der Ansitzjagd sowie der Einsatz von sogenannten
Schwarzwildfängen empfohlen, heißt es weiter.

 * 

2. Tierhaltung in Zirkussen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Kontrolle der Einhaltung tierschutzrechtlicher
Anforderungen durch Zirkusbetriebe erfolgt durch die nach Landesrecht
für den Vollzug des Tierschutzrechts zuständigen Landesbehörden. Dies
beinhalte auch die Eintragungen in das Zirkusregister, erläutert die
Bundesregierung in einer Antwort (19/18592) auf eine Kleine Anfrage
(19/18249) der AfD-Fraktion. Der Bund verfüge über keine Zuständigkeit
in Vollzugsangelegenheiten und verfüge deshalb nicht über
Informationen zu Beanstandungen durch Amtstierärzte bei der
Tierhaltung in Zirkussen.

 * 

3. Wissensvermittlung zur Ernährung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundeszentrum für Ernährung (BZfE) bereitet
wissenschaftsbasierte Informationen rund um die Themen gesunde
Ernährung, Nachhaltigkeit und Lebensmittelverschwendung
zielgruppengerecht und leicht zugänglich auf, erklärt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/18596) auf eine Kleine Anfrage
(19/18096) der AfD-Fraktion. Demnach sei das BZfE als Partner bei der
digitalen Wissensvermittlung bereits bei der Umsetzungsstrategie
"Digitalisierung gestalten" vom März 2019 aufgeführt. Daher sei in der
Strategie Stand September 2019 der Ausbau des digitalen Angebots des
BZfE als zusätzlicher Umsetzungsschritt ergänzt worden. Das BZfE
verfüge über Erfahrungen in der digitalen Wissensvermittlung. So
würden verschiedene Apps, wie die "Was-ich-esse-App" oder die
"Baby&Essen-App" angeboten. Auch Ernährungsbildungsmaterialien würden
die Vermittlung digitaler Kompetenz integrieren, wie das Material
"Rezepte aufs Ohr" oder "Selber drehen, mehr verstehen - Erklärvideos
im Unterricht". Diese Erfahrungen des BZfE sollen genutzt werden, um
das digitale Angebot an Ernährungsbildungsmaterialien insgesamt zu
erweitern.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des FLI

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) hat im August
2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung
gebeten. Das geht aus der Antwort (19/18514) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/18252) der AfD-Fraktion hervor. Das FLI gebe
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die
von der Behörde veröffentlichten Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

5. Keine Korrekturbitten des MRI

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Max Rubner-Institut (MRI) hat im August 2019 in
keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der Berichterstattung
gebeten. Das geht aus der Antwort (19/18612) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/18413) der AfD-Fraktion hervor. Das MRI gebe
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die
von der Behörde veröffentlichten Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 
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BUNDESTAG/9762: Heute im Bundestag Nr. 455 - 04.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 455

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.32 Uhr

1. Landwirtschaftlich genutzte Fläche

2. Projekte zur IT-Sicherheit

3. Korrekturbitten des BfJ

4. Zero-Day-Schwachstellen thematisiert



1. Landwirtschaftlich genutzte Fläche

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) In Deutschland sind im vergangenen Jahr 16.67
Millionen Hektar Fläche landwirtschaftlich genutzt worden. Auf 2,67
Millionen Hektar davon wurden nachwachsende Rohstoffe angebaut, wie
aus der Antwort (19/18651) auf eine Kleine Anfrage (19/18247) der
AfD-Fraktion hervorgeht. Dies sei eine deutliche Verschiebung im
Vergleich zur Jahrtausendwende, als von 17,07 Millionen Hektar
Landwirtschaftsfläche lediglich 683.000 Hektar auf nachwachsende
Rohstoffe entfallen seien.

Die Bundesregierung rechnet unter Verweis auf den
Bundesverkehrswegeplan damit, dass bis 2030 insgesamt 16.299 Hektar
Fläche neu in Anspruch genommen werden. Auf ihnen sollen Projekte des
"Vordringlichen Bedarfs-Engpassbeseitigung" und des "Vordringlichen
Bedarfs" umgesetzt werden. "Insgesamt ist davon auszugehen, dass auch
künftig zusätzliche landwirtschaftliche Fläche für erneuerbare
Energien in Anspruch genommen wird und zwar für geförderte und
ungeförderte Anlagen der erneuerbare Energien", ergänzt die
Bundesregierung.

 * 

2. Projekte zur IT-Sicherheit

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) IT-Sicherheitslösungen für die Industrie 4.0
thematisiert die Bundesregierung in der Antwort (19/18649) auf eine
Kleine Anfrage (19/18023) der AfD-Fraktion. Darin berichtet sie über
das Projekt IUNO, dessen Ziel die Entwicklung von Referenzkonzepten
gewesen sei. Aus letzteren sollten sich Unternehmen bei der
Entwicklung spezifischer Sicherheitslösungen bedienen können. Derzeit
laufe ein Transferprojekt. Generell sei bei der Konzeption mit
Bausteinen gearbeitet worden, die langfristig anwendbar sind - so habe
man dem Problem des schnellen Veraltens von IT-Sicherheitslösungen
entgegenwirken wollen. In der Antwort geht es außerdem um
Sicherheitsanforderungen und -lösungen für Krankenhäuser und
Arztpraxen.

 * 

3. Korrekturbitten des BfJ

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, ob, und wenn ja, aus welchen Anlässen das Bundesamt für
Justiz (BfJ) im September 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/18776) danach, aus welchen Anlässen das BfJ im September 2019 bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Abschließend wollen die
Fragesteller wissen, welche Stelle für Korrekturbitten des BfJ an
Medien zuständig ist.

 * 

4. Zero-Day-Schwachstellen thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um Sicherheitslücken in komplexen IT-Systemen geht
es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/18799). Darin führt
die Fraktion aus, dass bei solchen Sicherheitslücken sogenannte
"Zero-Day"-Schwachstellen besonders gefährlich seien, "also Fehler,
die insbesondere dem Hersteller des betroffenen Systems noch nicht
bekannt sind und für die daher keine Abhilfe oder Eindämmung zur
Verfügung steht".

Wissen wollen die Abgeordneten, ob innerhalb der Bundesregierung ein
einheitliches Konzept zum Umgang mit Zero-Day-Schwachstellen existiert
und welche unterschiedlichen Konzepte andernfalls für welche
Zuständigkeitsbereiche bestehen. Auch fragt sie unter anderem, welche
staatliche Stelle dabei "für die Abwägung zwischen dem Interesse des
Staates beziehungsweise der Allgemeinheit an der Nutzung von
Schwachstellen in Hardware, Software oder bei Online-Diensten zum
Zweck der Strafverfolgung, der Gefahrenabwehr, der
nachrichtendienstlichen Aufklärung oder militärischer Operationen" mit
grundrechtlichen und wirtschaftlichen Belangen sowie mit Aspekten der
IT-Sicherheit zuständig ist.

 * 
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BUNDESTAG/9761: Heute im Bundestag Nr. 454 - 04.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 454

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Mai 2020, Redaktionsschluss: 09.46 Uhr

1. Vorrat der Bundes- und Notfallreserve

2. Fördermöglichkeiten für Junglandwirte

3. Handelspraktiken der grauen Liste

4. Antibiotika bei Nutz- und Heimtieren

5. Korrekturbitten des JKI

6. Korrekturbitten des TI



1. Vorrat der Bundes- und Notfallreserve

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Der Bund bevorratet im Rahmen der Bundesreserve
Getreide (BuRe) und der zivilen Notfallreserve (ZNR) derzeit 625.974
Tonnen Weizen, 100.382 Tonnen Roggen, 64.335 Tonnen Hafer und 81.570
Tonnen Reis. Des Weiteren seien 19.126 Tonnen Linsen und 4.695 Tonnen
Kondensmilch eingelagert, heißt es in einer Antwort (19/18593) auf
eine Kleine Anfrage (19/18243) der AfD-Fraktion. Weiter heißt es, dass
das wirksamste Mittel zur Vorsorge für eine Versorgungskrise eine
angemessene Vorratshaltung durch die Privathaushalte sei. Um eine
private Ernährungsvorsorge zu befördern, habe das Bundesministerium
für Ernährung und Landwirtschaft in Zusammenarbeit mit den
Bundesländern die frei zugängliche Informationsplattform zum Thema
Ernährungsvorsorge entwickelt (www.ernährungsvorsorge.de).

 * 

2. Fördermöglichkeiten für Junglandwirte

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Fördermöglichkeiten für Junglandwirte sollen in
der kommenden Förderperiode der Europäischen Union möglichst ausgebaut
werden. Die EU-Kommission schlage für die Gemeinsame Agrarpolitik
(GAP) nach 2020 vor, dass für die Förderung von Junglandwirten in der
GAP ein Mindestbudget eingestellt werden soll, das zwei Prozent der
Obergrenze für Direktzahlungen entspricht, teilt die Bundesregierung
in einer Antwort (19/18598) auf eine Kleine Anfrage (19/18246) der
AfD-Fraktion mit. Dieser Vorschlag werde von der Bundesregierung
unterstützt, heißt es dazu weiter.

 * 

3. Handelspraktiken der grauen Liste

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Handelspraktiken, die der sogenannten grauen Liste
zugeordnet werden, können zum beiderseitigen Vorteil von Käufer und
Lieferant gestaltet sein. Nicht jeder Lieferant sei beispielsweise
finanzkräftig genug, um Werbeaktionen und Vermarktungsaktionen in
Eigenregie durchzuführen und profitiere somit von Aktivitäten des
Käufers in diesem Bereich, erklärt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/18530) auf eine Kleine Anfrage (19/18097) der AfD-Fraktion
zu gesetzlichen Einschränkungen von Handelspraktiken der grauen Liste
im Zuge der Umsetzung der UTP-Richtlinie auf EU-Ebene. Solche
Praktiken seien aber nach der Richtlinie verboten, wenn sie nicht
zuvor klar und eindeutig vereinbart worden sind. Der EU-Gesetzgeber
habe bei den Praktiken bewusst zwischen solchen, die in der
sogenannten schwarzen Liste per se verboten sind, und solchen, die in
der grauen Liste nur bei fehlender vorangegangener Vereinbarung
verboten sein sollen, unterschieden. Dabei liege die Überlegung
zugrunde, ob eine Praktik zu Effizienzgewinnen führen kann, die zum
reibungslosen Funktionieren der Lebensmittelversorgungskette beitragen
können, oder ob sie im Regelfall allein zum Nachteil des Lieferanten
ausgestaltet sei. Die Bundesregierung teile die Herangehensweise des
EU-Gesetzgebers und plane eine entsprechende Umsetzung der Richtlinie.

 * 

4. Antibiotika bei Nutz- und Heimtieren

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Minimierung des Einsatzes von
Antibiotikamedikamenten bei Nutz-, Klein- und Heimtieren steht im
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/18759) der Fraktion Die Linke.
Die Abgeordneten wollen unter anderem von der Bundesregierung wissen,
ob ein Zusammenhang zwischen der Größe und der Dichte von
Nutztierbeständen und den Antibiotikaeinsatz in einer Region besteht.

 * 

5. Korrekturbitten des JKI

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Julius Kühn-Institut (JKI) im
August 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/18661) danach, aus
welchen Anlässen das JKI im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. Korrekturbitten des TI

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Johann Heinrich von Thünen-Institut
(TI) im August 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/18662) danach,
aus welchen Anlässen das TI im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/9760: Heute im Bundestag Nr. 453 - 04.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 453

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Mai 2020, Redaktionsschluss: 09.09 Uhr

1. FDP gegen Aufsichtszentralisierung

2. Länder-Mitwirken an Gebäudeenergiegesetz

3. Fachkräfte im Gastgewerbe

4. Einschätzung zu Pipelineprojekt

5. Mittel für Beratungsleistungen



1. FDP gegen Aufsichtszentralisierung

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll auf die geplante
Zentralisierung der Aufsicht über Finanzanlagenvermittler bei der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) verzichten und
den entsprechenden Gesetzentwurf zurückzuziehen. Stattdessen soll die
Bundesregierung einen Gesetzentwurf erarbeiten, welcher die
Zuständigkeit für die Erlaubniserteilung vollständig auf die
Industrie- und Handelskammern überträgt. Dies fordert die FDP-Fraktion
in einem Antrag (19/18861). Darin heißt es, die Regierung solle ihr
Augenmerk weniger darauf richten, den Vermittlern und Beratern ihr
Leben zu erschweren. Vielmehr solle sich die Regierung der Sorgen der
Bürgerinnen und Bürger annehmen und Maßnahmen zur Steigerung der
Attraktivität der Altersvorsorge beziehungsweise des Vermögensaufbaus
ergreifen.

Die FDP-Fraktion begründet ihren Vorstoß damit, dass ein Großteil der
Finanzanlagenvermittler gleichzeitig auch als Versicherungsvermittler
tätig sei. Für die Aufsicht über Versicherungsvermittler seien seit
2007 bundesweit die Industrie- und Handelskammern zuständig. Eine
Übertragung der Erlaubniserteilung für Finanzanlagenvermittler auf die
Industrie- und Handelskammern würde eine unbürokratische und
kostengünstigere Erlaubniserteilung ermöglichen, schreibt die
FDP-Fraktion. Sie weist außerdem darauf hin, dass die BaFin für die
neue Aufgabe knapp 300 Beschäftigte einstellen müsse und dafür
Personalkosten von und 36 Millionen Euro anfallen würden. Es gebe auch
keinen triftigen Grund für die Zentralisierung der Aufsicht. Auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion habe die Bundesregierung einräumen
müssen, dass ihr keine Schadensfälle bekannt seien, die durch
Finanzanlagenvermittler verursacht worden seien.

Zusammen mit weiteren Vorhaben der Bundesregierung im
Versicherungsbereich wie der Einführung eines Provisionsdeckels sei zu
konstatieren, dass sich die Finanzpolitik der Bundesregierung
insbesondere gegen freie und unabhängige Vermittler und Berater wende,
schreibt die FDP-Fraktion. Dabei seien es ausgerechnet die freien und
unabhängigen Vermittler und Berater, die eine qualifizierte
Finanzberatung in die Fläche hineintragen würden.

 * 

2. Länder-Mitwirken an Gebäudeenergiegesetz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat das Festlegen
bundeseinheitlicher Energiestandards für Neubauten und im Bestand im
geplanten Gebäudeenergiegesetz verteidigt. Diese Standards
gewährleisteten, dass Anlagenhersteller, die produzierende
Bauwirtschaft, Immobilienwirtschaft und Dienstleister gleichmäßige
Rahmenbedingungen für die Produktentwicklung und die Produktion für
den deutschen Markt vorfinden, erklärt sie in der Antwort (19/18837)
auf eine Kleine Anfrage (19/18521) der Linksfraktion. Der Bundesrat
habe keine Einwände gegen eine Vereinheitlichung des
Energieeinsparrechts erhoben.

Die Bundesregierung weist zugleich darauf hin, dass die Länder in
Bezug auf die Vollzugsregelungen auch abweichende Regelungen treffen
und sich dabei auf Artikel 84 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes
beziehen könnten.

 * 

3. Fachkräfte im Gastgewerbe

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat eine positive Bilanz ihrer
Kampagne "#richtiggemacht" gezogen, mit der junge Menschen für eine
Tätigkeit in Tourismus und Gastgewerbe begeistert werden sollen. Es
habe mehr als 2.900 direkte Reaktionen auf Social-Media-Kanälen
gegeben, erklärt sie in der Antwort (19/18836) auf eine Kleine Anfrage
(19/17909) der FDP-Fraktion. Insgesamt seien mehr als 610.000
Beitragsinteraktionen gezählt worden, also Reagieren, Kommentieren
oder Teilen der Anzeige sowie Klicken auf einen Link. Video-Spots des
Kompetenzzentrum Tourismus unter dem Hashtag seien mehr als 15
Millionen Mal angesehen worden. Knapp 100.000 junge Menschen hätten
sich auf der Infoseite über Ausbildungsoptionen im Tourismus
informiert, so die Bundesregierung weiter. Ob die
Kommunikationsoffensive fortgesetzt werden soll, sei offen.

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass die Antwort die
Auswirkungen des Corona-Virus nicht berücksichtigt. Es sei davon
auszugehen, dass sich die Pandemie auch auf Fragestellungen im
Zusammenhang mit den Fach- und Arbeitskräften im Gastgewerbe auswirken
wird.

 * 

4. Einschätzung zu Pipelineprojekt

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung steht dem Projekt Nord Stream 2
weiterhin positiv gegenüber. Dies betont sie in der Antwort (19/18835)
auf eine Kleine Anfrage (19/18170) der AfD-Fraktion. Zu einer
möglichen Unterstützung Russlands erklärt die Bundesregierung, Nord
Stream 2 sei nach ihrer Auffassung in erster Linie ein
wirtschaftliches Projekt der daran beteiligten Unternehmen. Es gebe
zudem keine Überlegungen, Folgekosten der US-Sanktionen gegen an der
Pipeline beteiligte Firmen den USA in Rechnung zu stellen.

 * 

5. Mittel für Beratungsleistungen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr 2,433
Millionen Euro für Beratungsleistungen des Sachverständigenrats zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung aufgewendet. Das
ist etwas mehr als im Vorjahr, als 2,345 Millionen Euro an das Gremium
flossen, wie aus der Antwort (19/18825) auf eine Kleine Anfrage
(19/17534) der Fraktion Die Linke hervorgeht.

Für den ehrenamtlich tagenden Wissenschaftlichen Beirat beim
Bundeswirtschafts- beziehungsweise Bundesfinanzministerium wurden den
Angaben zufolge in der laufenden Legislaturperiode bisher Bundesmittel
in Höhe von 123.743,65 Euro aufgewendet
(Bundeswirtschaftsministerium), etwa für Reisekosten. Beim
Bundesfinanzministerium waren es 106.194 Euro im vergangenen Jahr und
78.295 Euro im Vorjahr. Darüber hinaus listet die Bundesregierung in
der Antwort Forschungsaufträge und -auftragnehmer mit Bezug zu
Wirtschaftswissenschaften auf.

 * 
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MEDIEN/244: Bundesregierung muss sich weltweit für unzensiertes Internet einsetzen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. Mai 2020

JENSEN: Bundesregierung muss sich weltweit für unzensiertes
Internet einsetzen



Zum Internationalen Tag der Pressefreiheit erklärt die
menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und Vorsitzende
des Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Presse- und Meinungsfreiheit sind elementare Menschenrechte, die
stetig unter Druck stehen. Die Corona-Krise wird vielerorts
zusätzlich missbraucht, um Journalisten ihre Arbeit zu erschweren.
Gerade auch in und um Europa, wie etwa in Ungarn, Polen und der
Türkei. Die Rangliste der Pressefreiheit von Reporter ohne Grenzen
zeigt dies deutlich. Deutschland muss Presse- und Meinungsfreiheit
weltweit stärker einfordern. Sie sind essentiell für eine freie
Gesellschaft und unabhängige Meinungsbildung. Dabei spielt ein
Internet ohne staatliche Zensur eine zentrale Rolle. Wird das Netz
abgeschaltet oder manipuliert, ist unabhängige Recherche und
Veröffentlichung für Journalisten kaum mehr möglich. Die
Bundesregierung muss sich daher weltweit für ein freies, unzensiertes
Internet einsetzen und verhindern, dass autokratische Regime und
Diktaturen das Netz für ihre Zwecke missbrauchen."

 * 
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SICHERHEIT/772: Mützenich zündelt an Deutschlands internationaler Verlässlichkeit

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Mai 2020

STRACK-ZIMMERMANN:
Mützenich zündelt an Deutschlands internationaler Verlässlichkeit



Zur Forderung des SPD-Fraktionsvorsitzenden Mützenich nach Abzug der
US-Atomwaffen aus Deutschland erklärt die verteidigungspolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann:

"SPD-Fraktionschef Mützenich will mit solchen Kamikaze-Aktionen
offenbar seine Fraktion auf einen Linkskurs und eine rot-rot-grüne
Koalition vorbereiten. Mit solch unabgestimmten Forderungen in der
Sicherheitspolitik brüskiert er sowohl den Koalitionspartner, als
auch den eigenen Außenminister. Mützenich legt so nicht nur Feuer in
der Großen Koalition, sondern zündelt auch an Deutschlands
internationaler Verlässlichkeit. Würde Deutschland die nukleare
Teilhabe beenden, wäre ein deutlicher Verlust an Einfluss auf die
Atomstrategie der NATO die Folge. Dies gilt insbesondere auch bei
Fragen der Abrüstung. Gerade jetzt, wo das transatlantische Bündnis
unter Druck steht, muss Deutschland als verlässlicher Partner
vorangehen. Dazu gehört neben einer abgestimmten Kommunikation der
regierungstragenden Fraktionen in der Außen- und Sicherheitspolitik
auch eine zeitnahe Entscheidung über die Tornado-Nachfolge."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/3121: Präsidiumsbeschluß - Corona-Krise überwinden, Mut für die Zukunft machen

FDP-Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

BESCHLUSS DES FDP-PRÄSIDIUMS: Corona-Krise überwinden, Mut für die
Zukunft machen



Das Präsidium der Freien Demokratischen Partei hat auf seiner
digitalen Sitzung am 4. Mai 2020 den folgenden Beschluss gefasst:


Corona-Krise überwinden, Mut für die Zukunft machen:
Anti-Rezessionsprogramm für sichere Arbeitsplätze und eine starke
Wirtschaft

In der größten Rezession seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges stehen
Millionen Arbeitnehmer und ihre Familien vor existentiellen Fragen.
Über 10 Millionen Menschen in Deutschland sind für Kurzarbeit
angemeldet, jedes fünfte Unternehmen plant bereits einen
Stellenabbau. Allein zwischen März und April sind bereits über
300.000 Menschen arbeitslos geworden, viele mehr fürchten um ihren
Arbeitsplatz. Wir müssen daher nicht nur die Pandemie bekämpfen und
den Gesundheitsschutz stärken, sondern gleichzeitig alles dafür tun,
um Arbeitsplätze, Wohlstand und soziale Sicherheit in unserem Land zu
erhalten. Die beste Politik für Arbeitnehmer ist in dieser Stunde
eine Politik für sichere Arbeitsplätze.

Im ersten Schritt benötigen wir eine smarte Öffnungsstrategie, die
von einer unabhängigen Expertenkommission begleitet wird: Mit
Hygienekonzepten, Maskenpflicht und dem Einsatz digitaler
Technologien, die eine Öffnung zahlreicher Branchen und Betriebe
möglich machen würden. Mit einer zügigen Revision aller bisher
ergriffenen Maßnahmen: Welche haben gewirkt, welche haben mehr
Schaden als Nutzen erzeugt, nach welchen transparenten Maßstäben
gehen wir weiter vor? Und mit regional differenziertem Vorgehen, so
dass auch potentiell wieder zunehmende Infektionen dort wirksam
bekämpft werden, wo sie auftreten. Daran anknüpfend schlagen wir
Freie Demokraten ein Anti-Rezessionsprogramm mit 13 Punkten für
sichere Arbeitsplätze und eine starke Wirtschaft vor:

Arbeitnehmer und Fachkräfte unterstützen - in der Krise und
danach

Viele Menschen treibt in diesen Zeiten die Sorge um, ihre Rechnungen
oder ihre Miete nicht mehr bezahlen zu können. Die Steuer- und
Abgabenlast ist hoch, der Wiederaufbau von Substanz erschwert,
arbeitsrechtliche Rahmenbedingungen überholt. Deshalb schlagen wir
Freie Demokraten vor:


	Pauschale für Homeoffice und Senkung der Stromsteuer: Viele Menschen arbeiten derzeit von zu Hause aus. Wir schlagen vor, dass für die Zeit der Krise eine Homeoffice-Pauschale in Höhe von 100 Euro pro Monat als Werbungskosten eingeführt wird, unabhängig davon, ob die Arbeit am Küchentisch oder im eigenen Arbeitszimmer erledigt wird. Darüber hinaus sollte auch der erhöhte Stromverbrauch im Homeoffice berücksichtigt und die Stromsteuer auf das europäische Mindestniveau gesenkt werden.

	Soforthilfe für Solo-Selbstständige erleichtern: Solo-Selbstständige dürfen die Soforthilfe aufgrund der engen Vorgaben der Bundesregierung für bestimmte Ausgaben nicht verwenden. Bei vielen Solo-Selbstständigen und Freelancern gehen Lebenshaltungs- und Betriebskosten jedoch ineinander über. Sie werden derzeit auf ALG II verwiesen. Das entsprechende Antragsverfahren ist für sie zwar vereinfacht worden, wird aber insgesamt der Situation der Betroffenen nicht gerecht. Soloselbständige, Schauspieler und Künstler brauchen ein auf sie zugeschnittenes Soforthilfeprogramm, das unbürokratisch und schnell ihre Kosten deckt.

	Steuerentlastung für die arbeitende Mitte: Für mittlere Einkommen soll nicht schon der Spitzensteuersatz greifen. Durch eine Verschiebung des Einkommensteuertarifs sorgen wir für Entlastungen und mehr Steuergerechtigkeit für die arbeitende Mitte. Ebenso wollen wir die heimlichen Steuererhöhungen des Staates durch die kalte Progression durch eine regelmäßige Anpassung des Steuertarifs an die Inflation beenden. Darüber hinaus muss der Solidaritätszuschlag für alle rückwirkend zum 1. Januar 2020 abgeschafft werden. Dieser Schritt ist nicht nur verfassungsrechtlich geboten, sondern auch wachstumsfördernd und hilft insbesondere den vielen mittelständischen Betrieben. Dass eine breite Entlastung überfällig ist, zeigt auch der internationale Vergleich: Deutschland ist weltweit Spitzenreiter bei der Belastung durch Steuern und Abgaben.

	Modernes Arbeitszeitrecht und mehr Homeoffice: Die Corona-Krise hat es uns noch einmal gezeigt: Unsere rechtlichen Rahmenbedingungen passen nicht zu einer modernen Arbeitswelt. Wir wollen für mehr Flexibilität und Selbstbestimmung im Arbeitsalltag sorgen.



Betriebe stärken - Arbeitsplätze erhalten

Die Corona-Krise trifft mittelständische Betriebe, Selbstständige,
Freiberufler und Künstler mit voller Wucht. Aufträge bleiben aus,
Umsätze brechen teilweise bis auf Null ein. Jetzt geht es darum,
Betriebe zu erhalten und Arbeitsplätze zu sichern.


	Schnelle Finanzmittel durch negative Gewinnsteuer: Der Mittelstand benötigt eine sofortige Liquiditätshilfe. Unser Vorschlag: Statt Geld vom Konto abzubuchen, überweist das Finanzamt unbürokratisch eine nicht rückzahlbare Soforthilfe in Abhängigkeit von der im Vorjahr gezahlten Gewinnsteuer. Das wäre eine passgenaue Hilfe, die schnell und direkt beim Mittelstand ankommt und Arbeitsplätze erhält.

	Sicherung von Zahlungsfähigkeit und Wachstumschancen für Beschäftigung, Innovation und starke Betriebe: An die Soforthilfe muss sich in einem zweiten Schritt eine längerfristige Sicherung der Solvenz des Mittelstands anschließen. Wir schlagen vor, dass Selbständige, Freiberufler sowie Betriebe eine nicht rückzahlbare Steuerauszahlung von 80 Prozent des Gewinneinbruchs im Jahr 2020 gegenüber 2019 erhalten können. Daran anschließen muss sich eine wachstumsorientierte Unternehmenssteuerreform. Stark betroffene Branchen wie etwa die Gastronomie, der Veranstaltungs- und Kulturbereich oder auch die Tourismuswirtschaft müssen darüber hinaus auch über die sinnvolle Absenkung der Mehrwertsteuer im Gastronomiebereich hinausgehend gezielt unterstützt werden.

	Belastungs-Moratorium: Wir brauchen einen Belastungsstopp für Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen: Keine Steuererhöhungen und keine neue Bürokratie - ab sofort. Andernfalls gefährden wir zukünftiges Wachstum und individuelles Vorankommen in der Krise.

	Programm für wachstumsorientierte Abschreibungen: Die Grenze für Sofortabschreibungen geringwertiger Wirtschaftsgüter sollte auf 1.000 Euro erhöht werden. Und mit einer zeitlich befristeten Sofortabschreibung von bis zu 2.000 Euro bei digitalen Wirtschaftsgütern erreichen wir einen zusätzlichen Innovationsschub. Das würde nicht nur Investitionen erleichtern und Nachfrage schaffen, sondern könnte auch angebotsseitig die Konjunktur ankurbeln.

	Eine Zahlungsmoral-Offensive der öffentlichen Hand: Bereits im Wachstumsjahr 2019 haben 89 Prozent der befragten Unternehmen in einer Umfrage die Zahlungsmoral der öffentlichen Hand beklagt. In Krisenzeiten leiden zum Beispiel Dienstleister, Handwerks- oder Baubetriebe darunter umso mehr: Offene Rechnungen können Liquidität und Arbeitsplätze massiv gefährden. Deshalb benötigen wir jetzt eine Zahlungsmoral-Offensive der öffentlichen Hand. Wir schlagen vor, dass alle offenen Rechnungen, die nicht offensichtlich unbegründet sind, als Krisenbeitrag bis zum 30. Juni 2020 vollständig bezahlt werden - im Zweifel unter Vorbehalt.



Chancen von Modernisierung und Digitalisierung nutzen - smarte
Krisenbewältigung

Corona hat es uns vor Augen geführt: Deutschland hat bei
Digitalisierung und Modernisierung den Anschluss verloren. Das
gefährdet Gesundheit und unseren Wirtschaftsstandort gleichermaßen.
Die Freien Demokraten schlagen vor:


	Digitale Lösungen und smarte Apps: Länder wie Taiwan oder Südkorea zeigen uns, wie effektiv smarte Apps bei der Krisenbewältigung helfen. Hier muss Deutschland - unter Beachtung von Datenschutz und - sicherheit - schleunigst aufholen. Das gilt auch für flächendeckendes Breitband und 5G als Grundvoraussetzung für einen innovativen Wirtschaftsstandort und technologischen Fortschritt.

	Digitalpakt 2.0 und Innovationsoffensive für die Schulen: Bund und Länder müssen stärker kooperieren und die Schulen modernisieren: Die Corona-Krise hat gezeigt, dass die Fokussierung des Digitalpakts auf Kabel und Geräte nicht ausreicht. Wir müssen mit einem Digitalpakt 2.0 digitale Lernmittel, die Lehreraus-, fort- und -weiterbildung sowie die Entwicklung von Datenschutzstandards fördern. Aber auch die Schulgebäude brauchen dringend einen Innovationsoffensive: Wir fordern moderne Klassenzimmer, Fachräume (besonders für MINT), Sporthallen und Schultoiletten. Diese Innovationsoffensive wäre zugleich auch ein Konjunkturimpuls für den Mittelstand.

	Neue Technologien wie Künstliche Intelligenz bieten enormes Potential für Industriearbeitsplätze der Zukunft, eine nachhaltige Wirtschaft und ein modernes, krisenfestes Gesundheitssystem. Wir wollen daher Forschung und Start-ups zur Entwicklung und Umsetzung neuer Innovationen besser vernetzen und mit einer technologieoffenen und unbürokratischen steuerlichen Forschungsförderung stärken.

	Der Corona-Shutdown zeigt einmal mehr, dass viele Behörden auf allen Ebenen in Deutschland bei digitalen Verwaltungsangeboten noch stark hinterherhinken. Wir fordern deshalb einen Digital-Turbo für die öffentliche Verwaltung. Der Anspruch muss sein, dass ab Ende 2020 bei Standardprozessen kein Behördengang mehr notwendig ist. Wenn der entsprechende politische Wille vorhanden ist, ist das möglich.
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WIRTSCHAFT/3120: Wir müssen auch dem wirtschaftlichen Ernst der Krise gerecht werden

FDP-Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

TEUTEBERG-Statement: Wir müssen auch dem wirtschaftlichen Ernst
der Krise gerecht werden



Zu dem Beschluss des FDP-Präsidiums "Corona-Krise überwinden, Mut für
die Zukunft machen: Anti-Rezessionsprogramm für sichere Arbeitsplätze
und eine starke Wirtschaft" sowie zur aktuellen politischen Lage gab
FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg heute folgendes Statement ab:

"Die Meldungen der letzten Tage, auch die Äußerungen zum 1. Mai
zeigen nochmal: Wir stehen vor großen wirtschaftlichen Problemen in
Deutschland. Deutschland steckt in der Rezession, in der größten seit
Bestehen der Bundesrepublik. Deshalb haben wir Freie Demokraten uns
heute auch noch einmal in unserer Präsidiumssitzung damit
auseinandergesetzt, mit unseren Vorschlägen, dazu Vorschläge
beschlossen, was Deutschland braucht für ein wirtschaftliches
Aufholprogramm.

Dazu gehört für uns ganz klar, Menschen und Betriebe zu entlasten.
Zum einen ganz konkret in der Krise mit einer
100-Euro-Werbungskostenpauschale für die Nutzung des Homeoffice.
Viele Menschen haben nicht ein eigenes Arbeitszimmer, aber
funktionieren jetzt Ihr Wohnzimmer, ihre Küche um, um zu arbeiten in
der eigenen Wohnung. Wir finden, der Steuerstaat sollte hier auch
zeigen, dass er den Bürgerinnen und Bürgern Flexibilität nicht nur
abverlangt in der Krise, sondern diese auch anerkennt und insofern
unbürokratisch in der Krise 100 Euro Werbungskosten monatlich
pauschal anerkennt.

Zum anderen wollen wir insgesamt weiterhin bei der Einkommenssteuer
gerade kleine und mittlere Einkommen und Unternehmen entlasten. Für
unsere Unternehmen bessere Abschreibungsbedingungen schaffen und
nochmals mit unserem Vorschlag der negativen Gewinnsteuer jetzt
schnell und unbürokratisch Unternehmen und Selbstständigen
Liquiditätshilfe leisten. Selbstverständlich brauchen wir dann auch
weitere Impulse, auch wenn wir aus der akuten Corona-Krise
herausgekommen sind, um die Wirtschaft in Gang zu bringen. Dazu
gehören öffentliche und private Investitionen. Und auch hier wollen
wir natürlich einen Schwerpunkt darauf legen, dass wir gerade auch
bei der Digitalisierung vorankommen, dass wir die notwendigen
Investitionen in Infrastruktur vornehmen, gerade auch unsere Schulen
z.B. sanieren, modernisieren und auch beim Klimaschutz vorankommen.

Gleichzeitig muss allerdings klar sein, dass wir jetzt erst einmal
diesem Ernst der Krise gerecht werden müssen: Alles tun, was dem
Erhalt von Arbeitsplätzen dient und die Schaffung neuer Arbeitsplätze
erleichtert. Wenn uns Corona eines zeigt, dann auch nochmal, wie
falsch es ist, von der Wirtschaft einerseits und den Menschen
andererseits zu sprechen. Die Wirtschaft besteht aus Menschen, aus
Arbeitnehmern und Arbeitgebern, aus Freiberuflern, aus allen in
unserem Land, die ihren Beitrag leisten.

Und insofern muss ich mit Blick auf das Wochenende auch sagen, die
Grünen tun so, als sei Corona eine fröhliche Auszeit für die
Wirtschaft und entwickeln viele Träume, Ausgaben zu beschließen und
Anforderungen an die Wirtschaft zu stellen. Wer aber, wie im Moment
unsere Wirtschaft, am Boden liegt, der muss erst einmal wieder auf
die Beine kommen, bevor er mit Extras und zusätzlichen Anforderungen
belastet wird. Wenn die Grünen meinen, es abhängig machen zu müssen
von ihren Vorstellungen, welches Unternehmen gerettet wird, ihnen die
rettende Hand nur dann zu reichen, wenn sie ihren sogenannten Pakt
für Nachhaltigkeit mitmachen, dann ist das geradezu zynisch. Es ist -
mit vielen Wortgirlanden bildungsbürgerlich verbrämt - doch eine
Mischung von Zynismus und Vorurteilen über Wirtschaft und wird der
existenziellen Lage der Menschen in unserem Land nicht gerecht. Hier
machen wir Vorschläge: Wie können wir die Wirtschaft wiederbeleben
und Arbeitsplätze sichern und neue schaffen.

Und schließlich brauchen wir auch weiterhin die intensive Debatte
über regional differenzierte, intelligent abgestufte Lockerungen. Das
ist eine Frage der Akzeptanz und der Verfassungsmäßigkeit. Es ist
gerade eine Stärke unseres Föderalismus, dass wir regional
unterschiedlich vorgehen sollten: nach objektiv nachvollziehbaren
Kriterien wie Infektionsgeschehen in einer Region,
Besiedelungsdichte, Auslastung der Kapazitäten der medizinischen
Versorgung. Unterschiede, die gut erklärt sind mit Köpfchen und
System - solche Unterschiede verstehen die Bürgerinnen und Bürger
auch.

Und es ist sehr wichtig für die Akzeptanz, gerade auch wenn übrigens
lokal einmal wieder stärkere Einschränkungen notwendig sein sollten,
weil es einen Hotspot gibt, ein stärkeres Infektionsgeschehen in
einer Region, dann werden wir die Akzeptanz dafür eher schaffen, wenn
wir das gut begründen können. Und an anderer Stelle, wo das
Infektionsgeschehen gering ist, wo die Krankenhäuser nicht
ausgelastet sind und wo es keine dichte Besiedlung gibt, wenn wir da
auch mehr Freiheit ermöglichen, statt unser ganzes Land lahmzulegen.

Insofern: Unterschiede mit Köpfchen und System, die verstehen die
Bürgerinnen und Bürger. Föderalismus und kommunale Selbstverwaltung
ermöglichen da mehr Verhältnismäßigkeit und mehr individuelle
Freiheit nach den Verhältnissen vor Ort. Das sehen wir als Chance.
Das wollen wir nutzen und da erwarten wir auch jetzt bessere
Vorschläge, konkrete Konzepte von Bundesregierung und
Landesregierungen in dieser Woche, wie wir verantwortlich, Schritt
für Schritt wieder mehr Lockerungen umsetzen können - und das
regional klug differenziert."
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WIRTSCHAFT/3119: Wirtschaftliche Gesundung wird Langstrecke und braucht Vorfahrt für Wachstum und Beschäftigung

FDP-Pressemitteilung vom 30. April 2020

TEUTEBERG-Statement: Wirtschaftliche Gesundung wird Langstrecke
und braucht Vorfahrt für Wachstum und Beschäftigung



Zu den Beratungen von Kanzlerin Angela Merkel und den
Ministerpräsidenten über die Corona-Maßnahmen gab
FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg heute folgendes Statement:

Die Schalte von Kanzlerin und Ministerpräsidenten hat keine großen
Schritte für Öffnung gebracht, sondern Ankündigungen, wo Konzepte zu
erarbeiten sind. Mit jedem Tag der Einschränkungen werden diese
begründungsbedürftiger. Es ist wichtig, dass in unserem Rechtsstaat
die Einschränkung von Freiheiten begründungsbedürftig ist, nicht ihr
Gebrauch. Insofern brauchen wir hier endlich bessere Konzepte. Wir
erwarten, dass mit Priorität für Bildung und Wirtschaft
Planungssicherheit geschaffen wird. Dass jetzt die Zeit genutzt wird,
die offenbar in den letzten Wochen nicht genügend genutzt wurde, um
die Sicherstellung des Gesundheits-, des Infektionsschutzes mit einer
Wiederaufnahme von Bildung und Wirtschaft in Einklang zu bringen. Da
muss in der nächsten Woche mehr kommen, denn es geht um den
notwendigen Infektionsschutz und dafür darf die Freiheit so viel wie
nötig, aber so wenig wie möglich eingeschränkt werden.

Denn, und das ist gerade am heutigen Tag mit Blick auf den 1. Mai
wichtig nochmal zu sehen: Deutschland steht vor der schwersten
Wirtschaftskrise seit Bestehen der Bundesrepublik. Und da ist die
Frage für viele Menschen auch, dass sie ganz klar gesund durch die
Corona-Krise kommen wollen, aber danach auch noch einen Arbeitsplatz
haben wollen. Und deshalb ist jetzt einiges geboten: Nämlich zum
einen Planungssicherheit zu schaffen, wie wir unter Wahrung des
Gesundheitsschutzes wieder den Betrieb, wo irgend möglich, aufnehmen.
Und schließlich neue Prioritäten zu setzen. Wir müssen eine
Vorfahrtsregel für Wachstum und Arbeitsplätze haben bei allen
politischen Maßnahmen. Wir müssen alles tun, was dem Erhalt von
Arbeitsplätzen dient und die Schaffung neuer Arbeitsplätze
erleichtert und alles unterlassen, was diesem Ziel entgegensteht, was
es erschwert, Arbeitsplätze zu schaffen.

Und wir müssen mit dem so guten Instrument der Kurzarbeit - und die
Zahlen sind besorgniserregend, dass schon für über 10 Millionen
Beschäftigte Kurzarbeit angemeldet wurde - richtig umgehen. Dieses
gute, bewährte Instrument, das eine Brücke ist aus der Krise in die
Zeit nach der Krise ist, hat sich bewährt. Und es kommt jetzt darauf
an, dass es für möglichst viele, die es brauchen, schnell und
unkompliziert zur Verfügung steht. Wir müssen hier aber auch
aufpassen, dass uns nicht finanziell die Luft ausgeht. Die Ressourcen
sind dort begrenzt. In der Krise wurde geklotzt statt zu kleckern.
Und es muss auch etwas zum Klotzen da sein. Das wird nicht auf Dauer
der Fall sein. Deshalb müssen wir das sehr zielgenau und bedacht
einsetzen, damit es viele schnell und unkompliziert bekommen.

Und schließlich brauchen wir für eine Wiedergesundung unserer
Wirtschaft nach dieser Corona-Krise - und das wird uns länger
beschäftigen: Nicht nur der Kampf gegen den Virus ist kein Sprint,
sondern ein Marathon. Auch die wirtschaftliche Gesundung wird eine
Langstrecke sein und kein Selbstläufer. Dafür brauchen wir Entlastung
von Menschen und Betrieben. Wir brauchen neue Substanz, die uns auch
über Schwierigkeiten trägt, Eigenkapital für Menschen und
Unternehmen. Und deshalb sollte es nicht um Substanzbesteuerung
gehen, sondern um Entlastung der Menschen, um die vollständige
Abschaffung des Soli rückwirkend zum 1. 1. dieses Jahres, um die
Abschaffung des Mittelstandsbauches bei der Einkommensteuer, dass wir
kleine und mittlere Einkommen, Unternehmen, fleißige Menschen der
arbeitenden Mitte entlasten. Und schließlich, dass wir auch für
unsere Unternehmen in Deutschland bessere Investitionsbedingungen
schaffen mit verbesserten Abschreibungsbedingungen. Darauf kommt es
jetzt an. Auf Vorfahrt für Arbeitsplätze und Wachstum, damit der 1.
Mai auch ein Tag der Arbeitsplätze ist und möglichst viele Menschen
weiter berufliche Perspektiven haben.
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1199: Neuer Aktionsplan der EU für die Kreislaufwirtschaft (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 46/2020

Mitteilung zum "Green Deal" der EU-Kommission:

Umweltausschuss bespricht neuen Aktionsplan der EU für die
Kreislaufwirtschaft



Stuttgart. Im Dezember vergangenen Jahres verkündete die EU-Kommission
ihren Plan eines "Green Deal" für die Mitgliedstaaten der Europäischen
Union. Der neue Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft, den der
Ausschuss für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft in seiner Sitzung am
Donnerstag, 30. April 2020, diskutierte, schließt daran an und
konkretisiert die europäischen Vorhaben im Teilbereich
Kreislaufwirtschaft. Dies teilte der Vorsitzende des
Umweltausschusses, Dr. Bernd Grimmer (AfD), mit. Der Umweltausschuss
tagte aufgrund der Corona-Krise virtuell als Videokonferenz.

Dem Aktionsplan zufolge soll das Thema Kreislaufwirtschaft von der
bisher überwiegend abfallbezogenen Betrachtung ausgeweitet werden auf
die gesamte Produktionskette. Die EU strebe einen Übergang zu einem
Modell des "regenerativen" Wachstums mit einer nachhaltigen
Produktpolitik an anstelle einer Wegwerfgesellschaft. So solle der
Ressourcenverbrauch bei der Produktion vermindert werden und die
Nutzungsdauer der Produkte verlängert werden, beispielsweise indem
technische Geräte länger funktionstauglich sein sollten oder man sie
reparieren könne, anstatt sie wegwerfen zu müssen.

Wie Dr. Grimmer mitteilte, sehe der Aktionsplan verschiedene
Initiativen in diesem und im kommenden Jahr vor. Vorgesehen seien
beispielsweise welche für elektronische Geräte mit einem Recht auf
Reparatur und der Schaffung einheitlicher Ladegeräte oder eine
Regelung bezüglich Verpackungsmüll sowie eine Regulierung des
Einsatzes von Mikroplastik.

Im Ausschuss sei man sich einig gewesen, dass es zu begrüßen sei, wenn
künftig mehr recycelt und wiederverwendet werde. Als wichtig betrachte
man außerdem, dass die Position der Verbraucher gestärkt werde; diese
hätten einen Anspruch auf Information, zum Beispiel ob ein Produkt
nachhaltig produziert worden sei oder nicht. Hierzu wolle die
EU-Kommission noch in diesem Jahr ein Konzept vorlegen.
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1198: Petitionen zum Abitur 2020 (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 45/2020

Petitionen zum Abitur 2020

Vorsitzende Krebs: Faire und angemessene Bedingungen fürs Abitur 2020



Stuttgart. Mit drei Eingaben zum Abitur 2020 hat sich der
Petitionsausschuss in seiner Sitzung am Donnerstag, 30. April 2020,
befasst. Das hat die Vorsitzende des Petitionsausschusses, Petra Krebs
(Grüne), mitgeteilt. "Das Kultusministerium hat ausführlich sein
Vorgehen erläutert und der Ausschuss hat mehrheitlich grünes Licht
gegeben, so weiter zu verfahren. Wir hoffen, dass es einen guten
Abiturjahrgang 2020 gibt", berichtete Petra Krebs.

Die Petitionen seien kurzfristig auf die Tagesordnung gesetzt worden,
so die Vorsitzende, da die nächste Sitzung des Gremiums erst am 18.
Juni stattfindet - also dann, wenn das schriftliche Abitur bereits
vorbei ist. Das Ministerium habe dem Ausschuss deshalb mündlich
dargelegt, dass es größtes Verständnis für die Sorgen der Petenten
habe, die Umstände seien in der Tat belastend. "Das Ministerium weiß,
dass die Bedingungen 2020 belastend sind für alle am Schulleben
Beteiligten: Schüler, Lehrer, Eltern und Schulleitungen", fasste Krebs
zusammen. Die Kultusministerkonferenz habe entschieden, dass die
schriftlichen Abiturprüfungen stattfinden werden. In anderen Ländern
seien sie bereits angelaufen. Das Kultusministerium, so Petra Krebs,
garantiere faire und angemessene Bedingungen für alle Abiturientinnen
und Abiturienten, es sollten keine Nachteile entstehen.

Deshalb seien sieben Maßnahmen getroffen worden: Der Beginn der
schriftlichen Abiturprüfungen sei auf den 18. Mai 2020 verschoben
worden. Bis zu den Sommerferien würden zwei Nachholtermine angeboten.
Abiturienten könnten entscheiden, welchen Termin sie wahrnehmen. Es
sei nicht erforderlich ein Attest vorzulegen, wenn jemand erst am
Nachholtermin im Juni oder Juli schreiben möchte. Die
Vorbereitungszeit sei letztlich um eine Woche verlängert worden. Im
Präsenzunterricht ab dem 4. Mai konzentrierten sich die Abiturienten
auf ihre Prüfungsfächer, es gebe keine Klausuren mehr vor dem
schriftlichen Abi. Überdies seien die Hygienemaßnahmen vom
Kultusministerium gewissenhaft umgesetzt und an die Schulen
kommuniziert worden. Schülerinnen und Schüler mit Vorerkrankungen
würden vom
Präsenzunterricht freigestellt. Und letztlich sei das
Korrekturverfahren für die Abiturprüfungen verschlankt worden, indem
Erst- und Zweitkorrektur an derselben Schule stattfinden würden. "Das
Ministerium ist sich sicher, dass die Abiturientinnen und Abiturienten
die Abiprüfung meistern können", so die Vorsitzende.

Ein Petent hatte sich generell gegen eine Verschiebung der
Abiturprüfungen ausgesprochen. Das Lehren des abiturrelevanten Stoffs
sei bereits einige Zeit vor der Schulschließung abgeschlossen gewesen,
so dass die Abiturienten die Voraussetzungen für die Prüfung bereits
besäßen. Er forderte deshalb, das Abitur zum ursprünglichen Termin,
der nach den Osterferien gewesen wäre, zu schreiben.

Zwei weitere Petenten forderten eine komplette Absage der
Abiturprüfungen und stattdessen die Errechnung eines
Durchschnittsabiturs. Das Stattfinden der Prüfungen sollte nicht über
die Gesundheit vieler Menschen gestellt werden. Sie verwiesen auf die
enorme Belastung der Schülerinnen und Schüler in Zeiten von Corona.
Gesundheit habe oberste Priorität, so die Petenten.
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HAMBURG/5127: Fahrrad- statt Autospur auch für Hamburg (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Mai 2020

Pop-up-bike-lanes: Fahrrad- statt Autospur auch für Hamburg!



Der ADFC hat gestern und heute auf der Straße "An der Alster" gezeigt,
welche Entlastung die Nutzung einer Autospur für den Radverkehr bringt:
Radfahrer_innen in Richtung Innenstadt haben hier ausreichend Platz, so
dass auch Familien mit Kindern das Angebot nutzten. "Eine tolle Aktion, die
endlich Platz für den Radverkehr an der Alster schafft", freut sich Heike
Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dem ADFC sei
zu danken, dass er dem Senat vorführe, wie provisorische Fahrradspuren
geschaffen werden.

"Während Berlin und viele andere Städte in Corona-Zeiten Platz für Fuß und
Rad schaffen, ist der Hamburger Senat festasphaltiert in seiner
Autopolitik", kritisiert Sudmann. "Das Auto ist in keiner Hinsicht die
Rettung. Gerade jetzt, wo mehr und mehr Hamburger_innen auf das
umweltfreundliche und in jeder Hinsicht gesunde Fahrrad umsteigen, muss der
Senat umdenken. Es wäre verrückt, wenn wir aus dieser Krise mit noch mehr
Autoverkehr herausgingen."

DIE LINKE hat deshalb einen Antrag (Drs. 22/114) zur Sitzung der
Hamburgischen Bürgerschaft am Mittwoch vorgelegt der zeigt, welche
Maßnahmen jetzt erforderlich sind, um auch im Straßenraum Mindestabstand
und Bewegungsfreiheit zu schaffen - die Regierungsfraktionen müssen nur
noch zustimmen.

 * 
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HAMBURG/5126: Stufenweise Kita-Öffnung bitte mit Planung und für alle Kinder (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. Mai 2020

Stufenweise Kita-Öffnung bitte mit Planung und für alle Kinder!



Die Kindertagesstätten sollen in den nächsten Tagen nach einem vierstufigen
Modell schrittweise wieder öffnen. Ein konkreter Zeitplan liegt dazu jedoch
nicht vor. "Ich begrüße, dass die Kitas wieder aufmachen", erklärt Insa
Tietjen, kinderpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Die vier Phasen und auch die Rahmenbedingungen
für das Hochfahren des Kita-Systems entsprechen weitgehend dem von uns
Mitte April vorgelegten Modell."

Dies müsse der Senat allerdings mit einem Zeitplan konkretisieren, um den
Hamburger Eltern und den Kita-Beschäftigten Planungssicherheit zu geben.
"Außerdem darf sich die schrittweise Öffnung nicht vorrangig auf den
Übergang in die Schule ausrichten", fordert Tietjen. "Alle Kinder haben ein
Recht auf Bewegung, Spiel und soziale Kontakte. Und nach einer so langen
Zeit der häuslichen Isolierung steigt die Gefahr der Kindeswohlgefährdung.
Deshalb sollten in der zweiten Phase statt einer Vollbetreuung von Kindern,
die in Kürze in die Schule wechseln, besser alle Kinder in die Kitas
dürfen, versetzt in Schichten am Vor- und Nachmittag mit Reinigungspausen
dazwischen. Sonst besteht die Gefahr, dass einige, vor allem berufstätige
Eltern, in ihrer Not zum Beispiel doch auf Großeltern zurückgreifen."
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HAMBURG/5125: Schüler_innen sind keine Versuchskaninchen - Prüfungen aussetzen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. Mai 2020

Schüler_innen sind keine Versuchskaninchen: Prüfungen aussetzen!



Elternräte verschiedener Stadtteilschulen, die Elternkammer und
Schüler_innen selbst laufen Sturm gegen die Entscheidung der Behörde für
Schule und Berufsbildung (BSB), die Prüfungen zum Ersten Allgemeinbildenden
und zum Mittleren Schulabschluss (ESA/MSA) trotz der Corona-bedingten
Einschränkungen abzuhalten. Sie fordern, wie in NRW und Berlin diese
Prüfungen auszusetzen oder zumindest zu verschieben, damit mehr Zeit für
die Vorbereitung bleibt.

"Der gegenwärtige Fernunterricht konterkariert jedwede pädagogische
Intervention für mehr Chancengleichheit - diese Einsicht ist mittlerweile
auch in der BSB angekommen", erklärt Sabine Boeddinghaus,
schulmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Daher ist es richtig, dass Senator Rabe Qualitätsstandards
für den Fernunterricht entwickeln will. Doch grundsätzlich ist die
Leistung, die Eltern und Kinder zu Hause vollbringen, nicht mit schulischem
Unterricht und pädagogischer Anleitung zu vergleichen. Diese aktuelle
Unterrichtsentwicklung ist eine Operation am offenen Herzen mit ungewissem
Ausgang. Daher erwarte ich die Abkehr von Regeln und Abläufen, die zurzeit
einfach nicht leistbar sind. Die Politik darf unsere jungen Menschen nicht
zu Corona-Versuchskaninchen machen!"

Die Protestbriefe sehen einhellig die Chancengleichheit angesichts der
derzeitigen Umstände gefährdet und daher keine Grundlage für vergleichbare
Leistungsbewertungen. Zudem kritisieren sie den herablassenden Umgang durch
die BSB. "Die Behörde muss endlich die vielen Anregungen und Einwände
ernstnehmen", fordert Boeddinghaus. "Viele Vorschläge sind pragmatisch und
lösungsorientiert, die starre Haltung der BSB dagegen bringt niemandem
einen Gewinn an Bildung und zeugt von mangelnder pädagogischer Qualität."

 * 
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Pressemitteilung vom 1. Mai 2020
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HAMBURG/5124: 8 Kinder aus der Hölle von Moria in Hamburg - und die anderen!? (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. Mai 2020

8 Kinder aus der Hölle von Moria in Hamburg - und die anderen!?



Hamburg nimmt 8 der 47 Kinder auf, die der Bund aus griechischen Lagern
geholt hat. Perspektivisch könnten es bis zu 50 Kinder und 100
schutzbedürftige Menschen im Familienverband werden. Das geht aus der
Senatsantwort auf eine Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft (Drs. 22/126) hervor.

"Ich bin froh um alle Kinder und Erwachsenen, die aus den katastrophalen
Zuständen der griechischen Lager befreit werden und bei uns eine
Lebensperspektive erhalten. Wir sehen daran, dass es auch in Zeiten der
Corona-Krise geht, Geflüchtete aufzunehmen. Nur ist das, was Deutschland,
was Hamburg macht, gerade mal ein Tropfen auf dem heißen Stein", so Carola
Ensslen, Fachsprecherin für Geflüchtetenpolitik der Linksfraktion.

Hamburg reihe sich damit lediglich in die Aufnahme der von den
Regierungsfraktionen im Bundestag beschlossenen 1.000 bis 1.500
Geflüchteten ein, was für Deutschland ohnehin schon wenig sei. "Unsere
Forderung ist aber, dass Hamburg darüber hinaus im Rahmen einer
Landesaufnahme Menschen aus den Lagern holt. Der rot-grüne Senat folgt nur
willfährig der umstrittenen Rechtsauffassung des Bundesinnenministeriums,
dass die Länder dies nicht dürfen. Noch schlimmer: der Senat will nicht
einmal Menschen in Eigenregie aufnehmen. Es ist eine Schande, dass 
SPD-Innensenator Grote eine Linie mit dem innenpolitischen Hardliner Seehofer
verfolgt", kritisiert Ensslen.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 1. Mai 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5464: Einrichtungen der Erwachsenen- und Weiterbildung müssen auch öffnen dürfen (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
30.04.2020

Einrichtungen der Erwachsenen- und Weiterbildung brauchen grünes
Licht für die Wiederaufnahme ihrer Lehrtätigkeit

Marion Schneid: Analog zu der Öffnung von Schulen für Abschlussklassen
müssen zügig auch Einrichtungen der Erwachsenen- und Weiterbildung
öffnen dürfen, wenn sie die notwendigen Hygienevorschriften befolgen



In einer Videokonferenz hat sich der Arbeitskreis Weiterbildung unter
der Leitung von Marion Schneid mit Vertretern verschiedener
Weiterbildungsinstitute in Rheinland-Pfalz ausgetauscht. Die
Auswirkungen der Corona-Pandemie treffen die Institutionen, die
Kursleitungen und auch die Teilnehmer hart.

"Weiterbildungseinrichtungen wie z.B. Volkshochschulen, die
Katholische oder Evangelische Erwachsenenbildungsstätten, insbesondere
auch die Bildungshäuser brauchen schnellstmöglich eine Perspektive,
wann und unter welchen Bedingungen dringend notwendige Kurse wieder
stattfinden können. Dringend notwendige Kurse sind z.B.
Weiterbildungsmaßnahmen zum Erwerb eines Schulabschlusses oder
Integrationskurse, um Migranten den Weg in die Erwerbstätigkeit zu
ermöglichen. Auch sollten Alphabetisierungskurse möglichst
kontinuierlich stattfinden, da jede lange Unterbrechung den Lernerfolg
beeinträchtigt.

Erwachsenenbildungsstätten leisten einen ganz entscheidenden Beitrag
zur Weiterbildung und Unterstützung vieler Bürgerinnen und Bürger in
unserem Land: Deutschkurse, die zur Integration in unserer
Gesellschaft aber auch ganz wesentlich als Einstieg in den
Arbeitsmarkt erforderlich sind, Schulabschlüsse, die den Einstieg ins
Berufsleben ermöglichen. Nicht nur an Schulen, auch hier geht es um
Abschlüsse, die Voraussetzung für Ausbildungs- oder Arbeitsverträge
sind", so Schneid.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. April 2020

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/5463: Ampelfraktionen schaffen Einmalbeiträge im kommunalen Straßenbau ab (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
29.04.2020

Ampelfraktionen schaffen Einmalbeiträge ab

Noss: Wiederkehrende Beiträge werden überall im Land zur Regel



Mit den Stimmen von SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen hat der
rheinland-pfälzische Landtag heute die Abschaffung von einmaligen
Straßenausbaubeiträgen beschlossen. Dazu erklärt der innenpolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Hans Jürgen Noss:

"Mit der heute beschlossenen Änderung des Kommunalabgabengesetzes
sowie des Landesfinanzausgleichsgesetzes wird ein für viele
Bürgerinnen und Bürger wichtiger Systemwechsel vollzogen: Die
Einmalbeiträge im kommunalen Straßenbau werden abgeschafft. Die
wiederkehrenden Beiträge sollen bis 2024 überall in Rheinland-Pfalz
zur Regel werden. Es wird ein solidarisches System etabliert, in dem
zwar regelmäßige, aber erheblich niedrigere Ausbaubeiträge gezahlt
werden. Kommunen, die auf wiederkehrende Ausbaubeiträge umstellen,
erhalten eine finanzielle Unterstützung des Landes."

Noss weiter: "Für die geplante Systemumstellung hatte sich zuletzt
auch eine Mehrzahl der Anzuhörenden im Innenausschuss des Landtags
ausgesprochen. Durch die flächendeckenden, wiederkehrenden Beiträge
wird sichergestellt, dass die Entscheidungen über Sanierungen
weiterhin durch die rheinland-pfälzischen Kommunen getroffen werden.
Die Planungshoheit über ihre Infrastruktur bleibt somit bei den
Kommunen. Eine vollständige Abschaffung der Gebühren wäre zudem nicht
im Interesse der Bürgerinnen und Bürger: Städten und Gemeinden bliebe
nur die Möglichkeit, zur Finanzierung des kommunalen Straßenbaus
Steuern zu erhöhen. In der Folge würden über ihre Nebenkosten auch
Mieterinnen und Mieter belastet, die bisher von den Beiträgen
ausgenommen sind."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. April 2020
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KULTUR/315: Zahlungen von Ausfallhonoraren an Kulturschaffende sind eine wichtige Hilfe

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Zahlungen von Ausfallhonoraren an Kulturschaffende sind eine wichtige
Hilfe



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Kultureinrichtungen und Projekte, die vom Bund gefördert werden, können
künftig Ausfallhonorare für Engagements zahlen, die aufgrund der
Corona-Krise abgesagt wurden.

"Die Folgen der Corona-Pandemie treffen gerade die Kulturszene schwer.
Angesichts der andauernden Kontaktbeschränkungen und der damit verbundenen
sozialen Härten ist es für Kulturschaffende nicht möglich, ohne Hilfen ihre
Existenz zu sichern. Aus diesem Grund ist die vom Bund beschlossene Zahlung
von Ausfallhonoraren ein wichtiger Schritt. Demnach sollen Künstlerinnen
und Künstler, falls sie für von der Bundesregierung geförderte
Kulturinstitutionen arbeiten, bei Honoraren bis zu 1000 Euro 60 Prozent und
bei höheren Gagen 40 Prozent vom ursprünglich vereinbarten Honorar
ausgezahlt bekommen. Dies kommt in der Wirkung einem Kurzarbeitergeld, wie
wir es als Leistung der Arbeitsagentur kennen, nahe.

Diese Regelung ist sehr zu begrüßen. Das ist ein guter Auftakt, um der so
schwer getroffen Kulturszene zu helfen. Allerdings wäre es jetzt wichtig,
dass diese Regelungen auf Länder- und kommunaler Ebene eine Fortsetzung
findet und auch die dort beschäftigten Honorarkräfte in ähnlicher Weise
abgesichert werden.

Länder und Kommunen haben mit der Fortsetzung der Regelung die Möglichkeit,
Kulturschaffende vor Ort zu unterstützen und den Erhalt einer vitalen
Kulturszene zu ermöglichen. Es muss jetzt darum gehen, schnell und richtig
zu handeln."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:
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FRAGEN/075: Padre Melo, Honduras - Mit Armut und Korruption durch die Corona-Pandemie (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras 

Mit Armut und Korruption durch die Corona-Pandemie

Von Erika Harzer



Am 26. April sind in Honduras 627 Infizierte und 59 Tote durch
Covid-19 erfasst. Doch offensichtlich trifft das Virus in Honduras auf
schlechteste Verhältnisse.

(Tegucigalpa, 26. April 2020, npla) - Am 26. April sind in der
Statistik der John-Hopkins-Universität in Honduras 627 Infizierte und
59 Tote durch Covid-19 erfasst. Das klingt noch überschaubar und doch
gleichzeitig sehr beängstigend. Bisher sind zahlenmäßig nur recht
wenige Tests durchgeführt worden und die Aussagekraft der Zahlen
innerhalb des Landes ist umstritten. Doch ganz offensichtlich breitet
sich das Virus auch in diesem mittelamerikanischen Land aus und trifft
dort auf denkbar schlechteste Verhältnisse.

Noch ist Hochsommer und das ist die Zeit der Busch- und Waldbrände,
die Zeit, die Menschen mit Atembeschwerden große Probleme macht. Mitte
April dokumentierte das Institut für Waldschutz 242 Brände [1], die
knapp 9.400 Hektar Wald zerstört haben. Hitze, schlechte Luft und
Wasserknappheit herrschen vor allem im zentralen Hochland um die
Hauptstadt Tegucigalpa.

Dort lebt Karla Lara. Die feministische Sängerin und
Menschenrechtsaktivistin erzählt, dass sie nur alle zehn Tage Wasser
über die Wasserwerke erhalten. Eine Menge, die gerade mal für fünf
Tage reicht. Sie erzählt, dass aufgrund der Ausgangssperre, die seit
dem 16. März herrscht, sie nur einmal die Woche das Haus verlassen
darf, dann, wenn die Endnummer ihres Ausweises dran ist. Dann rennt
sie zu Fuß durch die Stadt. Zur Bank, einkaufen, wenn es sein muss
auch zum Arzt. Und sie erzählt auch, wie sich Überfälle und
Plünderungen häufen, aber auch Widerstandsaktionen gegen die Politik
der Eliten.


Honduras' Präsident korrupt, sein Bruder in Haft

Honduras wird regiert von Juan Orlando Hernández, kurz JOH genannt,
von der konservativen Nationalen Partei. Er hatte im November 2013 die
Präsidentschaftswahl gewonnen. Im März 2015 wurde bekannt, dass
mehrere Millionen US-Dollar aus der Kasse des honduranischen
Sozialversicherungsinstituts veruntreut worden waren, was unter
anderem zur Krise in der medizinischen Versorgung des Landes führte
und für über 3.000 Tote verantwortlich war. Ein Gutteil der Gelder war
2013 in JOHs Wahlkampf geflossen. 2017 stellte sich Hernández
verfassungswidrig zur Wiederwahl und ließ sich nach einem höchst
dubiosen Auszählungsverfahren widerrechtlich erneut zum Präsidenten
küren. 2019 wurde sein Bruder Tony Hernández als einer der zentralen
mittelamerikanischen Drogenkapos von einem New Yorker Gericht für
schuldig gesprochen. Während des Prozesses beschuldigten Zeugen auch
JOH als eine in die Drogengeschäfte verwickelte Person. Soviel zum
aktuellen honduranischen Präsidenten in Zeiten der Corona-Pandemie.

Einer der bekanntesten Kritiker des Präsidenten ist der Jesuitenpadre
Ismael Moreno, besser bekannt als Padre Melo. In El Progreso, unweit
der Wirtschaftsmetropole San Pedro Sula im Norden des Landes, leitet
er seine Pfarrei und das dort angesiedelte Radio Progreso [2] sowie
das Studienzentrum ERIC. Sowohl das Radio, wie auch ERIC und Padre
Melos präzise Analysen spielen seit Jahren eine wichtige Rolle für die
sozialen Bewegungen des Landes.

Am 25. April 2020 twitterte [3] das honduranische Büro des
Hochkommissariats für Menschenrechte der UNO:

"OACNUD Honduras ist besorgt über die Verleumdungskampagnen und
 öffentlichen Drohungen, die in sozialen Netzwerken gegen
 Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger, insbesondere gegen
 die Verteidigerin Berta Oliva und den Verteidiger Ismael Moreno und
 sein Team bei Radio Progreso und ERIC in Umlauf gebracht wurden."


In einem Tweet schreibt ein Anhänger von JOH unter der Fahne der
Nationalen Partei an einen Mitarbeiter von ERIC, dass er wisse, wo er
wohne und mit welchem Auto er unterwegs sei. Dass er seinem Chef Padre
Melo sagen solle, sie wüssten wo er sich aufhalte. In diesem Land mit
nach wie vor einer der höchsten Mordrate weltweit sind solche Ansagen
sehr ernst zu nehmen. So fordert OACNUD auch dringend "wirksame
Schutzmaßnahmen und Unterlassungsgarantien, die mit einer raschen,
unparteiischen und gründlichen Untersuchung einhergehen, um die
Verantwortlichen für diese Ereignisse zu ermitteln."

 * 

Zwei Tage vorher konnte ich mit Padre Melo via Telegram nachfolgendes
Interview führen:

Was ist gefährlicher für die Bevölkerung angesichts der Covid-19
Pandemie: Das Virus oder wie die Regierung handelt? Es herrscht
absolute Ausgangssperre in Honduras. Was tun all die Menschen im
informellen Sektor in diesem Ausnahmezustand? Wovon leben und wie
überleben sie?

Padre Melo: Wir haben in Honduras derzeit eine Realität mit drei
gleichermaßen höchst gefährlichen Dimensionen. Zum einen die Pandemie
selbst, und die wachsende Bedrohung einer mörderischen Katastrophe mit
nicht vorhersehbaren Folgen, gegen die es nicht die geringsten
Voraussetzungen gibt, um ihr begegnen zu können.

Im Notfallteam der Regierung sind Personen und
Regierungseinrichtungen, zu deren Geschichte u.a. die Plünderung
öffentlicher Einrichtungen wie des honduranischen
Sozialversicherungsinstituts gehört oder auch der Gelder, die dem
Ministerium für Land- und Viehwirtschaft oder dem nationalen
Stromversorgungsunternehmen zugewiesen waren. Große Teile der
Gesellschaft sind misstrauisch gegenüber diesem Team, dessen Grundlage
die Loyalität seiner Mitglieder gegenüber dem Chef der Exekutive, Juan
Orlando Hernández (JOH) ist. Dazuzugehören ist weniger ihrer
fachlichen Kompetenz, ihrer Erfahrung und ihrer ethischen
Verantwortlichkeit als vielmehr ihrer Bereitschaft zum Speichellecken
geschuldet. Dieses Team wird nicht den gigantischen Herausforderungen
gerecht, die der Pandemie-Notstand erfordert. Sie haben in anderthalb
Monaten der Quarantäne gezeigt, dass ihre Sorge der zwielichtigen
Verwendung und der Veruntreuung von Geldern gilt. An einer Stelle ging
dies zu weit und JOH musste den Rücktritt des Leiters der Ständigen
Krisenkommission beantragen, der beschuldigt wurde, sich an den für
Covid-19-Patient*innen gekauften Ressourcen bereichert zu haben.


Qualifikation des Notfallteams: Treue zum Präsidenten

Wir stehen vor der gigantischsten Notlage, die das Land in seiner
Geschichte erlebt hat, und haben dafür ein Leitungsteam, in dem sich
die schlimmsten Menschen, die es derzeit im Land gibt, befinden und
deren Interesse es ist, sich die für Patient*innen bestimmten
Ressourcen anzueignen und zu plündern.

Dazu kommt als dritte Dimension der Hunger der Menschen. Und der wird
mit der Verlängerung der Quarantäne größer. Die Menschen sollen in
ihren Häusern bleiben. Aber in Honduras leben 70 Prozent von der
informellen Wirtschaft, d.h. ihre Einkommensquellen sind
Straßenverkauf, informelle Beschäftigung und Gelegenheitsdienste. Zu
Hause bleiben zu müssen bedeutet, dass die Menschen ihre
Einkommensquelle verlieren. Daraus wächst die Sorge ums Essen. Während
die Regierung einige Hilfsgüter an ihre Aktivist*innen verteilt, haben
die Menschen begonnen zu protestieren und sie beginnen zu plündern.
Wir befinden uns in einem Szenario, in dem die Bedrohung, durch ein
Virus zu sterben, dem Tod durch Hunger gegenübersteht.

Der Zustand in den staatlichen Krankenhäusern war schon zu Beginn
des Jahrtausends katastrophal. Dann kam der Diebstahl der
Sozialversicherungsfonds u.a. für den Wahlkampf von JOH, der das
System weiter ausbluten ließ. Wie sollen unter diesen Bedingungen die
infizierten Covid-19-Patient*innen versorgt werden? Kommen die
internationalen Gelder im System an und werden sie verwendet? Für
Tests? Für Schutzmaßnahmen für Ärzt*innen und Krankenschwestern? Für
den Ausbau der Intensivstationen?

Padre Melo: Zivilgesellschaftliche Organisationen fordern mit
Nachdruck Veränderungen. Zum Beispiel, dass das Notfallteam von
professionellem Personal geleitet werden sollte, dessen ethische
Verantwortung so anerkannt ist, dass es von der honduranischen
Ärztevereinigung übernommen wird. Darüber hinaus sollte ein von der
Regierung unabhängiges System der Überwachung und Rechenschaftspflicht
bestätigt werden und die Verteilung der Nahrungsmittel sollte von den
Gemeinden unter Beteiligung lokaler Organisationen erfolgen und
unabhängig von der politischen Zugehörigkeit stattfinden. Und das
Militär dürfte keine Führungsrolle übernehmen. Seit über eineinhalb
Monaten fordern etwa dreißig nationale Organisationen die Umsetzung
dieser Vorschläge, bisher ohne Resonanz.

Die Reaktion auf diejenigen, die auf der Straße um Essen bitten, wurde
zunehmend repressiver. Eine Gemeinde, auf deren Straßenproteste mit
Tränengasbomben reagiert wurde, beschloss, eine Parodie zu
veranstalten. Sie machten ein Feuer und kochten in einem Topf die
Tränengaskartuschen, um damit auszudrücken, dass die Regierung ihnen
statt Nahrung Bomben gibt.


Tränengas zum Frühstück

Die Regierung hat die Situation ausgenutzt, um durch absolute
Ausgangssperren mehr Angst und Unruhe zu schüren. Aber sie zeigt keine
Bereitschaft, auf die Nöte der Menschen zu reagieren. Die
Krankenhäuser sind nach wie vor mangelhaft ausgestattet. Und die
Menschen haben immer noch nichts zu essen. Und es wurden die besten
medizinischen Geräte für die Ausstattung des Militärkrankenhauses
gekauft, das in Wirklichkeit eine private Pflegeeinrichtung ist.

Seit anderthalb Monaten eingesperrt zu sein, hinterlässt Spuren im
Leben der Menschen. Neben dem Hunger verursacht die Gefangenschaft
auch Zeichen von psychischer Verzweiflung in den Familien und
häusliche Gewalt nimmt zu, insbesondere die Gewalt gegen Frauen und
Mädchen.

Es gibt aber auch Zeichen der Hoffnung. Frauen, die sich selbst
organisieren, um Essen für die Gemeinschaft zu kochen. Oder die
entsprechend des Bedarfs Nahrungsmittel fordern. Sie haben für die
Samstagabende Lärmproteste mit Kochtopfklopfen organisiert. Damit
drücken sie ihre Ablehnung gegenüber der Regierung aus und fordern
eine Richtungsänderung in der Notlage.

Welche Chancen sehen Sie, dass JOH irgendwann wie sein Bruder Tony
für seine Verwicklung in das Drogengeschäft verantwortlich gemacht
wird? Warum wird er trotz Tony immer noch von den USA unterstützt?

Padre Melo: Die Regierung von Juan Orlando Hernández (JOH) nutzt die
Notlage, um sich im Amt zu festigen und sein autoritäres Projekt zu
stärken. Viele Menschen warnen davor, die Wahlen auszusetzen und ihn
entgegen der Rechtsstaatlichkeit als Regierungschef zu festigen, wohl
wissend, dass er nur mithilfe von Betrug regiert. Außerdem hat JOH die
Notlage auch ausgenutzt, um einen Vorhang über die Anschuldigungen zu
werfen, die ihn als Drogenhändler benennen. Und dass die Menschen auch
den Prozess gegen seinen Bruder Tony Hernández vergessen, der in den
Vereinigten Staaten wegen Drogen- und illegalen Waffenhandels im
Gefängnis sitzt.

Vorerst ist nicht zu erwarten, dass die gegen JOH erhobenen
Anschuldigungen Konsequenzen haben werden. Aber wenn die Plünderung
der für den Notfall bestimmten Ressourcen zunimmt, wird es dazu
kommen, dass er deswegen angeklagt und strafrechtlich verfolgt werden
wird. Es wird dauern, aber die Zukunft von JOH und dessen Teams kann
nur im Gefängnis liegen, sei es in Honduras oder auch durch
strafrechtliche Verfolgung und Inhaftierung durch die US-Justiz.

Wie geht es Ihnen persönlich zu dieser Zeit der Ausgangssperre, wie
geht es Ihren Mitarbeiter*innen und wie können Sie mit den Mitgliedern
der Pfarrei zusammenarbeiten? Hier in Deutschland sind öffentliche
Messen verboten. Wie ist das in Honduras?

Padre Melo: Angesichts der Notsituation müssen wir akzeptieren, dass
es lange dauern wird und wir uns auf eine "Spiritualität des
Widerstands" vorbereiten müssen. Wir müssen die Proteste für eine
gerechte Verteilung der Lebensmittel unterstützen, aber wir müssen
auch Familien- und Gemeinschaftsinitiativen fördern, um darüber
produzieren zu können. Und wir müssen die Solidarität zwischen den
Familien pflegen. Und wir müssen weiterhin mit dem Finger auf die
Korruption zeigen und fordern, dass diejenigen, die die
gemeinschaftlichen und öffentlichen Güter plündern, vor Gericht
gestellt werden.


Anmerkungen:

[1] https://radioprogresohn.net/noticias-nacionales/incendios-forestales-otra-pandemia-que-amenaza-a-honduras/

[2] https://radioprogresohn.net/

[3] https://twitter.com/ONUDDHH/status/1254099397849354241/photo/1
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Brasilien 

Um Bolsonaro wird es einsam

Von Niklas Franzen



Regierungskrise in Brasilien: Brasiliens Justizminister Sergio
Moro tritt zurück und wendet sich jetzt gegen den Präsidenten.

(SÁo Paulo, 26. April 2020, taz) - Inmitten der
Gesundheitskrise durch das Coronavirus ist Brasilien Ende April auch
in eine politische Krise gestürzt. Der Auslöser: Am Freitag, 24. April
gab der brasilianische Justizminister Sergio Moro seinen Rücktritt
bekannt. Der prominente Ex-Richter äußerte schwere Vorwürfe gegen
Präsident Jair Bolsonaro und ging.

Ausschlagend für den Rücktritt war Bolsonaros Entscheidung, Maurício
Valeixo, Chef der Bundespolizei und enger Vertrauter Moros, zu
entlassen. Bolsonaro hatte seinem "Superminister" Moro nach der Wahl
2018 eigentlich freie Hand bei der Nominierung der ihm unterstehenden
Behörden versprochen. Auf einer Pressekonferenz wurde der sonst eher
reservierte Moro deutlich: Bolsonaro nehme aus politischen Gründen
Einfluss auf die Bundespolizei und wolle einen Vertrauten als Chef
einsetzen, um an geheime Informationen über Ermittlungen zu gelangen.


Bolsonaros Sohn "Pitbull" soll kurz vor Verhaftung gestanden
haben

Einige Stunden später trat wiederum der rechtsradikale Präsident vor
die Presse, um die "Wahrheit wiederherzustellen". Der sichtlich
aufgewühlte Bolsonaro wies die Vorwürfe zurück und ging in gewohnter
Manier zum Gegenangriff über. Moro habe sich auf einen Deal einlassen
wollen, sollte er von ihm in den Obersten Gerichtshof nominiert
werden - ein Vorwurf, den Moro zurückweist.

Vieles deutet darauf hin, dass Bolsonaro versucht, durch die
Entlassung seine Söhne zu schützen. Gegen die ermittelt die
Bundespolizei. Sein Sohn Carlos, ebenfalls ultrarechter Politiker, der
wegen seiner cholerischen Art auch "Pitbull" genannt wird, soll in
sozialen Medien Fake-News-Kampagnen organisiert haben. Laut
Presseberichten stand er kurz vor der Verhaftung durch die
Bundespolizei.


Unzufrieden mit Bolsonaros chaotischer Corona-Politik

Am Samstag veröffentlichte das Enthüllungsmedium The Intercept Brasil
[1] pikante Recherchen über Ermittlungen gegen Präsidentensohn Flávio.
Als Abgeordneter soll er öffentliche Gelder umgeleitet und damit
illegale Bauprojekte einer Miliz finanziert haben.

Den Bolsonaros werden schon lange Verbindungen zu den paramilitärisch
organisierten Milizen nachgesagt, die in Rio de Janeiro viele arme
Stadtteile mit Waffengewalt kontrollieren und hinter dem Mordanschlag
[2] auf die linke Stadträtin Marielle Franco stehen sollen.

Der spektakuläre Abtritt Moros hat wahrscheinlich aber noch andere
Gründe. Der Politiker aus der südbrasilianischen Stadt Curitiba war
unzufrieden mit der chaotischen Corona-Politik Bolsonaros. Außerdem
sagen ihm viele eigene Ambitionen für die Wahl im Jahr 2022 nach.

Vor seiner politischen Karriere hatte sich der 47-Jährige einen Namen
als Anti-Korruptionsrichter gemacht und durch die Verurteilung von
Ex-Präsident und PT-Legende Luiz Inácio "Lula" da Silva bei vielen
Brasilianer*innen Heldenstatus erlangt. Recherchen stellen jedoch
seine Unabhängigkeit in Frage und vieles deutet auf einen von Moro
orchestrierten Komplott gegen die Arbeiterpartei PT hin - der
letztlich erst die Wahl von Bolsonaro möglich machte.


Bolsonaro steht weitgehend isoliert da

Ironische Pointe: Bei seiner Pressekonferenz am Freitag musste der
notorische PT-Jäger Moro die Unabhängigkeit der Bundespolizei während
der Regierungszeit der Arbeiterpartei anerkennen.

Der Abgang Moros trifft die Regierung ins Mark. Der extrem beliebte
Moro war ein Brückenbauer zur politischen Mitte, entsprechend heftig
waren die Reaktionen nach seinem Rücktritt. Nicht nur der
Militärflügel zeigte sich enttäuscht über Bolsonaros Umgang, auch
Unternehmerverbände und enge Verbündete gingen offen auf Distanz zum
Präsidenten.

Erst in der Woche zuvor hatte Bolsonaro für weitreichende Empörung
gesorgt, als er den populären Gesundheitsminister Luiz Henrique
Mandetta nach Auseinandersetzungen über die Bekämpfung der
Corona-Krise gefeuert und durch einen treuen Gefolgsmann ersetzt
hatte.

Durch sein katastrophales Krisenmanagement [3] steht Bolsonaro
mittlerweile politisch weitestgehend isoliert dar. Es wird vermutet,
dass auch der zweite "Superminister", Wirtschaftsminister Paulo
Guedes, bald gehen wird. Die Regierung sei am Ende, lautet das Urteil
vieler Analyst*innen.

Pedro Serrano, Professor für Verfassungsrecht an der Katholischen
Universität Sáo Paulo, ist zurückhaltender. "Die Regierung hat
durch den Rücktritt von Moro einen schweren Schlag erlitten", sagte
Serrano der taz. "Aber Bolsonaro hat immer noch viele Unterstützer. Ob
das ausreicht, um im Amt zu bleiben, wird man erst in den nächsten
Wochen sehen."

Aufgrund der Anschuldigungen von Moro könnten nun Ermittlungen gegen
Bolsonaro eingeleitet werden. Medien berichten, dass der
Ex-Justizminister zahlreiche Gespräche aufgezeichnet hat, die den
Präsidenten schwer belasten könnten. Auch die Stimmen nach einem
Amtsenthebungsverfahren werden lauter. Sollte die Anschuldigungen von
Moro bewiesen werden, sieht Serrano die rechtliche Möglichkeit eines
Impeachments gegeben. Bisher habe es dafür zwar nicht die notwendigen
Mehrheiten im Kongress gegeben - das könnte sich nun durch den Abgang
Moros schnell ändern.


Anmerkungen:

[1] https://theintercept.com/2020/04/25/flavio-bolsonaro-rachadinha-financiou-milicia/

[2] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/mordfall-marielle-franco-verdaechtiger-von-polizei-erschossen/

[3] https://taz.de/Corona-in-Bolsonaros-Brasilien/!5674157/
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Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 30.04.2020

Moderne Laborberufe im digitalen Zeitalter

Drei neue Ausbildungsordnungen für Chemie-, Biologie- und Lacklaboranten
und -laborantinnen



Die Digitalisierung schreitet auch in der Chemie- und Pharmaindustrie
weiter voran. Aus diesem Grund hat nach der Modernisierung des
Ausbildungsberufs "Chemikant/Chemikantin" im Jahr 2018 das Bundesinstitut
für Berufsbildung (BIBB) gemeinsam mit den zuständigen Bundesministerien
sowie den Sozialpartnern und Sachverständigen aus der betrieblichen Praxis
im Auftrag der Bundesregierung nunmehr auch die "Verordnung über die
Berufsausbildung im Laborbereich Chemie, Biologie und Lack" entsprechend
überarbeitet. Sie umfasst die drei Laborberufe Biologielaborant/-in,
Chemielaborant/-in und Lacklaborant/-in. Die neuen Regelungen treten am 1.
August 2020 in Kraft.

Wesentlichste Neuerung sind zwei speziell auf die Ausprägung digitaler
Kompetenzen ausgerichtete Wahlqualifikationen: "Digitalisierung in
Forschung, Entwicklung, Analytik und Produktion" sowie "Arbeiten mit
vernetzten und automatisierten Systemen". Dabei bündelt die neue
Wahlqualifikation "Digitalisierung in Forschung, Entwicklung, Analytik und
Produktion" beispielsweise alle Kompetenzen, die für die Arbeit in einer
digitalen Laborumgebung notwendig sind. Dies reicht vom Arbeiten in
virtuellen Teams oder dem Durchführen von Simulationen über das Erfassen,
Prüfen und Auswerten von Daten bis hin zum Einhalten rechtlicher und
betrieblicher Vorgaben zum Schutz und zur Sicherheit digitaler Daten.

Bei der neuen Wahlqualifikation "Arbeiten mit vernetzten und
automatisierten Systemen" geht es um das Einrichten, Prüfen und Optimieren
von Labormanagement- und Laborinformationssystemen sowie die Arbeit mit
diesen digitalen Technologien. Dies beinhaltet auch das Erkennen von
Störungen und das Einleiten von Maßnahmen zu deren Beseitigung.

Die digitalen Wahlqualifikationen stellen vor allem für die
Ausbildungsbetriebe neue Optionen dar, die in der Digitalisierung von
Arbeitsumgebungen schon fortgeschritten sind und ihren Auszubildenden eine
entsprechende Schwerpunktsetzung ermöglichen wollen. Die
Mindestanforderungen an die Laboranten-Ausbildung werden durch die
Änderungsverordnung nicht erhöht. Ebenso bleibt die bewährte Struktur der
Ausbildungsordnungen erhalten.

Bundesweit wurden in den drei Ausbildungsberufen im Jahr 2019 insgesamt
2.277 neue Ausbildungsverträge abgeschlossen, wobei der weitaus größte
Teil (rund 73 Prozent) auf den Bereich der Chemielaborantinnen
beziehungsweise -laboranten entfällt. Im Anschluss an die Ausbildung
besteht die Möglichkeit, Aufstiegsfortbildungen zu absolvieren, zum
Beispiel zum/zur Industriemeister/Industriemeisterin Chemie.
Die jetzt modernisierten Ausbildungsordnungen und die darauf abgestimmten,
von der Kultusministerkonferenz (KMK) für den schulischen Teil der dualen
Ausbildung entwickelten Rahmenlehrpläne treten zum 1. August 2020 in
Kraft.


Weitere Informationen im Internetangebot des BIBB unter:

www.bibb.de/neue-berufe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 30.04.2020
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Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 30.04.2020

Gemeinsame Pressemitteilung von Hochschulrektorenkonferenz (HRK),
Deutscher Akademischer Austauschdienst (DAAD) und Deutsches Studentenwerk
(DSW)

Wichtige Bundeshilfen für notleidende Studierende

• Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Deutscher Akademischer
Austauschdienst (DAAD) und Deutsches Studentenwerk begrüßen
Überbrückungshilfen der Bundesregierung

• Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) für deutsche
und ausländische Studierende, die wegen Corona in finanzielle Notlage
geraten sind

• 100 Millionen Euro Zuschüsse für deutsche und internationale
Studierende in akuter Notlage über die Studenten- und Studierendenwerke



Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK), der Deutsche Akademische
Austauschdienst (DAAD) und das Deutsche Studentenwerk (DSW) begrüßen, dass
die Bundesregierung Studierenden, die aufgrund der Corona-Pandemie in eine
finanzielle Notlage geraten sind, mit Darlehen unterstützen will. Das
erklären die drei Organisationen in einer gemeinsamen Pressemitteilung.

Wie Anja Karliczek, die Bundesministerin für Bildung und Forschung, heute
mitteilt, sollen deutsche und ausländische Studierende über die
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) zinslose Darlehen in Höhe bis zu 650
Euro monatlich erhalten können. Überdies stellt das Bundesministerium für
Bildung und Forschung den im Deutschen Studentenwerk (DSW) organisierten
Studenten- und Studierendenwerken 100 Millionen Euro für deren Notfonds
zur Verfügung, als nicht rückzahlbaren Zuschuss für Studierende in
besonders akuten Notlagen.

Prof. Dr. Peter-André Alt, der Präsident der Hochschulrektorenkonferenz
(HRK), erklärt dazu: "Der Bund geht damit ein für viele Studierende
brennendes Problem an. Wir sind dankbar, dass die Betroffenen nun die
aktuelle Krise überbrücken können. Auch wenn wir uns eine solche Lösung
für alle erhofft hatten, ist der Nothilfefonds, aus dem direkte
darlehensfreie Zuschüsse gewährt werden können, eine sehr anerkennenswerte
Maßnahme. Die Bundesregierung zeigt insgesamt mit ihren
Überbrückungshilfen, dass sie sich auch für die wichtige und große Gruppe
der Studierenden einsetzen will."

Prof. Dr. Joybrato Mukherjee, der Präsident des Deutschen Akademischen
Austauschdienstes (DAAD): "Es ist sehr gut und richtig, dass Studierende
in Notsituationen nun finanzielle Unterstützung erhalten. Diese Maßnahmen
sind unerlässlich, um Studienabbrüche gerade internationaler Studierender
zu verhindern und Deutschlands exzellenten Ruf als Studiendestination für
ausländische Talente zu bewahren. Wir freuen uns insbesondere, dass auch
die von uns Mitte März angeregte Zuschusslösung Teil der
Nothilfe-Maßnahmen ist."

Prof. Dr. Rolf-Dieter Postlep, der Präsident des Deutschen Studentenwerks
(DSW) sagt: "Erst einmal begrüßen wir ausdrücklich, dass die
Bundesregierung Studierenden in finanzieller Notlage nun wirksam zu Hilfe
kommt. Wichtig ist nun, dass die Studierenden, die wegen der Corona-Pandemie
unverschuldet in eine finanzielle Notlage geraten sind, diese
Hilfen bekommen. Wir werden mit dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung nun sehr rasch das konkrete Verfahren klären, wie die Hilfe der
Studenten- und Studierendenwerke für Studierende in akuten Notlagen
ausgestaltet werden soll."


Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 30.04.2020
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RAUB/1238: Bayer-Konzern - trotz Glyphosatskandals tief im Sattel ... (SB)



Dieses Jahr ging alles glatt - die Hauptversammlung des
Bayer-Konzerns fand coronabedingt online statt, mit Protesten vor der
Tür mußte nicht gerechnet und störende Wortmeldungen aus den Reihen
der Aktionäre konnten moderiert werden, da Fragen im Vorwege
schriftlich eingereicht werden mußten. Der Vorstand wurde im
Unterschied zur Hauptversammlung 2919, als die Wellen um die
Übernahme des US-Konzerns Monsanto noch hochschlugen, entlastet. Das
Geschäftsergebnis des ersten Quartals 2020 fiel um ein Fünftel höher
aus als im Vorjahr und es wurde eine Dividende in Höhe von 2,80 Euro
je Aktie angekündigt.

Bayer ist aufgrund der 60 Milliarden Euro schweren Übernahme von
Monsanto vor zwei Jahren zwar mit rund 34 Milliarden Euro zum
Jahreswechsel hochverschuldet und steuert auf einen Vergleich in Höhe
von voraussichtlich 10 Milliarden US-Dollar zu, um die Sammelklagen
der Glyphosatgeschädigten abzuwehren. Als nunmehr größter
Saatgutproduzent und zweitgrößtes Agrochemieunternehmen der Welt
sowie wichtiger Akteur bei der Digitalisierung der Landwirtschaft
befindet sich der deutsche Chemie- und Pharmagigant aber auch in
einer Schlüsselstellung bei der Kontrolle über die weltweite
Nahrungsmittelerzeugung. Deren Bedeutung wird weiter zunehmen, wie
die durch die Coronapandemie entstandenen Versorgungslücken
hierzulande und die drastische Zunahme hungernder Menschen weltweit
zeigen.

Die häufig gestellte Frage, wieso Bayer mit der Übernahme von
Monsanto nicht nur ein Reputationsproblem erwerbe, sondern auch das
Risiko eines unabsehbaren Ausmaßes an Klagen Pestizidgeschädigter in
Kauf nehme, hat der Vorstandsvorsitzende Werner Baumann schon vor der
größten Auslandsaquisition der deutschen Unternehmensgeschichte mit
den Ernährungsproblemen begründet, die aus der schnell wachsenden
Weltbevölkerung und dem Klimawandel resultieren. Die
Konzentrationsprozesse in der globalen Agrarindustrie haben in den
letzten Jahren zur Bildung eines Oligopols geführt, dessen Akteure
den gesamten Produktionsprozeß von Nahrungsmitteln unter ihrem Dach
vereinen. Neben Bayer gehört vor allem BASF zu den Konzernen, die ihr
Geschäft mit Agrochemie, Saatgutpatenten und Landwirtschaftsdaten von
der Bundesrepublik aus betreiben.


Zwei konträre Modelle der Nahrungsmittelproduktion

"Ernährungssicherheit" lautet der euphemistische Titel des von Staat
und Kapital propagierten Akkumulationsmodells einer global
arbeitsteiligen Agrarindustrie, die mit hohem Input an fossiler
Energie und synthetischen Düngemitteln eher destruktive ökologische
Ergebnisse zeitigt. "Ernährungssouveränität" ist das Leitmotiv der
traditionellen kleinbäuerlichen und agrarökologischen
Wirtschaftsweise einer möglichst selbstbestimmten und nachhaltigen,
in lokale und regionale Strukturen eingebundenen
Nahrungsmittelerzeugung. Wie sich die Zukunft der menschlicher
Ernährung gestalten wird und wie destruktiv ihre Auswirkung auf die
Krisen des Klimas, der Biodiversität, des Bodens und des Wassers sein
werden, entscheidet sich zu einem Gutteil daran, wer künftig am
meisten Einfluß auf die Nahrungsmittelproduktion geltend machen kann.

Unter den Bedingungen des kapitalistischen Weltsystems stehen die
Chancen für die transnationale Agroindustrie, tiefgreifende Kontrolle
über das Leben von Pflanzen und Tieren zu erlangen und die
Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln zu monopolisieren, nicht schlecht.
Mit der Liberalisierung des Welthandels seit den 1980er Jahren und
der anwachsenden Bedeutung des Finanzkapitals für die Erzeugung des
gesellschaftlichen Gesamtproduktes fand eine Welle von
Unternehmensübernahmen und -fusionen statt, nach der nur noch
einige wenige Konzerne den globalen Nahrungsmittelmarkt
kontrollieren. Ein Gutteil des Geschäftes auch von Bayer beruht auf
der Patentierung biotechnologisch veränderter pflanzlicher und tierischer
Bioorganismen, der daraus resultierenden Einnahme von Lizenzgebühren
und der Vermarktung von Hochleistungssorten, die sich nicht als
Saatgut weiterverwenden lassen und resistent gegen Herbizide,
Insektizide und Fungizide aus der eigenen Agrochemikalienproduktion
sind.

Der durch den biotechnologischen und informationstechnischen
Fortschritt in der Landwirtschaft erzeugte Innovationsdruck führt zu
einer Wettbewerbsverschärfung, der viele kleine und
mittlere Betriebe nicht standhalten können. Wer seine Landmaschinen
nicht mit den Apparaturen des Precision Farmings ausstattet und
dadurch wachsende Erträge bei sinkendem Einsatz von Dünger und
Pestiziden erbringt, ist ebensowenig wettbewerbsfähig wie Landwirte,
die nicht zu den Hochleistungssorten der Saatguthersteller und ihren
spezifischen Pestiziden greifen.

Daß diese Entwicklung zugleich von anwachsenden Resistenzen bei
sogenannten Unkräutern oder Schädlingen unterlaufen wird, ist nur
eines der vielen Probleme, die die industrialisierte Landwirtschaft
bei dem Versuch in die Welt setzt, die Erträge der Böden durch eine
immer intensivere, technisch forcierte Bewirtschaftung zu steigern
oder Wachstumsprozesse mit gentechnischen Mitteln oder dem
Werkzeugkasten der Synthetischen Biologie zu optimieren. Den
bäuerlichen Betrieben werden durch die am Weltmarkt orientierte
Preiskonkurrenz Wachstumsziele aufoktroyiert, denen die Fruchtbarkeit
der Böden, die Sauberkeit des Trinkwassers und die Gesundheit des
sogenannten Nutzviehs nicht standhalten können. Artenschwund,
Desertifikation und entvitalisierte Lebensmittel sind die Folge der
systematischen Externalisierung von Kosten, die auf die Allgemeinheit
der steuerzahlenden, durch Junkfood in ihrer Gesundheit
beeinträchtigten oder durch Landraub ihres Lebenserwerbs beraubten
Bevölkerung umgeschlagen werden.

In der Logik herrschaftlicher Monopolgewalt wird sich die
Investition, die Bayer mit der Übernahme Monsantos getätigt hat,
zumindest langfristig als Erfolgsgeschichte erweisen. Der dagegen
gerichtete soziale Widerstand wird weltweit geprobt, hat es aber wie
alle Bemühungen, aus der Position der Schwächeren aktiv zu werden,
äußerst schwer. Um so wichtiger ist es, Bewußtsein für die
materiellen und gesellschaftlichen Voraussetzungen einer
Krisenbewältigung zu schaffen, die nicht mehr in den Händen des
kapitalistischen Akkumulationsregimes liegt, sondern von den
ArbeiterInnen und BäuerInnen weltweit bestimmt werden.

4. Mai 2020
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LAIRE/1373: USA Grönland - Stoßrichtung Osten ... (SB)



Im geopolitischen Dauerringen um Einflußsphären hatte Grönland vor
einigen Monaten die Begehrlichkeiten des US-Präsidenten Donald Trump
geweckt. Er wollte die Insel kaufen, ein Ansinnen, das umgehend von
Grönlands Premierminister Kim Kielsen und der dänischen
Ministerpräsidentin Mette Frederiksen zurückgewiesen wurde. Nun
wollen wir Trump, der stets um seinen schlechten Ruf bemüht scheint,
nicht unterstellen, er verfüge über rudimentäre historische
Kenntnisse, doch so "absurd", wie Frederiksen sagte, waren seine
Kaufabsichten nicht. Die Vereinigten Staaten haben einen erheblichen
Teil ihres Territoriums zusammengekauft. Wobei nicht jener Teil
gemeint ist, der den Native Americans mit vorgehaltener Waffe
"abgekauft" wurde, sondern beispielsweise Alaska, Louisiana und, ja
auch die einst teilweise von Dänemark beanspruchten Virgin Islands.
Sie wechselten 1917 für 25 Millionen Dollar (nach heutigen Wert rund
eine halbe Milliarde Dollar) den Besitzer. Und es war US-Präsident
Harry Truman, der ein Jahr nach Ende des Zweiten Weltkriegs Dänemark
die größte Insel der Welt für 100 Mio. Dollar abkaufen wollte.

Grönland steht nicht zum Verkauf, jedoch wird es seit 1951 als
dänisch-amerikanisches Verteidigungsgebiet bezeichnet und der NATO
unterstellt. Somit üben die USA bereits eine erhebliche militärische
Kontrolle über die Insel aus, auch wenn in dieser Frage Dänemark das
Sagen hat. Das steht aber gar nicht im Widerspruch zueinander, weiß
doch Dänemark, daß es im Ernstfall nicht über die Kapazitäten
verfügt, um ein so großes Territorium gegen ernsthafte
Invasionsversuche zu verteidigen. Mit über 2,1 Millionen
Quadratkilometern Fläche ist Grönland rund 50mal so groß wie das
dänische Kernland. Außerdem weist Dänemark in manchen
außenpolitischen Fragen eine größere Nähe zu den USA auf als
beispielsweise die Bundesrepublik Deutschland.

Die USA unterhalten auf Grönland unter anderem den
Luftwaffenstützpunkt Thule. Andere militärische Installationen dienen
vor allem der Überwachung des Luftraums, um beispielsweise mit
Atomwaffen bestückte Trägersysteme frühzeitig zu erkennen und
auszuschalten. Auf den Gebieten Wissenschaft mit der für die gesamte
Erde wichtigen Eis- und Klimaforschung, Kultur und nicht zuletzt
Wirtschaft sind die USA ebenfalls auf Grönland sehr präsent.

Grönland und Dänemark haben zugestimmt, daß die Vereinigten Staaten
ein Konsulat auf der Insel einrichten, wie schon einmal zwischen 1940
und 1953. Im Sommer dieses Jahres soll es in der Hauptstadt Nuuk
eröffnet werden, sofern es die Reisebeschränkungen aufgrund der
Coronaviruspandemie zulassen. Mehr als ein Dutzend andere Länder
unterhalten bereits Konsulate auf Grönland, unter anderem
Deutschland, Kanada und Südkorea.

Nach dem vergeblichen Versuch Trumps, Grönland wie eine Liegenschaft
einzuheimsen, hat die US-Regierung der Insel Entwicklungshilfe, die
aber nicht so genannt wird, in Höhe von zwölf Millionen Dollar
zugesagt. Was für die USA nicht einmal einmal Handvoll Peanuts sind,
wäre für Grönland mit einer Bevölkerungszahl von rund 55.000
zumindest so etwas wie eine volle Mahlzeit. Da sagt man nicht nein.
Die Regierungen Dänemarks und Grönlands haben der Schenkung
zugestimmt.

Die Frage, ob das Geld für die USA eine Art Türöffner darstellt, kann
mit einem klaren Nein und einem ebenso klaren Ja beantwortet werden.
Nein, weil die USA keinen Türöffner benötigen, denn die Tür steht
ihnen offen und sie sind längst schon seit Jahrzehnten im Haus. Und
Ja, weil das aus der Sicht der USA so bleiben soll und andere "Gäste"
gefälligst vor der Tür bleiben sollen.

Die finanzielle Zuwendung und die konsularische Aufwertung des
selbstverwalteten Grönlands richten sich in erster Linie gegen
Rußland und China. Beide Staaten entfalten seit geraumer Zeit
Aktivitäten in der arktischen Region, zu der auch Grönland gehört.
Rußland, weil es eine sehr lange Grenze im Hohen Norden hat und von
dort her extrem angreifbar ist. Im Verlauf der globalen Erwärmung
wird die Nordostpassage über zunehmend längere Jahreszeiten ohne
Eisbrecher befahrbar werden, also auch für Kriegsschiffe der
NATO-Staaten. Das sicherheitspolitisch nachvollziehbare Anliegen
Rußlands, doch bitte vor Antritt einer Reise durch die Passage
gefragt zu werden, wurde von den USA prompt zurückgewiesen.

China wiederum genießt seit 2013 Beobachterstatus im Arktischen Rat
und bezeichnet sich selbst als "Arktis naher Staat". Das ist nicht so
hergeholt, wie es den Anschein hat, denn die Veränderungen in den
arktischen Natursystemen berühren Chinas wirtschaftliche Interessen
unmittelbar, sei es die heimische Land- und Forstwirtschaft, die
veränderten Klimabedingungen angepaßt werden müssen, sei es die
Verkürzung der Handelsrouten durch eine eisfreie Nordwest- oder
Nordostpassage, die zu einer Neuausrichtung der Logistikketten und
anderen Maßnahmen führt. Auch Deutschland genießt Beobachterstatus im
Arktischen Rat, und sein Motiv, sich dort zu engagieren, dürfte kaum
anders gegründet sein als bei China.

Mit seiner polaren Seidenstraße will China nicht nur an der
Erschließung der Arktis als Handels- und Wirtschaftsraum teilhaben,
sondern es will der Entwicklung vorangehen. Das hat sich das Reich
der Mitte bereits einige Milliarden Dollar kosten lassen. Schon seit
einigen Jahren tobt ein Handelskrieg gegen die USA, Dänemark und
deren Verbündeten um Einfluß. Grönland wiederum versucht, nicht zum
bloßen Spielball geopolitischer Interessen zu verkommen, was
bedeutet, China nicht so brüsk die Tür zu weisen, wie es die USA und
Dänemark tun. Schließlich ist es ein potenter Geldgeber, der
umfangreiche Investitionen in anderen Ländern vorgenommen und dabei
erhebliche Erfolge vorzuweisen hat.

Ein entscheidender Faktor für die vielen geopolitischen Manöver, die
in der Arktis angelaufen sind und in den letzten Jahren deutlich an
Geschwindigkeit und Gewicht zugelegt haben, kommt der globalen
Erwärmung insbesondere des Hohen Nordens zu. Wobei der Klimawandel
auf Grönland nicht so negativ bewertet wird wie in anderen
Weltregionen. Im Gegenteil, viele Menschen freuen sich darüber, daß
Landmasse, die zuvor vergletschert war, leichter zugänglich wird. Und
von der Fischerei, der Erdöl- und Erdgasförderung und dem Abbau
mineralischer Ressourcen sowie dem Tourismus erhofft sich das Land so
hohe Einnahmen, daß es sich von Dänemark unabhängig machen könnte.
Bisher bestreitet das Königreich mit jährlichen Zuwendungen in Höhe
von über 500 Millionen Dollar rund ein Drittel des grönländischen
Haushalts. An diesem hohen Anteil sind alle Bestrebungen, einen in
allen Belangen souveränen Staat zu bilden, gescheitert.

Der hohe dänische Haushaltsbeitrag relativiert auch die zwölf
Millionen Dollar Entwicklungshilfe seitens der USA. Doch wie schon
erwähnt, vermag so ein Bakschisch die Wohlgesonnenheit der
Einheimischen zu fördern. Auch daraus können Gewohnheiten und
schließlich Strukturen erwachsen, durch die Grönland vielleicht kein
US-amerikanisches Territorium oder Außengebiet wie Puerto Rico wird,
sich aber faktisch noch enger an die USA bindet.

Insofern hat jene Summe weniger die Funktion für etwas als gegen
etwas, nämlich China. Die Zuwendung ist vielleicht gering verglichen
mit der Höhe der gelegentlichen Investitionsvorschlägen Chinas auf
Grönland - Bau mehrerer Flughäfen oder auch Bau eines Überseehafens
im südgrönländischen Narsaq -, aber Symbolpolitik ist eben nicht nur
symbolisch, sondern auch politisch, in diesem Fall geopolitisch.

4. Mai 2020
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STANDPUNKT/959: Deutsche Kommunistische Partei verurteilt Putschversuch in Venezuela (DKP)

Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
4. Mai 2020

DKP verurteilt Putschversuch in Venezuela



Zum Putschversuch in Venezuela sagt der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele: "Der
US-Imperialismus und seine Marionetten in der sogenannten Opposition in
Venezuela versuchen offensichtlich die Corona-Pandemie auszunutzen um gegen
die legitime Regierung von Präsident Maduro in Venezuela zu putschen. Über
das Wochenende des 2./3. Mai sollten bewaffnete Söldner aus Kolumbien nach
Venezuela eingeschmuggelt werden. Die DKP verurteilt diese Aggression aufs
Schärfste. Wir rufen zur Solidarität mit dem Volk von Venezuela und seiner
legitimen Regierung unter Präsident Maduro auf. Unsere Solidarität gilt
darüber hinaus unserer Schwesterpartei, der Kommunistischen Partei
Venezuelas. Stoppt den Putsch - Weg mit der Blockade gegen Venezuela."

Essen, 4. Mai 2020

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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LEISTUNGEN/659: 100 Euro mehr - Soforthilfe für arme Menschen gefordert (Paritätischer Wohlfahrtsverband)

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 2. Mai 2020

100 Euro mehr, sofort: Spitzenvertreter*innen bundesweiter Verbände und
Organisationen fordern Soforthilfe für arme Menschen



In einem gemeinsamen Aufruf fordern Spitzenvertreter*innen des Deutschen
Gewerkschaftsbundes, des Paritätischen Gesamtverbands und weiterer
bundesweiter Organisationen die Bundesregierung auf, allen Menschen, die
auf existenzsichernde Sozialleistungen angewiesen sind, einen pauschalen
Mehrbedarf von 100 Euro monatlich unbürokratisch zukommen zu lassen. Es
seien auch heute die Ärmsten, die die Auswirkungen der Corona-Krise
existentiell und mit besonderer Härte treffe. Die gemeinschaftliche
Bewältigung der Corona-Pandemie sei "auch eine Herausforderung für den
sozialen Zusammenhalt in Deutschland. Rücksicht zu nehmen, füreinander
einzustehen und finanzielle Lasten solidarisch zu teilen", sei das "Gebot
der Stunde".

Angesichts spürbar steigender Kosten für Grundnahrungsmittel, zusätzlichen
Ausgaben für notwendige Schutzkleidung und Hygieneartikel bei gleichzeitig
wegfallenden oder nur eingeschränkten Unterstützungsangeboten, aber auch
erhöhte Kommunikationskosten seien einkommensarme Menschen massiv belastet
und in wachsender Not. Die Betroffenen verfügten in der Regel über
keinerlei Rücklagen und viele von ihnen zählen zu den sogenannten
Risikogruppen. "Zusätzlich zur sozialen Isolation leiden die Menschen unter
materiellen Entbehrungen. Sie alle brauchen und verdienen unsere
Solidarität und Unterstützung", so der eindringliche Appell. Millionen
Beziehende von Hartz IV und Altersgrundsicherung lebten schon vor Corona
von Unterstützungsleistungen, die schlicht nicht ausreichten, um halbwegs
über den Monat zu kommen bzw. das soziokulturelle Existenzminimum
sicherzustellen, heißt es in einem begleitenden Anschreiben an
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil. Mit der Corona-Krise habe sich die
Situation für die Betroffenen noch einmal drastisch verschärft, so dass
unabhängig von der zum 1.1.2021 ohnehin anstehenden Neufe
stsetzung der Regelsätze, alle schon jetzt von Einkommensarmut betroffene
Menschen ab sofort 100 Euro zusätzlich erhalten und damit in der Krise
praktische Solidarität erfahren müssten. Mit "ein bisschen Catering für
wenige Schulkinder" sei es schlicht nicht getan.

Regierungen und Parlamente von Bund und Ländern hätten die Tragweite der
Krise früh erkannt und unverzüglich Hilfen in einem bisher nicht für
möglich gehaltenen Umfang bereitgestellt, was in dem Aufruf ausdrücklich
begrüßt wird: "Die wichtigen und notwendigen Hilfen für Menschen und
Unternehmen, denen innerhalb weniger Tage die Grundlagen ihrer
wirtschaftlichen Existenz entzogen wurden, zeigen, was die Gesellschaft zu
leisten vermag." Umso fataler und überhaupt nicht nachvollziehbar sei es,
dass es trotz der offensichtlichen Mehrbedarfe der Menschen, die auf
Grundsicherung angewiesen sind, bislang an einer gezielten Unterstützung
ausgerechnet für sie fehle. "In der Sorge für diejenigen, die besonderer
Hilfe bedürfen", zeige sich letztlich "der Grad an sozialem Zusammenhalt
einer Gesellschaft", mahnen die Unterzeichnenden.

Der Aufruf "100 Euro mehr sofort: Solidarisch für sozialen Zusammenhalt und
gegen die Krise" wird unterstützt von Vertreter*innen folgender
Organisationen: Arbeiterwohlfahrt Bundesverband, Campact, Der Paritätische
Gesamtverband, Deutscher Gewerkschaftsbund, Deutscher Kinderschutzbund,
Deutsches Kinderhilfswerk, Deutscher Mieterbund, Diakonie Deutschland,
foodwatch Deutschland, Katholische Arbeitnehmer-Bewegung Deutschlands,
NaturFreunde Deutschlands, Sanktionsfrei, Sozialverband VdK Deutschland,
SOVD Sozialverband Deutschland, Tafel Deutschland, Verband
alleinerziehender Mütter und Väter, Volkssolidarität Bundesverband,
Zukunftsforum Familie, Attac Deutschland.


Den Aufruf finden Sie unter: 

https://www.der-paritaetische.de/fachinfos/aufruf-100-euro-mehr-sofort-solidarisch-fuer-sozialen-zusammenhalt-und-gegen-die-krise/

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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MELDUNG/212: Projekte verbessern den Alltag auf dem Land (idw)

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) - 30.04.2020

Diese Projekte verbessern den Alltag auf dem Land

Dorfshuttle, Landretter, CoWorkLand, Meet & Ride: Eine Veröffentlichung
von BMI und BBSR stellt innovative Wege zur Sicherung der Daseinsvorsorge
vor



Dorfshuttle, Landretter, CoWorkLand, Meet & Ride: In vielen Regionen
entstehen Projekte, die das Leben auf dem Land verbessern. Sie stärken die
Daseinsvorsorge und erhöhen die Chancen für die Menschen auf Teilhabe. Das
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) und das
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) unterstützen die
Regionen dabei im Netzwerk Daseinsvorsorge. Die Erkenntnisse können
Landkreise sowie Städte und Gemeinden in ganz Deutschland zur Nachahmung
anregen. Eine neue Veröffentlichung stellt die Modellregionen mit ihren
Projekten vor.

Die Projekte decken ein breites Spektrum der Daseinsvorsorge ab. Sie gehen
in den Bereichen medizinische Versorgung, Pflege, Mobilität, Bildung oder
Fachkräftesicherung neue Wege. Der Landkreis Vorpommern-Greifswald sichert
mit dem Projekt "Landretter" beispielsweise die notfallmedizinische
Versorgung ab: Eine App auf dem Smartphone informiert geschulte,
ehrenamtliche Ersthelfer im Notfall, wenn die Rettungskräfte noch nicht
vor Ort sind. In der Region Uckermark kommt der Zahnarzt zu Menschen, die
keine Praxis aufsuchen können. Der Vogelsbergkreis lobt jährlich
Stipendien für Medizinstudierende aus. Im Gegenzug verpflichten diese sich
dazu, nach dem Studium zunächst als Hausarzt im Kreisgebiet zu arbeiten.

Im Bereich der Mobilität ergänzen einige Regionen den Linienverkehr mit
flexiblen Angeboten und verzahnen Mobilitätsangebote miteinander. Auch in
dem Feld von Arbeit und Fachkräftesicherung testen die Regionen neue
Ansätze - etwa um Jugendlichen die heimischen Betriebe näher zu bringen
oder Uni-Absolventinnen und -Absolventen die Rückkehr in die Heimat
schmackhaft zu machen. In vielen Vorhaben spielt die Digitalisierung eine
große Rolle. So versuchen einige Regionen zum Beispiel, Beschäftigten und
Selbstständigen das Arbeiten in Coworking-Spaces zu ermöglichen. Ebenfalls
wichtig sind bürgerschaftliches Engagement, eine ganzheitliche Planung
sowie vielfältige Kooperationsformen über Gemeindegrenzen hinweg. Viele
dieser Projekte und Initiativen stellen auch im Hinblick auf die
Corona-Pandemie nachahmenswerte Beispiele dar.

Die Modellregionen sind im Netzwerk Daseinsvorsorge organisiert, das das
BMI und das BBSR im Jahr 2018 initiiert haben. Das Netzwerk bündelt
Erkenntnisse im Umgang mit dem demografischen Wandel in ländlichen Räumen
und dessen Folgen für die Daseinsvorsorge. Es fördert den gegenseitigen
Austausch und vermittelt gute Beispiele. Das Netzwerk versteht sich als
"Praxisschmiede" für die Planung und Umsetzung von qualitätsvoller
regionaler Daseinsvorsorge.

Die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen Regionen
Deutschlands ist ein zentrales Anliegen und wird vom BMI unter anderem
über das Aktionsprogramm Modellvorhaben der Raumordnung (MORO) gefördert.
Das Netzwerk Daseinsvorsorge ist Teil des Modellvorhabens und trägt dazu
bei, Erkenntnisse gemeinsam mit der Planungspraxis zu gewinnen und
Strategien zu erproben. Mit dem MORO-Aktionsprogramm werden somit
nachhaltige und praxisorientierte Lösungen für aktuelle Herausforderungen
der Raumentwicklung erarbeitet. Das BBSR betreut die Modellvorhaben der
Raumordnung wissenschaftlich und organisatorisch.


Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) berät als
Ressortforschungseinrichtung die Bundesregierung bei Aufgaben der Stadt- und
Raumentwicklung sowie des Wohnungs-, Immobilien- und Bauwesens.


Interessierte können die Veröffentlichung kostenfrei beim BBSR
anfordern (ref-1-1@bbr.bund.de). Eine PDF-Version finden Sie unter
www.bbsr.bund.de.


Download:

www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Veroeffentlichungen/ministerien/MOROInfo/19/moroinfo-19-2-dl.pdf?__blob=publicationFile&v=2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution957

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/3051: Corona-Krise - Welche Berufe sind "versorgungsrelevant" und in welchen fehlen Fachkräfte? (idw)

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V. - 30.04.2020

Corona-Krise: Welche Berufe sind "versorgungsrelevant" und in welchen
fehlen Fachkräfte?



Zur Eingrenzung der Corona-Pandemie wurde die wirtschaftliche Aktivität
stark heruntergefahren. Davon ausgenommen bleiben Bereiche, die "für die
kritische Infrastruktur relevant" sind. Welche Berufe für die
Grundversorgung der Bevölkerung kurz- und mittelfristig
"versorgungsrelevant" sind, wurde bisher noch nicht ausreichend
untersucht. Das Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung (KOFA) am Institut
der deutschen Wirtschaft (IW) identifiziert in einer Studie unter
Berücksichtigung von Wertschöpfungsketten 501 relevante Berufe. Erstmalig
liegt damit eine Einschätzung vor, in welchen dieser Berufe bereits
Fachkräfteengpässe bestehen oder während der Krise zu erwarten sind.

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen sogenannte versorgungsrelevante
Tätigkeiten stark im Fokus der öffentlichen Debatte. Eine einheitliche
Diskussionsgrundlage, welche Berufe "versorgungsrelevant" sind, fehlte
bislang, da sich die vorliegenden Listen für "Kritische Infrastrukturen
(KRITIS)" auf Branchen beziehen. Das Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung
(KOFA) grenzte in seiner aktuellen Studie "Versorgungsrelevante Berufe in
der Corona-Krise" erstmals Berufe unter der Berücksichtigung von
Wertschöpfungsketten ab. Bisher standen lediglich Berufe im Fokus, die als
unmittelbar relevant für kritische Infrastrukturen gesehen wurden. Dazu
zählten beispielsweise Tätigkeiten im Gesundheitswesen oder im
Lebensmitteleinzelhandel, bei deren Ausfall nachhaltige
Versorgungsengpässe, erhebliche Störungen der öffentlichen Sicherheit oder
andere dramatische Folgen befürchtet werden. Mittelbar relevante Berufe
wurden vernachlässigt, obwohl diese Teil versorgungsrelevanter
Wettschöpfungsketten sind. So benötigen Krankenhäuser nicht nur Ärzte und
Pfleger, sondern auch medizinische Geräte, Materialien und funktionierende
Gebäudetechnik, die hergestellt und instandgehalten werden müssen.
Ausgehend von den unterschiedlichen KRITIS-Branchenlisten von Bund und

Ländern arbeitete das KOFA-Autorenteam 501 "versorgungsrelevante" Berufe
heraus. Für diese Berufe wurden in einer Corona-spezifischen
Arbeitsmarktanalyse vorhandene und drohende Engpässe identifiziert.
Die größte Corona-Fachkräftelücke liegt demnach für Gesundheits- und
Krankenpflegeberufe vor. Bereits vor der Corona-Krise bestanden hier
Fachkräfteengpässe. Nun könnten im Zuge der Pandemie aufgrund von
Corona-bedingten Mehrbedarfen, erhöhten Krankenständen und geringen
Aktivierungspotenzialen zusätzlicher Fachkräfte bis zu 163.000
Krankenpfleger fehlen. Zudem ist denkbar, dass mit bis zu 18.000 fehlenden
Spezialisten für Fachkrankenpflege, etwa auf Intensivstationen, der Mangel
in diesem Bereich noch gravierender ausfallen könnte. Aufmerksamkeit
gebührt jedoch auch den Berufen jenseits des Gesundheitsbereichs - auch
hier fehlen viele Fachkräfte. So benötigen öffentliche Verwaltungen oder
auch Banken zusätzliches Personal zur Umsetzung der bereits beschlossenen
Corona-Hilfen. Perspektivisch könnten allein an dieser Stelle über 150.000
Fachkräfte fehlen. Wichtig sind zudem viele technische Berufe,
beispielsweise in der Papier- und Verpackungstechnik.

"Um die Fachkräfteversorgung in versorgungsrelevanten Berufen
sicherzustellen, sollten kurzfristig Arbeitskräfte aktiviert werden, die
für die Herstellung der teils lebenswichtigen Güter und Dienstleistungen
zwar qualifiziert, aber aktuell nicht mit deren Erstellung oder Erbringung
beschäftigt sind", empfiehlt Dirk Werner, Leiter des KOFA. Dieser
veränderte Einsatz von benötigten Fachkräften könne durch die
Bereitstellung von passgenauen Informationen über Bedarfe und
Rahmenbedingungen sowie durch verstärkte Anreize für Arbeitskräfte und
Arbeitgeber erleichtert werden.



Über das KOFA: Das Projekt KOFA (Kompetenzzentrum Fachkräftesicherung) am
Institut der deutschen Wirtschaft startete im Mai 2011 und wird durch das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gefördert. Der Fokus
des Projektes liegt in der Unterstützung von kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU) bei der Fachkräftesicherung und der Gestaltung ihrer
Personalarbeit. Das KOFA bietet auf seiner Homepage www.kofa.de konkrete
Handlungsempfehlungen und Praxisbeispiele.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2317

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut der deutschen Wirtschaft Köln e.V., 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/3050: Wie wird Home-Office nach Corona aussehen? (idw)

WHU - Otto Beisheim School of Management - 30.04.2020

Wie wird Home-Office nach Corona aussehen?



Die Produktivität sowie die Vor- und Nachteile von Home-Office gegenüber
der Arbeit im Büro wurden bereits vor der Corona-Krise von Unternehmen und
Politik diskutiert. Studien und die Praxis zeigen, dass Arbeitnehmer
durchaus selbst in der Lage sind, einzuschätzen, ob sie durch die
Möglichkeit des Home-Office produktiver werden. Juniorprofessorin Dr.
Elena Shvartsman von der WHU - Otto Beisheim School of Management fasst
diese Erkenntnisse zusammen und stellt Überlegungen zu den Auswirkungen
des Home-Office und zur Gestaltung des Arbeitens nach Corona an. Laut
Shvartsman sollten Unternehmen bei ihren Entscheidungen auch den Wünschen
und Bedürfnissen ihrer Mitarbeiter Gehör schenken.

Das Recht auf Home-Office hat schon vor längerer Zeit den Weg in die
öffentliche Debatte gefunden, doch die Corona-Krise hat diese Arbeitsform
ins Rampenlicht und in den Alltag vieler deutscher Arbeitnehmer und Firmen
gebracht. Dabei prägten die Nachteile dieses Arbeitsformats bis zuletzt
die Vorstellung vieler Chefs: Wie koordiniere ich ein Team, wenn die Leute
gar nicht da sind? Dient Home-Office nicht als Ausrede, um einen lockeren
Tag zu Hause zu verbringen? Daher ist es nicht verwunderlich, dass laut
zweier führender deutscher Wirtschaftsforschungsinstitute viel Home-Office
Potenzial ungenutzt bleibt. Es gibt aber auch Argumente, die für das
Home-Office sprechen. So schätzen viele Arbeitnehmer den ruhigeren
Arbeitsplatz zu Hause ohne die Ablenkungen des Büros oder die bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie aufgrund größerer zeitlicher
Flexibilität und den Wegfall des Pendelns. Darüber hinaus gibt es auch
direkte Vorteile aus der Sicht des Arbeitgebers, wie zum Beispiel Einsparung
bei Büromieten aufgrund des geringeren Bedarfs an physischen Räumlichkeiten.

Die Corona-Krise hat nun viele Unternehmen dazu gezwungen, Home-Office im
Schnelldurchlauf einzuführen. Wie zu erwarten, hat dies zu gewissen
Abstimmungsproblemen geführt, da nicht immer genügend Zeit zur Verfügung
stand, um das eigene Heim für das perfekte Home-Office aufzurüsten - sei
es technisch oder räumlich. Die derzeitige Ausnahmesituation lässt sich
auch nur schwer als Maßstab für die Beurteilung der Auswirkungen von
Home-Office auf Produktivität oder die Mitarbeitermotivation heranziehen.
Dennoch dürften viele Unternehmen bereits erkannt haben, dass die meisten
Koordinationsprobleme mithilfe digitaler Tools überwunden werden können.
Schon vor einiger Zeit konnten Wissenschaftler mittels einer
repräsentativen Stichprobe der deutschen Bevölkerung sogar zeigen, dass
Mitarbeiter durch die räumliche Trennung und die damit einhergehende
erhöhte Eigenverantwortung eine größere Motivation und Eigeninitiative an
den Tag legen.

Aus Sicht der Arbeitnehmer gestaltet sich die Lage komplexer. Die
Evaluation dieser neuen Arbeitserfahrung wird wohl vor allem entlang der
Kinderbetreuungslinie verlaufen. Zurzeit finden sich in den sozialen
Medien viele Referenzen zu den großen Fortschritten, die die Menschheit in
Zeiten der Isolation gemacht hat. Zum Beispiel soll Newton während der
pestbedingten Schließung von Cambridge im Jahre 1665 unter anderem die
Gravität entdeckt haben. Dieser Erwartungshaltung der Selbstoptimierung
durch die Entschleunigung und Ruhe halten andere entgegen, dass solche
Arbeitsbedingungen nur jenen nützen, die keine Kinder betreuen müssten.
Ein weiterer und durchaus relevanter Punkt, der insbesondere für
diejenigen gilt, die allein und vermutlich in Ruhe zu Hause arbeiten
können, ist die soziale Isolation. Ein vielzitiertes, großräumig
angelegtes, Experiment in einem chinesischen Reiseunternehmen gibt darüber
Aufschluss. Zu Beginn des Experiments wurde mittels Los entschieden,
welche Mitarbeiter für mehrere Monate an vier Werktagen pro Woche ins
Home-Office dürfen und wer weiterhin wie gewohnt im Büro arbeitet. Die
Befunde dieser Studie zeigen, dass trotz durchschnittlich größerer
Produktivität im Home-Office viele Mitarbeiter am Ende des Experiments die
Rückkehr ins Büro wünschten. Viele gaben an, dass sie den Austausch mit
Kollegen vermissten. Mehr noch: Trotz der eben durchschnittlich besseren
Leistungen, wurden jene, die im Home-Office arbeiteten, seltener
befördert. Hier vermuten die Forscher, dass dies vor allem der
schlechteren Sichtbarkeit der Arbeitnehmer gegenüber den sich im Büro
befindenden Vorgesetzten geschuldet war.

Dennoch kann dieses Experiment aber durchaus richtungsweisend für unsere
Erwartungen im Hinblick auf die Entwicklung des Home-Office nach Corona
sein. Am Ende des Experiments durften alle Mitarbeiter - vorausgesetzt,
sie verfügten über das nötige Equipment und die räumlichen Möglichkeiten -
selbst entscheiden, ob sie überwiegend im Büro oder von zu Hause arbeiten
möchten. Überraschenderweise führte dies zu viel größeren
Produktivitätszuwächsen als während der zufälligen Zuteilung während des
Experiments, da sich jene für das Home-Office entschieden, deren Leistung
in der Heimarbeit auch besser ausfiel.


Weitere Informationen unter:

https://www.whu.edu/de/presse/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution204

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

WHU - Otto Beisheim School of Management, 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1964: ver.di unterstützt Lufthansa bei Forderung nach Staatshilfen (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
30. April 2020

ver.di unterstützt Lufthansa bei Forderung nach Staatshilfen und
fordert soziale Kriterien



Berlin - In einem Brief an Bundesfinanzminister Olaf Scholz und
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier setzt sich die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) gemeinsam mit der Vereinigung
Cockpit und der Lufthansa für rasche Staatshilfen für die Lufthansa
ein.

"Es ist dringend notwendig, dass der Staat durch Unterstützung der
Lufthansa die Infrastruktur des deutschen Luftverkehrs und damit auch
die Arbeitsplätze der Beschäftigten schützt", betont die
stellvertretende ver.di-Vorsitzende Christine Behle. ver.di steht auf
dem Standpunkt, dass staatliche Unterstützung an soziale Bedingungen
geknüpft werden müssen. "Staatshilfe ist, wenn es alle schützt.
Deshalb gilt es, die dringend benötigten staatlichen Darlehen mit der
Sicherung von Arbeitsplätzen und -bedingungen zu verbinden", so
Behle.

In einer schriftlichen Abfrage an die Mitglieder der Haushalts-,
Wirtschafts-, Finanz- und Verkehrsausschüsse des Bundestages hatte
ver.di in den letzten Tagen die Haltung der gewählten Vertreterinnen
und Vertreter zu dieser zentralen Forderung abgefragt. Bei dieser
ver.di-Befragung sprachen sich die MdB von Bündnis 90/Die Grünen
insbesondere für einen staatlichen Einfluss auf die
Konzernausrichtung und Tariftreue als Bedingungen für Hilfskredite
aus. Die SPD Fraktionsspitze stellt in ihrem heutigen Beschluss zum
Thema Staatshilfe unter anderem das Ziel der Tariftreue und die enge
Einbindung von Betriebsräten und Gewerkschaften im Fall von
Neustrukturierungen als Kriterium ins Zentrum. Die Partei Die Linke
votiert in der Befragung neben Einkommens- und
Beschäftigungssicherung ebenso für eine Ausweitung des staatlichen
Einflusses wie auch für Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte.

In einer gemeinsamen Initiative für die Bindung von Staatshilfe an
Einkommens- und Beschäftigtensicherung hatten sich Anfang letzter
Woche Spitzenvertreterinnen- und -vertreter der Personal- und
Betriebsräte aus dem Luftverkehr an die Politik gewandt. Ein
entsprechender Appell wurde von rund 20.000 Beschäftigten der
Luftverkehrsbranche unterschrieben.

Weitere Infos unter:

www.schutz.aero

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 30.04.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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TERMINE/961: Raum Köln - Veranstaltungen mit Werner Heidenreich, Mai - September 2020 (StadtRaum)

StadtRaum Newsletter vom 3. Mai 2020

Veranstaltungen mit Werner Heidenreich



Es ist uns gelungen in den Wochen des Lockdown ein lebendiges
Sangha-Leben aufrecht zu halten. Dank der Online-Meetings wuchs unser
Radius weit über Köln und Deutschland hinaus, an unseren Treffen
nehmen derzeit Menschen aus verschiedenen Ländern Europas teil und
verbinden sich mit uns. Ich bin sehr dankbar über diese Möglichkeiten
und glaube,dass sie derzeit die Härten und Schwierigkeiten des
Lockdowns ganz erheblich abfedern.

Wie es weiter geht mit dem öffentlichen Leben ist nicht verlässlich
abzusehen. Es werden erste Lockerungen des Lockdown eingeleitet,
zugleich warnen Experten vor diesen und schließen eine neue wesentlich
umfassendere und schlimmere Corona-Welle nicht aus. Das Ansteigen der
Neuinfektionen in einigen Nachbarländern scheint dies leider zu
bestätigen.

In diesen unsicheren Zeiten ist es natürlich sinnvoll, verbunden zu
bleiben und sich weiterhin gegenseitig Beistand zu leisten. Ich lade
Sie alle ganz herzlich ein, an unseren vielfältigen Treffen, Seminaren
und Vorträgen teilzunehmen.

Jeden Morgen (7.30-8.45 Uhr) und von montags bis donnerstags auch
mittags (13.00-14.15 Uhr) gibt es Meditationstreffen online, die für
alle Interessierten offen sind. Auch unsere Abendgruppen laufen weiter
per Zoom, ein weiterer regelmäßiger Termin ist sonntags um 17.00 Uhr
dazu gekommen. Info zu den einzelnen Angeboten siehe weiter unten

Ich biete zudem im Mai wieder Webseminare zu den Themen Achtsamkeit in
der Kommunikation und Umgang mit Krisen an. Siehe Ankündigung weiter
unten.

Aktuell möchte ich auf meinen Vortrag (per Zoom) am Sonntag, den
3.5.20 um 18.00 Uhr zum Thema Liebe und Mitgefühl aufmerksam machen.
Ich spreche im Rahmen der sehr interessanten Vortragsreihe
"Buddha-Talk", die bisher in Hamburg stattfand und jetzt per Zoom Live
übertragen wird. Die Teilnahme ist frei, Spenden sind willkommen (für
den Veranstalter). Zoom: Link Meeting ID: 378 280 692


Fortlaufende Gruppen

Gesprächs-, Meditations- und Achtsamkeitskreise

Mo.-So. Jeden Morgen Stille und Liebende Güte Meditation 

7.30 -8.45 Uhr Zoom-Meeting Spendenbasis Bitte anmelden:
Werner.Heidenreich@gmail.com

Mo.-Do. Stille und Liebende Güte Meditation 

13.00-14.00 Uhr Zoom-Meeting Spendenbasis Bitte anmelden:
Werner.Heidenreich@gmail.com

Di. 19.00 - 21.00 h (1x im Monat) 

Liebende Güte Meditation/Rezitation 14
Achtsamkeitsübungen

(1x im Monat 26.05.20) Treffen per Zoom-Meeting. Bitte anmelden:
Werner.Heidenreich@gmail.com

Mi. 20.00 - 21.30 h 

Spiritueller Gesprächskreis 

Lesung spiritueller Texte mit Austausch im achtsamen Sprechen. Treffen
per Zoom-Meeting. Bitte anmelden: Werner.Heidenreich@gmail.com

Fr. 18.30 - 20.00 h 

Meditation und Austausch - Praxis und Gesprächskreis.

Treffen per Zoom-Meeting. Bitte anmelden: Werner.Heidenreich@gmail.com

So. 17.00 - 18.30 Uhr 

Offenes Treffen: Für einander dasein 

Treffen per Zoom-Meeting (am 03.05. bereits um 16:00 Uhr Beginn)
Werner.Heidenreich@gmail.com

So. 19.15 - 21.00 h (1x im Monat) 

Austausch über unsere Praxis, Fragen und Erfahrungen 

Praxis und Gesprächskreis, Treffen per Zoom-Meeting. Termin: 24.05.20
Kosten: 10 Euro Nur mit Anmeldung: Werner.Heidenreich@gmail.com

Morgenmeditation 

Jeden Morgen von 7.30 bis ca. 8.45 Uhr meditieren wir gemeinsam per
Zoom 30 Minuten lang in Stille, nach einer kurzen Pause folgt eine 30
minütige geführte "Liebende Güte-Meditation". Zum Abschluss gibt es
ein kurzes morgendliches "Blitzlicht" über unser Befinden und ein
freundliches Verabschieden in den Tag. Es ist möglich erst um 8.00 Uhr
dazuzukommen. Info und Anmeldung: Mail Spendenbasis

Mittagsmeditation

Mo.-Do. von 13.00-14.15 Uhr. Ablauf gleich wie morgens. Es ist auch
mittags möglich erst später, 13.30 Uhr, teilzunehmen, Info und
Anmeldung: Werner.Heidenreich@gmail.com,
Spendenbasis


Rezitation der 14 Achtsamkeitsübungen 

Letzter Di. im Monat 19.00 -21.00 h (26.05.20) Zoom-Meeting,
Spendenbasis

Wir rezitieren 14 Achtsamkeitsübungen im Anschluss an eine
Metta-Meditation und tauschen uns mit Hilfe des achtsamen Sprechens
darüber aus. Einstieg jederzeit möglich, bitte anmelden:
Werner.Heidenreich@gmail.com


Spiritueller Gesprächskreis

mittwochs, 20.00 - 21.30 h Zoom-Meeting, Spendenbasis

Im Kreis tauschen wir uns über unsere Alltagserfahrungen aus,
inspirieren uns gegenseitig und lesen gemeinsam Texte, die uns Hilfe
und Orientierung auf unserem Weg geben. Wir lesen derzeit aus dem sehr
inspirierenden Buch von Thich Nhat Hanh: "Leben ist, was jetzt
passiert". Einstieg jederzeit möglich, bitte anmelden:
Werner.Heidenreich@gmail.com


Meditations- und Achtsamkeitskreis 

Freitags, 18.30 - 20.00 h 

Zoom-Meeting Spendenbasis Anmeldung: Werner.Heidenreich@gmail.com

Es wird jeweils 2 Mal 25 Minuten meditiert, zwischen den beiden
Sitzperioden gibt es eine Gehmeditation. Nach dem Meditieren folgt ein
Austausch zu einem kurzem Text aus einem Buch, zur Zeit von Jack
Kornfield: "Das weise Herz - die universellen Prinzipien
buddhistischer Psychologie".


Offenes Treffen: Für einander dasein 

Treffen per Zoom-Meeting (am 03.05. bereits um 16:00 Uhr Beginn)
Werner.Heidenreich@gmail.com

Dieser Kreis startete mit dem Beginn des "Lockdowns" und sollte eine
Möglichkeit bieten, sich in dieser schwierigen Zeit mit anderen zu
verbinden und auszutauschen. In den letzten Wochen hat sich daraus ein
internationaler Kreis von Teilnehmern gebildet, in dem mit Hilfe des
achtsamen Sprechens und Hörens ein sehr offener und einfühlender
Austausch stattfindet. Um einen befriedigenden Austausch in der
begrenzten Zeit sicher zu stellen können wir nur noch wenige neue
Teilnehmer aufnehmen. Bitte bei Interesse bei mir nachfragen.
Werner.Heidenreich@gmail.com


Austausch über unsere Praxis, Fragen und
Erfahrungen

offener Kreis Zoom-Meeting

Letzter So. im Monat; 18.30-20.00 /20.30 Uhr, Termin: /24.05.20 (!);
Spendenbasis Anmeldung: Werner.Heidenreich@gmail.com

Auf der Basis von achtsamer Kommunikation tauschen wir uns über das
Gelingen und die Schwierigkeiten in den Begegnungen mit unseren
Mitmenschen aus. Hierbei helfen wir uns gegenseitig mit unserer
Erfahrung und Weisheit. Nur mit Anmeldung:
Werner.Heidenreich@gmail.com

Beratung und Begleitung zu den Themen: spirituelle Praxis,
Kommunikation und Achtsamkeit; Termine und Anfragen:
Werner.Heidenreich@gmail.com


Seminare

Kurzübersicht:

So. 04.05.20 18.00-19.30 Uhr; öffentlicher Zoom-Vortrag

LIEBEVOLLES MITEINANDER IN ZEITEN DER KRISE - Werner Heidenreich

Do. 16.04.20 18.30-20.30 Uhr

UMGANG MIT KRISEN - ANNEHMEN WAS IST - Werner Heidenreich

Mo. 18.05. - 15.06.20; 19.00 - 20.30 Uhr (4 Abende);

Achtsamkeit in der Kommunikation - Abendkurs

Fr./Sa. 05./06.06.20; Fr. 18-21 Uhr, Sa. 10-16 Uhr; VHS Köln

Anleitung zum Glücklichsein - Glück wahrnehmen und wertschätzen lernen
- Werner Heidenreich

Fr.-So. 11.09.-13.09.20; EIAB - Waldbröl; Kurs: K2037-5

ANLEITUNG ZUM GLÜCKLICHSEIN - Werner Heidenreich

Beschreibungen:

So. 03.05.20; 18.00-19.30 Uhr; öffentlicher Zoom-Vortrag im Rahmen von
"Buddha-Talk", Spendenbasis; Zoom-Zugang: https://zoom.us/j/378280692
(Meeting-ID: 378 280 692)

Liebevolles Miteinander in Zeiten der Krise - Werner Heidenreich
Die aktuelle Krise fordert in besonderer Weise von uns eine
wohlwollende und empathische Grundhaltung. Nur mit ihr ist es möglich
anderen beizustehen, uns selbst nicht zu verlieren und auf eine
konstruktive Weise mit den Herausforderungen und Widrigkeiten der Zeit
umzugehen. Wir benötigen derzeit eine große innere Stabilität, viel
Kraft und einen offenen und friedlichen Geist, damit wir uns den
Gefühlen von Angst, Unsicherheit und Ohnmacht, die wohl jeder gerade
vermehrt erlebt, stellen können.

Wenn wir für uns selbst und für unsere Mitmenschen sorgen wollen, wir
solidarisch und verbunden in Gemeinschaften und Netzwerken handeln
wollen, bedarf es eines liebevollen Miteinander, müssen wir uns aus
den engen Angst- und Kampfstrukturen lösen, die nicht nur den anderen
sondern auch uns selbst schaden, uns voneinander isolieren und
letztlich niemanden weiterhelfen oder zu sinnvollen Lösungen
beitragen.

Im Buddhismus gibt es verschiedene Wege, um zu einer liebevollen
Haltung zu kommen. Der wohl älteste dieser Wege ist die
Metta-Meditation, die Meditation der liebenden Güte. Sie hilft dem
Geist, sich in immer tieferer Weise auf vier Grundeigenschaften der
Liebe zu verankern. Freundlichkeit, Mitgefühl, Mitfreude und
Gleichmut/Akzeptanz werden als diese vier Eigenschaften benannt.
In diesem Buddha-Talk wird Werner Heidenreich den Aufbau des
Metta-Sutra erläutern, die Meditationsschritte vorstellen und auch die
liebevolle Grundhaltung für unseren Alltag beschreiben.

Do. 14.05.20 18.30-20.30 Uhr; Zoom Meeting Spendenbasis 

Umgang mit Krisen - Annehmen was ist - Werner Heidenreich

Derzeit erleben wir viele Krisen, von denen uns einige existentiell zu
bedrohen scheinen. Krisen wollen wir lieber vermeiden und ein Leben
frei von ihnen führen. Aus buddhistischer Sicht gehören Krisen zu
unserem Leben. Es geht nicht darum, sie vermeiden zu wollen, sondern
einen geschickten Umgang mit ihnen zu entwickeln. Buddhisten
entwickeln eine Einstellung, die konstruktiv auf Krisen zugeht, auch
ihre positiven Seiten zu sehen versucht. Gelingt dies, verlieren
Krisen ihren bedrohlichen und ängstigenden Charakter und werden als
natürlicher Verlauf unseres Lebens wahrgenommen.
Anmeldung: Mail


Mo. 18.05. - 15.06.20; 19.00 - 20.30 Uhr (4 Abende);
Zoom-Meeting; Kursgebühr: Spendenbasis

Achtsamkeit in der Kommunikation - Abendkurs

Unsere Kommunikation ist geprägt von Erfahrungen, äußeren Einflüssen
und Verhaltensmustern und wird gelenkt von unseren Gefühlen und
Konzepten. Neben aufbrechenden Emotionen verleitet uns oft und eine
aggressive, feindselige Stimmung zu Äußerungen, die das Gegenteil von
dem bewirken, was wir eigentlich erreichen und ausdrücken wollen.
Mit einfachen Schritten lernen wir unsere Achtsamkeit auf unsere
Haltung und unser Befinden zu lenken. Wie geht es mir gerade, in
welcher Stimmung bin ich und auf was richtet sich gerade meine
Aufmerksamkeit? Bin ich vielleicht einseitig auf das Negative fixiert
oder bin ich auf Rache und Bestrafung aus? Höre ich dem anderen auch
zu, bin ich noch offen für ihn? Sind meine Beiträge konstruktiv und
wertschätzend oder eher zerstörerisch abwertend?

Wir werden uns mit Achtsamkeit beim Hören und Sprechen beschäftigen.
Wir betrachten unsere Worte und ihre Wirkungen, erkennen, wie wir
manipulieren, kämpfen und verletzen und auch, wie wir manipuliert oder
angegriffen werden.

Wir werden fähig, diesen Kreis von gegenseitigen Un- und
Missverständnissen zu durchbrechen und harmonisch und friedvoll zu
kommunizieren. Wir entwickeln Empathie für uns und unser Gegenüber,
entschleunigen unser Kommunizieren und erinnern uns durch
"Achtsamkeitsglocken" immer wieder daran.

Anmeldung über Werner.Heidenreich@gmail.com


Fr./Sa. 05./06.06.20; Fr. 18-21 Uhr, Sa. 10-16 Uhr; VHS
Köln, Studienhaus, Cäcilienstr. 35, 50667 Köln, Kurs: A-181804, 56
€

Anleitung zum Glücklichsein - Glück wahrnehmen und wertschätzen
lernen - Werner Heidenreich

Glück ist in unserem Alltagsleben, wenn überhaupt, nur kurzfristig zu
erreichen. Meist schon nach kurzer Zeit verlieren Begegnungen,
Situationen und Dinge, die uns zuvor glücklich machten, ihren Reiz,
verändern sich oder vergehen und wir sehnen uns nach neuen anderen
Dingen, die uns glücklich machen sollen.

Mit dieser Sicht verpassen wir all die vielen Aspekte unseres Lebens,
die wir als großes Glück wahrnehmen und für sie dankbar sein können.
Jeder Moment, auch die schwierigen und uns belastenden Augenblicke,
tragen dennoch auch viele glückliche Anteile in sich. Wir müssen sie
nur wahrnehmen und ausreichend wertschätzen. Achtsamkeit und eine
Haltung der Wertschätzung und Dankbarkeit verhelfen uns dazu. Wir
lernen und erkennen an diesem Wochenende, dass es kein objektives
Glück gibt, dass es allein unser Geist ist, der für das Empfinden von
Glück verantwortlich ist. Unabhängig von den äußeren Umständen und
auch unabhängig von unserer inneren Verfassung können wir durch Übung
zu einem stabilen glücklichen Bewusstsein gelangen.

Grundlage sind neben eingängigen Texten und Vorträgen verschiedene
Übungen und Verhaltensweisen, die uns der vietnamesische Mönch Thich
Nhat Hanh empfohlen hat. Bei allem spielt Achtsamkeit und ein bewusst
verlangsamtes ruhiges Handeln eine wichtige Rolle.
Anmeldung über VHS: Link


Fr.-So. 11.09.-13.09.20; EIAB, Schaumburgweg 3, 51545
Waldbröl; Kurs: K2037-5

ANLEITUNG ZUM GLÜCKLICHSEIN - Werner Heidenreich

Glück ist nur kurzfristig zu erreichen. Der stete Wechsel zwischen
angenehmen und unangenehmen Phasen begleitet uns durchs Leben.
Dauerhaftes Glück erscheint als eine unerreichbare Utopie. Diese Sicht
verpasst die vielen glücklichen Aspekte unseres Lebens, für die wir
dankbar sein könnten.

Wir lernen mit Achtsamkeit unseren Geist zu beobachten und entfalten
Dankbarkeit für unser Leben. Unabhängig von unseren äußeren und
inneren Umständen können wir durch weises Aufmerken, Achtsamkeit und
ruhiges Handeln zu einem stabilen glücklichen Bewusstsein
gelangen.

Ein Wohlfühlwochenende in der wunderschönen Umgebung des EIAB.

Leitung: Werner Heidenreich / Anmeldung/Info: EIAB

 * 

Quelle:

StadtRaum Newsletter vom 3. Mai 2020

Herausgeber: StadtRaum Köln

Moltkestr. 79, 50674 Köln

Telefon: 0221/56 25 805

E-Mail: Werner.Heidenreich@gmail.com

Internet: www.stadtraum.de
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SCHACH-SPHINX/07260: Analogien des Lebens (SB)

Mitunter hat es den Anschein, als ließe sich das Verhalten der
Menschen ebenso berechnen wie die Züge einer Schachpartie. Es gibt
Knotenpunkte des Interesses, dann wieder Verläufe entlang einer Front
abweichender Motivlagen, Opfer werden gebracht, um Ziele anzusteuern,
man sucht nach einem taktischen Vorteil, täuscht, verwirrt, beschwört
Komplikationen herauf. Auch das Prinzip des Mattsetzens fehlt nicht.
Man ahnt das Umschlichenwerden und trifft Vorkehrungen. Hinter jedem
Spiel steckt ein Ernst, man muß kein Psychologe sein, um das zu
erkennen. Die Welt der menschlichen Absichten hat ein Zentrum, den
Abtausch und Abgleich von Wertvorstellungen. Der eine nimmt die e6-d5-
Bauernformation ein, dort reagiert der andere mit der Besetzung
bestimmter Zentralfelder und plaziert einen Springer. Zwischen Wort
und Tat klafft immer eine Sphäre der Verhandelbarkeit. Menschen
spielen Schach nach ihrem sozialen Verhaltenskodex, nach ihren
Konzepten von der maximalen Besitzanhäufung. Im heutigen Rätsel der
Sphinx leitete Weiß den Schlußakkord ein. Seine Transaktionen hatten
ihm eine gewonnene Stellung beschert. Doch er war nicht bescheiden, er
griff nach dem Alles. Ein Umweg hätte nun 1.Tf7xb7 bedeutet, da
Schwarz in diesem Falle mit 1...Ta8-f8 noch Widerstand hätte leisten
können, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07260: Analogien des Lebens (SB)]



Speelman - Cobb

Hove 1997


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Unwucht suchte sich ihren Weg, fand die schwache Stelle und schlug
eine vernichtende Bresche, und als verlottertes Gespenst schwebte das
zerstörte 'Gleichgewicht' über den Fluten: 1.a2-a4! Lb5xa4 2.De3-a3
La4-b5 3.Tc5xb5! Dd6xa3 4.Tb5-b7+ und Schwarz verlor eine Figur und
damit die Partie.



Erstveröffentlichung am 13. April 2007

4. Mai 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - SCHULE/600: Schulpraktikum im virtuellen Klassenzimmer - Neue Wege für Lehramtsstudierende (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/600: Schulpraktikum im virtuellen Klassenzimmer - Neue Wege für Lehramtsstudierende (idw)

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 30.04.2020

Schulpraktikum im virtuellen Klassenzimmer: Neue Wege für
Lehramtsstudierende der KU



Nicht nur für die Schulen, sondern auch für Ausbildung künftiger
Lehrkräfte stellt die aktuelle Situation eine Herausforderung dar. Wie
können Studierende trotz allem die im Curriculum vorgesehene
Praxiserfahrung an Schulen sammeln, wenn derzeit herkömmlicher Unterricht
so gut wie nicht erfolgt? Die Professur für Didaktik der Englischen
Sprache und Literatur (Prof. Dr. Heiner Böttger) der Katholischen
Universität Eichstätt-Ingolstadt (KU) bietet ihren Studierenden seit
dieser Woche die Möglichkeit, die Ausnahmesituation nicht nur zu
beobachten, sondern selbst mitzugestalten.

Als Kooperation mit Pilotcharakter führen Böttger und sein Team mit allen
Partnerschulen der Professur Englischunterricht für alle Schularten durch,
der per Videoschaltung im Klassenverband stattfindet. "Wir sind in unserem
Fach bayernweit bislang die Ersten, die das studienbegleitende
Schulpraktikum in vollem Umfang anbieten", erklärt Professor Böttger.
Zudem wolle man auf diesem Weg auch den Lehrkräften an den Schulen eine
Unterstützung beim Transfer in die neue Situation anbieten.

Das verbindliche Schulpraktikum sei in der jetzigen Situation ein
institutioneller Knotenpunkt, damit Lehrkräfte, Dozierende und Studierende
miteinander Wege finden, um trotz allem einen attraktiven Unterricht zu
gestalten. "Die Herausforderung besteht darin, dass bislang für diese Form
des Unterrichtens noch keine durchgängige Didaktik existiert", so Böttger.
Sein Team hat jedoch Expertise etwa durch Seminare für die Virtuelle
Hochschule Bayern, in denen für Studierende aller Universitäten
fachdidaktische Inhalte virtuell aufbereitet werden. Die zentrale
didaktische Aufgabe bestehe darin, Lehrkräfte nicht nur technisch zu
schulen, sondern auch neue Aufgabenformate zu entwickeln, die der
Situation gerecht werden. So wechseln sich für die Schülerinnen und
Schüler Phasen des individuellen Bearbeitens von Aufgaben ab mit der
Vertiefung im direkten Dialog zu den Lehrkräften am Bildschirm. Für
Schülerinnen und Schüler, die nicht über geeigneten Endgeräte verfügen,
organisiert die Professur entsprechend Ersatz.

Für den Austausch per Video kommt insbesondere die lizenzfreie Plattform
"Big Blue Button" zum Einsatz, die etwa auch den Schulen vom Landkreis
Eichstätt zur Verfügung gestellt wird. Bei der Entwicklung von geeignetem
Unterrichtsstoff und der Planung von Unterrichtsstunden werden die rund 40
Studierenden von Dorothea Kunz und Dr. Sandra Stadler-Heer als
Mitarbeiterinnen der Professur für Englischdidaktik begleitet. "Wenn wir
nicht jetzt die Chance ergreifen, die Situation aktiv zu gestalten, wann
dann? Die Bereitschaft, neue Wege zu gehen, ist in den letzten Wochen
kontinuierlich gestiegen", sagt Kunz. "Gemeinsam mit Studierenden und
Lehrkräften arbeiten wir uns nun mit großem Engagement und Motivation
Schritt für Schritt vor", betont auch Stadler-Heer.

Die Weißenburger Grundschullehrerin Tanja Greul nimmt mit ihrer vierten
Klasse an der Kooperation teil. "Die didaktische Herausforderung liegt
darin, dass viele eingeführte Rituale, Sozialformen und Methoden in der
bisherigen Form nicht möglich sind und man über sinnvolle und praktikable
Alternativen oder Anpassungen nachdenken muss. Der Vorteil des virtuellen
Klassenzimmers liegt darin, dass die Schüler Stück für Stück mit den
digitalen Möglichkeiten vertraut gemacht werden und stetig ihre
Medienkompetenzen erweitern", erklärt sie und betont, dass die
Elternschaft sie tatkräftig unterstütze. Da die Studentinnen in ihren
Seminaren gut auf den digitalen Unterricht vorbereitet würden, könne man
voneinander lernen und Wissen austauschen.

"Über den virtuellen Unterricht können mich die Kinder als Lehrkraft bei
der Aussprache der Wörter beobachten. Ebenso kann ich die Aussprache der
Kinder überprüfen und korrigieren und so vermeiden, dass sich eine
fehlerhafte Aussprache einschleift", ergänzt Christine Wisgott von der
Grundschule in Dollnstein. Außerhalb des Video-Unterrichts könnten sich
die Schülerinnen und Schüler dann wiederum eigenständig mit schriftlichen
Aufgaben beschäftigen. Die Studentin Johanna Altmann ist positiv von den
Dollnsteiner Grundschülern überrascht: "Die Kinder kennen sich schon gut
mit den technischen Funktionen aus und haben sich vorbildlich gemeldet.
Auch wenn mir der gewohnte Kontakt fehlt, finde ich diese Art von
Unterricht sehr spannend. Wie können in dieser Zeit die Fülle an
technischen Möglichkeiten ausprobieren und gleichzeitig mithelfen." Für
ihre Kommilitonin Elisa Schuster ist es außerdem positiv, dass die Kinder
wieder zusammen lernen können: "So kann neuer Schulstoff leichter
durchgenommen werden, da die Schülerinnen und Schüler wieder direkte
Erklärungen und Präsentationen der Lehrer erhalten."

Perspektivisch kann sich Professor Böttger vorstellen, dass "digital live
distance teaching" gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Situation
künftig zu einem festen Bestandteil der Lehramtsausbildung werden könnte.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, 30.04.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/264: BR KulturBühne vertieft Zusammenarbeit mit bayerischen Bühnen (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Mai 2020

Corona-Krise

BR KulturBühne vertieft Zusammenarbeit mit bayerischen Bühnen



Die Theater bleiben geschlossen, die Bühnen sind leer. Was tun? Viele
Theater versuchen, den öffentlichen Kunst-Raum durch alternative
Formen herzustellen, auch die Theater in Bayern. Das Residenztheater
München und das Staatstheater Nürnberg etwa haben gemeinsam mit drei
weiteren bundesdeutschen Bühnen das Projekt "ZEITFÜREINANDER"
entwickelt und lassen ihre Figuren bei einem virtuellen Speed-Dating
aufeinandertreffen - mit überraschenden Ergebnissen.

Auch das Münchner Gärtnerplatztheater trotzt der Krise und bietet dem
Publikum fortan jede Woche ein neues kostenloses Digital-Format:
"Hinter dem Vorhang - Talk vom Gärtnerplatz", eine unterhaltsame und
informative Mischung aus Gesprächen mit hochkarätigen Gästen und
musikalischen Darbietungen. Beide Projekte präsentiert auch die BR
KulturBühne unter www.br.de/kultur.
"ZEITFÜREINANDER"


Speed-Dating in Zeiten von Social-Distancing

Zehn Schauspieler*innen, fünf Theater, eine Webserie Montag, 4. Mai,
und Dienstag, 5. Mai - Live-Stream ab jeweils 19.30 Uhr

"Sehnst Du Dich nach Nähe? Ist Liebe für Dich auch nicht immer nur
physisch? Schön, wenn man Zeit hat sich kennenzulernen." Aus der
Isolation und Entfernung heraus kreieren zehn Schauspielerinnen und
Schauspieler mit der Regisseurin Anne Lenk Figuren, die sich auf eine
virtuelle Suche nach Nähe begeben. Über eine Webseite für online
Speed-Dating treffen sie in kurzen, improvisierten Tête-à-Têtes
erstmals aufeinander, lernen sich kennen und gehen auf digitale
Tuchfühlung. Entstanden sind fünf Videos, die nicht nur die Herzen der
Charaktere höherschlagen lassen, sondern auch fünf derzeit vereinsamte
Theater vernetzen - das Deutsche Theater Berlin, das Düsseldorfer
Schauspielhaus, das Schauspiel Hannover sowie das Residenztheater
München und das Staatstheater Nürnberg. Jedes Theater zeigt jeweils
eine Folge auf seiner Webseite. Die Staffeln des Residenztheaters und
des Staatstheaters Nürnberg sind auch auf der BR KulturBühne im
Live-Stream zu sehen: Heute, Montag, 4. Mai, und morgen, Dienstag, 5.
Mai, jeweils um 19.30 Uhr auf www.br.de/kultur.

Ebenfalls auf der BR KulturBühne:

"Hinter dem Vorhang - Talk vom Gärtnerplatz"

Ein wöchentliches Online-Format des Staatstheaters am Gärtnerplatz

Premiere: Donnerstag, 7. Mai, um 19.30 Uhr

"Liebe auf der Bühne - Vom seelischen und musikalischen Striptease vor
Publikum"

Gäste: Brigitte Fassbaender und Ensemblemitglieder des
Gärtnerplatztheaters: Camille Schnoor, Anna-Katharina Tonauer, Daniel
Gutmann sowie Gaststar Daniel Prohaska

Geplante musikalische Einlagen: Duett aus Faschingsfee von Camille
Schnoor und Daniel Prohaska sowie Solo-Nummern von Anna-Katharina
Tonauer und Daniel Gutmann


Die BR KulturBühne

Die neue BR KulturBühne des Bayerischen Rundfunks bietet eine digitale
Bühne für Angebote von Kulturschaffenden in Bayern in Zeiten von
Corona und macht den Menschen, die gegenwärtig auf öffentliche
Kulturveranstaltungen verzichten müssen, diese und andere vom BR
ausgewählte Kulturangebote gebündelt zugänglich. Neben digitalen
Aufführungen aus dem Residenztheater, dem Staatstheater Nürnberg sowie
dem Gärtnerplatztheater zeigt die BR KulturBühne auch Formate vieler
anderer Bühnen in Bayern, dazu zählen die Münchner Kammerspiele, das
Staatstheater Augsburg, das Theater Regensburg, das Theater Bamberg,
das Marionettentheater Lindau und die Bayerische Staatsoper via
BR-Klassik.


Ausblick

Save the date: Am Donnerstag, 21. Mai, bringen Bayern 2 und die BR
KulturBühne um 21 Uhr eine besondere Audio-Premiere des
Residenztheaters ins Radio und auf die virtuelle Bühne: "M (1/2/3) -
Eine Stadt sucht einen Mörder", Triptychon von Schorsch Kamerun nach
Fritz Lang und Thea von Harbou mit Soundscapes von Cathy van Eck. Eine
gesonderte Pressemitteilung folgt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Mai 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00
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SCHAUSPIEL/1365: Magdeburg - Keine Vorstellungen und Premieren mehr in der Spielzeit 2019/2020

Theater Magdeburg

Keine Vorstellungen und Premieren mehr in der Spielzeit
2019/2020



Aufgrund der am 2. Mai 2020 durch das Land Sachsen-Anhalt in Kraft
getretenen »Fünfte Verordnung über Maßnahmen zur Eindämmung der
Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt«,
vor allem § 4, Abs. 3, dürfen Theater bis mindestens zum 27. Mai
2020 nicht für den Publikumsverkehr geöffnet werden. Das bedeutet für
das Theater Magdeburg, dass es alle in dieser Spielzeit noch geplanten
Premieren und Vorstellungen im Opern- und Schauspielhaus endgültig
absagt.

Denn auch die Probensituation ist derzeit nur sehr eingeschränkt bei
Einhaltung der geltenden Abstands- und Hygieneregelungen möglich.
Zudem benötigt der Spielbetrieb einen entsprechenden Vorlauf, der
derzeit nicht gewährleistet werden kann. Dies ist eine sehr
schmerzhafte Entscheidung. Das Theater Magdeburg sieht sich aber
aufgrund der bestehenden Verordnung und den daraus resultierenden
Limitierungen zu diesem Schritt gezwungen. Derzeit geht die Gesundheit
aller vor.

Doch die Hoffnung stirbt zuletzt: Statt der ursprünglich geplanten
Vorstellungen bis zum Spielzeitende möchte das Theater Magdeburg seine
Türen jedenfalls für eine Reihe von Kleinformaten öffnen, sobald es
dafür die Erlaubnis und die Möglichkeit von Stadt, Land und Bund
erhält. An diesem »Ersatzprogramm« arbeiten derzeit alle Sparten und
hoffen dieses im konkreten Fall, möglichst live, umsetzen zu können.
Auch diese Reihe wird unter Pandemie-bedingungen stattfinden. Das
Theater Magdeburg erarbeitet dafür ein tragfähiges Konzept, das über
die Internetseite des Theaters Magdeburg unter
www.theater-magdeburg.de veröffentlicht wird.

Das Publikum kann für diese Reihe seine Gutscheine für die entfallenen
Vorstellungen und den Restwert gleich für Abos und Vorstellungen der
nächsten Spielzeit einsetzen. Der Spielplan für die Spielzeit
2020/2021 wird mit den Premierentiteln, aber ohne genaue Termine ab
dem 13. Mai auf der Internetseite des Theaters Magdeburg und durch die
Presse veröffentlicht.

Erstattung des Kaufpreises als Gutschein:

Diesen können Zuschauer*innen innerhalb der nächsten drei Jahre für
sämtliche Vorstellungen am Theater Magdeburg einlösen.

Kostenlose Rückgabe Ihrer Theaterkarten per Post:

Dafür nutzen Zuschauer*innen bitte das Rückgabeformular auf unserer
Internetseite www.theater-magdeburg.de und senden die Karten bitte
gemeinsam mit dem ausgefüllten Formular an die Theaterkasse. Das
Theater Magdeburg überweist den Zuschauer*innen den Kaufpreis zurück.

Kostenlose Rückgabe an der Theaterkasse per E-Mail:

Dafür nennen die Zuschauer*innen alle Daten, die im Rückgabeformular
aufgeführt sind und senden dieses per E-Mail an
kasse@theater-magdeburg.de. Für allgemeine Anfragen erreichen die
Zuschauer*innen die Theaterkasse Mo. bis Fr. von 9.00 Uhr bis 17.30
Uhr per Tel: (0391) 40 490 490, per E-Mail unter
kasse@theater-magdeburg.de und per Post an die Adresse des Theaters
Magdeburg. Derzeit bleibt die Theaterkasse für den direkten
Publikumsverkehr geschlossen!


KARTENPREISE

Oper/Operette/Ballett 13-32 € (erm. 8-22 €) 

Musical 18-38 € (erm. 14-28 €) 

Sinfoniekonzerte/Konzerte Extra 17-32 € (erm. 11-20 €)

Schauspiel Bühne 20 (erm. 10 €) 

Schauspiel Studio17 (erm. 9 €) 

Schauspiel Foyer/Junges Theater/Kammerkonzert 15 € (erm. 8
€)

SWM-Card 10% Rabatt | Sparkassentag 20% Rabatt | WoBau-Card 25% Rabatt
| Netter Preis im Opernhaus jede Karte 19 €, im Schauspielhaus
jede Karte 14 € 

Vorstellungskasse jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn.

Abo- oder Vorverkauf im Opernhaus.

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Mo.-Sa. 10.00-19.30 Uhr An allen Vorstellungstagen bis 18.30 Uhr,
danach nur Vorstellungskasse, kein Abo- oder Vorverkauf.


 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INITIATIVE/572: Autoindustrie umbauen - SUVs zu Straßenbahnen! (ROBIN WOOD)

Gemeinsame Pressemitteilung vom 4.5.2020

Attac Deutschland

ROBIN WOOD

BUNDjugend

Sand im Getriebe

Autofrei leben

AnStifter e. V.

Klima- und Umweltbündnis Stuttgart

VCD Kreisverband Stuttgart e. V.

Naturfreunde Stuttgart

BI Neckartor Stuttgart

Autogipfel: SUVs zu Straßenbahnen!

Zehn Organisationen und Mobilitätsinitiativen fordern Umbau der
Autoindustrie statt Abwrackprämien und Lockerung von Umweltauflagen



Zum morgigen "Autogipfel" mit Bundeskanzlerin Angela Merkel fordern
zehn Umweltorganisationen und Verkehrswende-Bündnisse eine
grundlegende Wende in der Verkehrspolitik.

Die Organisationen lehnen die Pläne für eine neue Pkw-Abwrackprämie
und die Lockerung von Umweltauflagen entschieden ab. Stattdessen
fordern sie ein umfassendes Programm für einen klimagerechten Umbau
des Verkehrssektors: Mögliche Corona-Hilfen für die Autoindustrie sind
an strikte sozial-ökologische Vorgaben zu knüpfen. Um die Klimaziele
von Paris zu erreichen, muss der motorisierte Individualverkehr als
großer CO2-Emmitent stark zurückgefahren werden. Stattdessen sind
Fuß-, Rad und öffentlicher Verkehr massiv zu fördern.

"Um den Automobilsektor auf das nötige klimagerechte Maß zu schrumpfen
und allen Menschen Mobilität zu ermöglichen, brauchen wir Verbrauchs-
und Gewichtsbeschränkungen für Autos, Tempolimits und autofreie Zonen.
Der Straßenneubau muss gestoppt und Subventionen wie das Diesel- und
Dienstwagenprivileg müssen abgebaut werden", sagt Hendrik Auhagen von
der Attac-Kampagne einfach.umsteigen. "Das Ziel aller Maßnahmen muss
die Umstellung der Produktion auf saubere und gemeinschaftlich
genutzte Verkehrsmittel wie Busse und Bahnen sein. Es gilt, die
Autoindustrie in eine Mobilitätsindustrie umzuwandeln."

Eine Lockerung von Umweltauflagen zur Ankurbelung der Produktion, wie
von Autoherstellern gefordert, ist für die Verkehrswende-Bündnisse ein
Schritt in die vollkommen falsche Richtung.

"Es gibt ernst zu nehmende Hinweise zum Zusammenhang von
Luftverschmutzung und einer erhöhten Wahrscheinlichkeit, dass das
Corona-Virus tief in die Lungen von Menschen eindringt und
schwerwiegende, bis hin zu tödlichen Reaktionen auslöst. Forderungen,
die Umweltauflagen zu lockern, kommen daher einem Aufruf zur
Körperverletzung gleich. Die Politik muss jetzt die drastische
Reduzierung der Feinstaubemissionen durchsetzen. Das ist am besten
durch weniger Autos in unseren Städten möglich", sagt Dominique Just
von ROBIN WOOD.

Alexander Schauenburg vom Klima- und Umweltbündnis Stuttgart ergänzt:
"Der öffentliche Nahverkehr als Verkehrssystem der Zukunft leidet
unter der Corona-Krise unter massiven Einnahmeverlusten. Statt die
Autoindustrie zu fördern, brauchen die Kommunen dringend Zuschüsse, um
die notwendigen ÖPNV-Angebote aufrechtzuerhalten. Vor allem sind
schnell gewaltige Investitionen in den Ausbau des öffentlichen
Verkehrs nötig."

Die zehn Organisationen sind sich einig, dass die Coronakrise die
Chance für einen Pfadwechsel in der Verkehrspolitik bietet und werden
sich weiter gemeinsam für eine konsequente Verkehrswende einsetzen.



Links:

Attac-Kampagne einfach.umsteigen: 

https://www.attac.de/kampagnen/verkehrswende/startseite-einfachumsteigen/

ROBIN WOOD-Mobilitätskampagne: 

https://www.robinwood.de/themen/mobilit%C3%A4t

 * 
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INITIATIVE/207: Konstanz - Schüler*innen holen erneut Versäumnisse von Stadt und Politik nach (FFF)

Fridays for Future - Montag, der 4. Mai 2020

Schüler*innen holen erneut Versäumnisse von Stadt und Politik
nach



Nachdem laut Fridays for Future in Konstanz aus dem Klimanotstand
vor einem Jahr nicht die notwendigen Schritte folgten, überreichten
die Schüler*innen dem Konstanzer Oberbürgermeister Uli Burchardt
erneut einen Beschlussantrag für den Gemeinderat. Die Stadt solle das
Ziel "Klimapositiv bis spätestens 2030" beschließen und die dazu
nötigen Maßnahmen einleiten. Die jungen Klimaschützer*innen fordern,
dass die Stadt die kommenden wirtschaftlichen Umbrüche nutzt um den
Wandel hin zur klimapositiven Stadt zu schaffen.

Konstanz, 04.05.2020| Anlässlich des ersten Jahrestags der Ausrufung
des Klimanotstandes trafen sich Vertreter*innen von Fridays for Future
Konstanz mit dem Konstanzer Oberbürgermeister und Vorsitzendem des
Gemeinderates, Uli Burchardt, um gemeinsam nach vorne zu blicken und
über grundlegende nächste Schritte zu sprechen. Die jungen Konstanzer
Klimaschützer*innen Lena Gundelfinger und Jannis Krüßmann überreichten
dem Oberbürgermeister einen Beschlussantrag mit dem Ziel:
"Klimapositiv bis spätestens 2030". Diesen habe Fridays for Future in
den letzten Wochen gemeinsam mit den Gemeinderatsfraktionen
erarbeitet, damit Konstanz seine aus dem Klimanotstandsbeschluss
resultierende Zielsetzung, die Einhaltung der 1,5 Grad Grenze,
konkretisiert. Beschließt der Konstanzer Gemeinderat die überreichte
Resolution, würde Konstanz erneut, gemeinsam mit Tübingen,
deutschlandweiter Vorreiter werden. Klimapositiv bedeutet, dass
Konstanz spätestens im Jahr 2030 weniger Treibhausgase im Bereich
Energie (Strom, Wärme und Verkehr) und im Baubereich ausstoßen würde,
als durch natürliche Prozesse im Landkreis wieder aufgenommen werden.
Zwischenziele wären die Reduktion des Treibhausgasausstoßes um 30% bis
2023 sowie 60% bis 2025 gegenüber dem heutigem Niveau. "Nachdem wir
jetzt ein Jahr lang einige Trippelschritte im Klimaschutz gemacht
haben, brauchen wir endlich eine Zielsetzung, bis wann wir
klimapositiv sein wollen. Denn ohne Zielsetzung keine
Zielerreichung.", so Manuel Oestringer von Fridays for Future. Zur
Zielerreichung fordert die Resolution die Verwaltung auf, bis Ende des
Jahres, einen groben Reduktionspfad für die nächsten zehn Jahre
vorzulegen, sowie einen detaillierten für die nächsten zwei. Mithilfe
intensiver Bürgerbeteiligung soll, ebenfalls bis 2023, ein Plan zur
Umsetzung der Klimapositivität erarbeitet werden. Denkbar sei, laut
Fridays for Future, beispielsweise ein per Losverfahren ausgewählter
Bürgerrat, der gemeinsam mit Expert*innen Empfehlungen für den
Gemeinderat erarbeitet, mit welchen Maßnahmen der Klimaschutz gelingen
kann. Solche Bürgerräte, die mit etwa 80 Teilnehmer*innen besetzt
sind, wurden beispielsweise schon in Irland oder auch in Vorarlberg
erfolgreich bei besonders kontroversen Themen genutzt.

Jannis Krüßmann von Fridays for Future, der die Resolution
überreichte, betonte, wie wichtig es sei, dass der Beschluss jetzt
komme: "Neben den immer stärker spürbaren Konsequenzen der
Erderhitzung werden wir in den nächsten Monaten große wirtschaftliche
Umbrüche erleben und müssen diese nutzen um jetzt unsere Wirtschaft
fit für die Zukunft zu machen." In Richtung des Gemeinderats ergänzt
er: "Dessen sind sich auch alle Fraktionen bewusst. Wir sind daher
optimistisch, dass die Vorlage bald eingebracht und beschlossen wird.
Immerhin haben die Fraktionen ja selbst an dem Papier mitgearbeitet."

Nach der Übergabe der Resolution schenkten die Schüler*innen der Stadt
noch einen Birnbaum, als Symbol für die bevorstehende Aufgabe. Diesen
"Zukunftsbaum" solle die Stadt nach dem Willen der Klimaschützer*innen
mitten auf dem Stephansplatz einpflanzen. Damit bekräftigen sie ihre
Forderung, dass bis Ende des Jahres ein Fünftel aller Konstanzer
Parkplätze mit einem Obstbaum bepflanzt werden sollen, um so die Stadt
grüner und autofreier zu gestalten. Ein wichtiger Schritt auf dem Weg
zur klimapositiven Stadt. Lena Gundelfinger dazu: "Wenn wir eines aus
der aktuellen Krise lernen können, dann, dass wir mit den richtigen
Schritten nicht zu lange warten dürfen. Da die Stadt den Stephansplatz
bis jetzt noch nicht bepflanzt hat, haben wir einen Baum besorgt,
damit solche einfachen Maßnahmen endlich mal deutlich zügiger
vorankommen. Nur wenn wir alle einfach mit anpacken haben wir eine
Chance bis 2030 klimapositiv zu sein".


 * 


Beschlussvorlage Konstanz klimapositiv 2030

Ziel: Nachdem der Konstanzer Gemeinderat die Eindämmung der Klimakrise
und die Einhaltung der 1,5 Grad Grenze im Mai 2019 durch den
Klimanotstandsbeschluss einstimmig zur Aufgabe höchster Priorität
erklärt hat, folgt nun die konkrete Zielsetzung, um dies zu erreichen:
Konstanz wird ab 2030 im Bereich Energie und Bauen klimapositiv sein.

Dies bedeutet, dass die Konstanzer CO2e-Emissionen aus den Bereichen
Strom, Wärme, Verkehr und Bauen geringer sein werden als der
CO2e-Entzug (z.B. durch Holzzuwachs, Humusaufbau) auf Konstanzer
Boden. Zusätzlich zum Einsatz vor Ort in Konstanz wird sich die
Stadtverwaltung für stark verbesserte Finanzierungsmöglichkeiten für
Konstanzer Klimaschutzmaßnahmen durch die Bundesebene einsetzen.

BESCHLUSSANTRAG:


	Der Gemeinderat beschließt, dass die Stadt Konstanz bis spätestens 2030 in den Bereichen Strom, Wärme, Verkehr und Bauen im gesamten Stadtgebiet klimapositiv wird. Dieses Ziel wird kontinuierlich an die neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse des Weltklimarates (IPCC) angepasst.

	Klimapositiv bedeutet, dass in 1. genannte Emissionen (Strom, Wärme, Verkehr und Bauen) im gesamten Stadtgebiet geringer sind, als durch natürliche Treibhausgassenken im Landkreis Konstanz wieder aufgenommen werden.

	Die Verwaltung wird beauftragt, bis Ende 2020 die jährlichen Sektorziele im "Integrierten Klimaschutzkonzept" und dem "Energienutzungsplan Konstanz" mit der neuen Zielsetzung weiterzuentwickeln und ggf. zu ergänzen. Zur Emissionsreduktion muss ein Absenkpfad mit einer mindestens 30 prozentigen Reduktion bis 2023 und einer mindestens 60 prozentigen Reduktion bis 2025 gegenüber den Emissionen von 2019 ausgearbeitet werden. Dieser Absenkpfad wird jährlich auf seine Einhaltung überprüft. Bei Umsetzungsrückständen werden entsprechende Steuerungsmaßnahmen eingeleitet.

	Die Verwaltung wird beauftragt, mit Expert*innen einen detaillierten und dem Absenkpfad entsprechenden Maßnahmenfahrplan für die nächsten zwei Jahre (2021, 2022) zu formulieren. Dieser wird im Jahr 2020 in den Gemeinderat zur Abstimmung gebracht.

	Der detaillierte Maßnahmenfahrplan für die Jahre 2023 bis 2030 wird in enger Zusammenarbeit mit den Konstanzer Bürger*innen ausgearbeitet, um deren Expertise einzubeziehen und gleichzeitig die Akzeptanz für die Maßnahmen zu erhöhen. Die Verwaltung wird bis zum Ende des Jahres 2020 ein Konzept für den dazu nötigen Beteiligungsprozess erarbeiten.

	Spätestens im Jahr 2030 wird die Stadt den gesamten Strom- und Gasverbrauch in Konstanz in Form erneuerbarer Energien ins Netz einspeisen, so dass in diesem Bereichen in jedem Fall eine bilanzielle Klimaneutralität sichergestellt ist. Hierbei ist sicherzustellen, dass die Kompensationsenergie nicht als Öko-Energie verkauft wird. Der Fokus soll hierbei auf der Schaffung neuer Anlagen liegen, der Zukauf von Öko-Zertifikaten für Strom oder Gas ist ausgeschlossen.

	Für die Umsetzung des Beschlussantrags werden die entsprechenden personellen und finanziellen Mittel bereitgestellt.

	Auf Grund der schwierigen Überprüfbarkeit und der globalen Verantwortung schließt die Stadt Konstanz den Kauf von CO2-Zertifikaten aus Kompensations-Projekten in Schwellen- oder Entwicklungsländer aus.

	Die Verwaltung wirkt bei Bund und Land auf eine Änderung der notwendigen Rahmenbedingungen hin und spricht sich öffentlich dafür aus, um ein Erreichen des Ziels der Klimapositivität bis 2030 sicherzustellen.



BEGRÜNDUNG:

Anlass

Die Stadt Konstanz hat frühzeitig die Wichtigkeit der Eindämmung der
Klimakatastrophe erkannt
und engagiert sich seit 1992 im Klima-Bündnis. Durch die Ausrufung des
Klimanotstandes am 2.
Mai 2019 erklärte die Stadt Konstanz als erste deutsche Stadt die
Eindämmung der Klimakrise und
ihrer schwerwiegenden Folgen als Aufgabe höchster Priorität. Damit
bekräftigte die Stadt Konstanz
das Ziel, die überlebenswichtige 1,5 Grad Grenze einzuhalten.
Die hohen Temperaturen der vergangenen Jahre und die anhaltende
Dürreperiode haben jetzt
schon für uns in Konstanz empfindlich spürbare Folgen wie
Betretungsverbote und Kahlschlag in
Teilen des Lorettowalds, Waldbrandgefahr oder Ernteausfälle in der
Landwirtschaft. Dies betont
erneut und konkret, dass es seht dringlich ist vor Ort zu handeln. Wir
nähern uns immer schneller
dem Zeitpunkt, an dem eine Heißzeit unausweichlich ist. In diesem
Fall, wären weite Teile der Erde
nicht mehr für Menschen bewohnbar, unsere Zivilisation würde
zusammenbrechen und im
schlimmsten Fall, wäre das Aussterben der Menschheit noch in diesem
Jahrhundert zu
befürchten.[1] [2] Werden bestimmte Kipppunkte überschritten, wird
sich die Erde ohne
menschliches Zutun immer weiter aufheizen. Studien zeigen, dass
wahrscheinlich bereits die
ersten dieser Kipppunkte überschritten sind. [3] Der Weltklimarat
zeigt aber auch auf, dass wir den
Eintritt in diese Heißzeit noch verhindern können. Es rechnet sich,
den international erforderlichen
Strukturwandel hier in Konstanz so früh und schnell wie möglich
umzusetzen.

Es ist daher von höchster Priorität, dass die Stadt Konstanz jetzt
ihren Beitrag leistet, um eine
solche Heißzeit und das Überschreiten weiterer Kipppunkte zu
verhindern und um damit
gleichzeitig ein lebenswertes Konstanz für die heutigen und kommende
Generationen zu erhalten.
Die Corona-Krise hat zwar die Klimakrise in den Hintergrund gerückt ð
die Bewältigung der
Klimakrise hat aber weiterhin höchste Priorität für die Sicherung
unser aller Lebensgrundlagen. Die
aktuelle Krise zeigt, dass sowohl Politik als auch Gesellschaft in der
Lage sind, konsequent und
rasch zu handeln, um Menschenleben zu schützen. Es ist elementar
wichtig darauf hinzuwirken,
dass die absehbaren Konjunkturprogramme für die Wirtschaft den
Strukturwandel hin zum
Klimaschutz unterstützen.

Daher beschließt der Konstanzer Gemeinderat mit diesem Antrag ab
sofort die Einhaltung der 1,5
Grad Grenze und die damit einhergehenden Maßnahmen für eine
Klimapositivität 2030 zielstrebig
und entschieden umzusetzen. Damit dieses Ziel sichergestellt werden
kann, ist bei einer solch
wichtigen Aufgabe ein detaillierter Maßnahmenfahrplan und dessen
regelmäßige Überprüfung und
ggf. ein Nachsteuern unbedingt nötig, ebenso ein Hinwirken auf
ermöglichende
Rahmenbedingungen auf nationaler Ebene (z.B. eine CO2-Abgabe als
nationale Einnahmequelle
für zusätzliche Finanzierungsmittel für kommunalen Klimaschutz). Indem
Konstanz vorausgeht und
bundespolitische Klimaschutzgesetze mit anstößt, kann es entscheidende
Impulse setzen, dass
auch andere Ebenen zusammenarbeiten um schließlich die globale
Menschheitsaufgabe
Klimaschutz zu meistern.

Kompensationsmöglichkeiten

Um das Ziel einer klimapositiven Energieversorgung und Bautätigkeit zu
erreichen, wird es unter
Umständen nötig sein, vorübergehend nicht vermeidbare Emissionen
auszugleichen. Solche
Kompensationsmaßnahmen dürfen den für Konstanz bis 2030 stattfindenden
Ausstieg aus Kohle,
Öl und Gas nicht verlangsamen.
Es bieten sich folgende Möglichkeiten an: Zum einen CO2e-Entzug aus
der Atmosphäre z.B. durch
lokale/regionale CO2e-Bindung in Biomasse (Holzzuwachs),
Wiedervernässung von Auen und
Feuchtgebieten oder Investitionen in Anlagen zur Umwandlung von
Biomasse in lagerbaren
Kohlenstoff (Pyrolyse). Zum anderen der Ausgleich durch Investitionen
in
Emissionsvermeidungsprojekte, wie z.B. neue Anlagen zur
Energiegewinnung aus erneuerbaren
Energien.
Bei allen Kompensationsprojekten sollen stets regionale Lösungen
bevorzugt werden.




BEGRIFFSERKLÄRUNG:

CO2e: Das CO2-Äquivalent gibt an, wie viel eine bestimmte Masse eines
Treibhausgases im Vergleich zur gleichen Masse CO2 zur globalen
Erwärmung beiträgt.

[1] Im April letzten Jahres kam eine von der EU in Auftrag gegebene
Studie zu dem Ergebnis, dass im Falle einer Heißzeit das
Aussterben der Menschheit noch in diesem Jahrhundert droht.

ec.europa.eu/assets/epsc/pages/espas/index.html

[2] Der Klimawissenschaftler Professor Schellnhuber vom Potsdamer
Institut für Klimafolgenforschung erklärt in einen Interview die
Gefahr von Kipppunkten und die Auswirkungen einer Heißzeit.

www.klimareporter.de/erdsystem/wir-riskieren-den-fortbestand-unserer-zivilisation

[3] Jüngsten wissenschaftlichen Erkenntnissen zur Folge scheinen
sowohl das arktische Seeeis als auch der westantarktische
Eisschild bereits irreversibel destabilisiert.

www.spiegel.de/wissenschaft/natur/klimawandel-in-der-arktis-das-eis-am-nordpol-ist-nicht-mehr-zu-retten-a-d923c467-e6ff-4e94-92c1-03fe20c20d1b
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MASSNAHMEN/312: Gifteinsatz im Wald verstößt gegen Bundesnaturschutzgesetz (NABU TH)

NABU Landesverband Thüringen - 1. Mai 2020

Gifteinsatz im Wald verstößt gegen Bundesnaturschutzgesetz

Ministerien und Behörden ignorieren Widerspruch und
Fachaufsichtsbeschwerden des NABU Thüringen gegen den geplanten
Einsatz des Insektengiftes Mimic



Jena - Der geplante Gifteinsatz gegen den Schwammspinner in Thüringens
Wäldern verstößt laut NABU gegen das Bundesnaturschutzgesetz.
Ministerien und Behörden ignorieren den Widerspruch und die
Fachaufsichtsbeschwerde der Naturschützer. Eine eingehende Prüfung der
Argumente findet nicht statt und der Gifteinsatz steht kurz bevor.

"Die geplante Aktion stell einen klaren Rechtsverstoß gegen das
Bundesnaturschutzgesetz dar", sagt Dr. Hans Reip ein Insektenexperte
und Rechtsberater des NABU Thüringen. "Die Auswirkungen auf die lokale
Population der Tagfalterfauna inklusive der streng geschützten Arten
sowie die Population der streng geschützten Ordensbänderarten wurden
nicht betrachtet. Entweder ist somit die Ausnahmegenehmigung
rechtswidrig ergangen oder es liegt überhaupt keine
Ausnahmegenehmigung für den Eingriff in diese Artengruppen vor."
ThüringenForst hat die grob rechtswidrige
Schädlingsbekämpfungsmaßnahme für den 04.05.2020, vormittags
angekündigt. Damit will der Thüringen Forst vollendete Tatsachen
schaffen, ehe eine juristische Prüfung erfolgt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.05.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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STANDPUNKT/1179: Ecuador - Ökofaschismus und Umwelt-Rassismus, Nebeneffekte der Pandemie (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Ecuador 

Ökofaschismus und Umwelt-Rassismus: Nebeneffekte der Pandemie

Von Acción Ecológica



Die fremdenfeindliche Rechte erkennt langsam das politische
Kapital der Krise und des Versprechens, die Welt vor dem Untergang zu
bewahren.

(Quito, 17.04.2020, Acción Ecológica) - Weltweit erleben Umweltthemen
derzeit Hochkonjunktur. Die gegenwärtige Pandemie wird dabei oft mit
den ökologischen Grenzen des Planeten in Verbindung gebracht: das
Coronavirus als "Aufatmen" der Erde. In echten und gefakten Videos
sieht man Tiere, die durch die Städte streifen. Bewiesen ist die
Abnahme der Schadstoff- und Lärmbelastung, die uns die Vögel in den
Innenstädten wieder hören lässt, sowie die Rückkehr der von schlecht
geplanter Urbanisierung verfolgten Tiere in verstädterte Welten. In
China, Europa, sogar in den USA mit ihren flexibleren Grenzwerten
werden deutlich niedrigere CO2-Werte gemessen, was sowohl von der
Europäischen Raumfahrtbehörde ESA, von National Geographic als auch
vom Carbon Brief von Greenpeace registriert wurde. Die Werte sind je
nach Land um 25 bis 80% zurückgegangen. In China sind es z.B. 25%, was
200 Millionen Tonnen CO2 entspricht.

Die Pandemie rückt globale und lokale Probleme sowie mögliche
Lösungsszenarien in den Mittelpunkt der Diskussionen. Klimawandel,
Waldzerstörung und Waldbrände führen die globale Krise nah an alle
Gesellschaften heran. Wie der Klimawandel uns die Umweltkrise als
weltweites Problem vor Augen führt, zeigt das Coronavirus ähnliches in
Bezug auf unseren Körper. Aber: Für alle Themen gibt es
unterschiedliche Lesarten, ausgehend von der Position der Macht oder
vom Standpunkt der Opfer. Mit der Pandemie ist dies nicht anders.


1. Der Mythos vom Virus als "Rache der Natur" gegen den
Menschen

Diese Botschaft, die sich wie ein Lauffeuer in den digitalen Medien
verbreitete, geht davon aus, dass wir alle gleichermaßen
Zerstörer*innen der Natur sind, eine den Planeten bedrohende
"Spezies". Nun sind aber nicht alle Menschen oder Kulturen gleich, es
gibt unterschiedliche Grade an Verantwortlichkeit für die Krise. 80%
der Menschen auf der Erde sind arm, z.B. Kleinbauern und -bäuerinnen,
indigene Völker, auch wenn sie kein Land mehr besitzen. Sie
konsumieren weniger und schützen damit die Natur, und sie verfügen
über alternative Kenntnisse und Ernährungsechniken. Obwohl sie
gegenüber der kapitalistischen Geldwirtschaft nicht immun sind,
bewahren sie ihre eigenen Rhythmen und ihre auf Gegenseitigkeit und
Dauerhaftigkeit beruhenden Beziehungen zur Natur. Diese Bevölkerungen
kann man wohl kaum für die viel zitierte globale Naturzerstörung
verantwortlich machen. Die weltweite Verbreitung des Coronavirus wurde
durch verschiedene Faktoren ermöglicht bzw. begünstigt: die
Globalisierung der Märkte, der Verlust des natürlichen Gleichgewichts
und die massive Krise der Gesundheitssysteme.


Umweltzerstörung geht weiter

Die These, dass das Virus gut für die Umwelt sei, wird durch die
aktuelle Faktenlage nicht eben gestützt. So ist in Ecuador zwar der
Verkehr in den Städten zurückgegangen, aber die Förderung von Erdöl im
Amazonasgebiet und das Abfackeln von Gas werden fortgesetzt. Auch der
Einsatz von Ackergiften in den exportorientierten Bananen-Monokulturen
geht munter weiter. Dasselbe gilt für zerstörerische
Bergbau-Aktivitäten und illegale Abholzung auf indigenen Territorien.

Weniger Verkehr in den Städten, mehr Kontrolle gegen das Virus ...
aber fragt eigentlich jemand nach der Zunahme an Verpackungsmüll für
Masken und anderes Plastik? Auch sind die gesundheitlichen
Konsequenzen der Chemikalien in den Desinfektionsmitteln kaum bekannt.

An der Front der extraktivistischen Industrien, also in den ländlichen
Gebieten, ist die Situation besonders gravierend, hier gibt es sogar
eine Zunahme der Förderung von Rohstoffen, inklusive des
folgenschweren Bruchs einer Erdöl-Pipeline [1]. Hier besteht für die
Bevölkerung kaum die Möglichkeit einer Kontrolle zur Verhinderung der
Infektion. Die Regierung reagiert mit einer Intensivierung im
Rohstoffsektor und der Neuverschuldung des Landes.


2. Rechte nutzen das Virus für ihre Standpunkte

Angesichts der Waldbrände im Amazonas und in Australien, der
Hitzewellen und verschobenen Jahreszeiten ist der Klimawandel zugleich
Realität und Vorbote kommender Krisen. Zahlreiche Studien und
offizielle Berichte sprechen von einem bevorstehenden Kollaps des
Planeten, sollten wir es nicht schaffen, die Schadstoffemissionen zu
mindern, die die Erderwärmung verursachen. Neben Leugner*innen und
Scheinlösungen wie Geo-Engineering oder dem Handel mit
Emmissionszertifikaten bringt nun auch die extreme Rechte ihre eigene
Klima-Agenda in die Diskussion ein und fordert verschärfte
Migrationsregelungen und Bevölkerungskontrolle, vor allem im globalen
Süden, um der angeblichen "Bedrohung" durch die Menschen aus den
südlichen Ländern entgegenzutreten - als ob die verarmten Länder die
Erderwärmung verursacht hätten. Dabei ist die geophysisch-biologische
Krise das Produkt einer Modernisierung, die von den Zentren der Macht
ausgeht. Sie sind die Verursacher der Probleme, die anschließend in
die ganze Welt expandieren.


Ökofaschismus auf dem Vormarsch

Die fremdenfeindliche Rechte erkennt langsam das politische Kapital
der Krise und des Versprechens, die Welt vor dem Untergang zu
bewahren, argumentiert mit individuellen Verantwortlichkeiten und
verortet die Schuld an allem bei den Armen und ihrem Mangel an Hygiene
und Bildung, um schließlich beim Stichwort Überbevölkerung zu landen.
Das nennt man Ökofaschismus. In diesem Kontext brechen sich die
denkbar reaktionärsten Positionen Bahn; so gibt es bereits Anregungen
zu sozialer Euthanasie: